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Die Organisationsstrukturen unserer öffent- 
lichen Verwaltung entstanden zu Zeiten, 
als sich niemand die moderne IKT auch 
nur vorstellen konnte. Man transportierte 
Nachrichten mit dem Pferd und der Eisen-
bahn, später mit dem Auto, per Telegramm 
oder per Telefon – aber nicht per Maus-
klick, wie das heute geschieht. Dokumen-
te wurden von Hand geschrieben und  
zwischen Aktendeckeln verstaut, die da-
nach in Archiven «echt» verstaubten.

Was wir heute Informationsmanagement 
nennen, war einst sehr aufwendig und ver-
langte eine möglichst dezentrale Organi-
sation, ein enges Vorgabenkorsett für die 
Sachbearbeiter sowie ein striktes Input-
controlling, um den Umständen entspre-
chend optimale Ergebnisse zu erzielen. 
Wie speziell dieses vorinformatische Infor-
mationsmanagement bisweilen funktio-
nierte, hat Franz Kafka exemplarisch ge-
schildert. Doch auch abseits erzählerischer 
Fiktion war im wirklichen Behördenleben 
der Umgang mit Information bestimmt von 
der physischen Handhabung und dem 
Transport von Dokumenten und zeitigte 
skurrile Phänomene. Dass heute behörden-
übergreifende Zusammenarbeit – z.B. im 
Bund – so schwierig ist und oft obstruiert 
wird, ist ein Relikt aus jener Zeit, als man 
die Dokumente noch im eigenen Keller 

bunkerte und als eigenen Besitz ansah. 
Auch das behördentypische Phänomen, 
dass Menschen nach Korrektheit und nicht 
nach Leistung und psychischer Gesund-
heit beurteilt werden, ist ein kulturelles 
Erbstück einer alten Welt, in der das  
Reisen schwierig war. Denn ganzheitliche 
Beurteilungen, wie wir sie heute gerne  
fordern, verlangen zugleich Informations-
integration und Vor-Ort-Investigation, wie 
sie einst oft nicht möglich waren. 

Die aus den einstigen Einschränkungen 
für das Informationsmanagement resultie-
renden Schwierigkeiten haben sich nicht 
nur mit den Organisationsstrukturen und 
Qualitätskonzepten der Verwaltung verän-
dert, sondern auch das Denken über Ver-
waltung in den Verwaltungswissenschaften 
und die Verwaltungskultur innerhalb der 
Verwaltung.

Was seit jener Zeit geschah, war dreierlei:
– �Die Aufgaben der öffentlichen Verwal-

tungen wurden immer komplexer und 
verlangen heute immer häufiger behör-
den- und sogar grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit.

– �Die Erwartungen der Bürgerinnen und 
Bürger sowie der Wirtschaft veränderten 
sich: Heute wird ein flexibles, dienstleis-
tungsorientiertes Verhalten und ein zeit-
gerechtes Erteilen von Bescheiden er-
wartet.

– �Funktionalität und Qualität der IKT haben 
sich extrem verbessert. Dazu wuchs in 
den letzten Jahren die technische Matu-
rität und Flexibilität.

Was nicht oder nur in geringem Ausmass 
geschehen ist:
– �Die für die IKT des 19. Jahrhunderts op-

timierten Organisationsstrukturen haben 
sich wenig verändert und die fachliche 
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Logik der Strukturdiskussion basiert noch 
immer auf damaligen Erfahrungen.

– �Das Potenzial der IKT, die Verwaltung effi-
zienter und effektiver zu gestalten, wurde 
kaum genutzt. 

– �Die Führungskonzepte innerhalb der Be-
hörden sind vorinformatisch und Konzepte 
wie Don Marchands Informationsorien-
tierung scheinen – noch – unvorstellbar.

Statt ausgehend von Aufgaben, Erwar-
tungen und technischen Möglichkeiten die 
Organisationsstrukturen zu überdenken 
und bewusst neu zu gestalten, hat man 
einerseits unreflektiert technische Werk-
zeuge wie E-Mail und den damit verbun-
denen Wandel der Arbeitsprozesse akzep-
tiert und andererseits an vielen Orten die 
existierenden Strukturen verdigitalisiert 
und wandelsicher einbetoniert. Zusätzlich 
hat man oft durch Informationsfluten Cha-
os gestiftet und die Produktivität sogar re-
duziert. Ausnahmen bestätigen die Regel. 
Doch mehr und schnellere Innovationen 
werden durch die Organisationszersplitte-
rung, die häufig destruktiv instrumentali-
sierte Konsenslogik und das nicht selten 
naive Projektmanagement bei Technolo-
gieeinführungsprojekten verhindert.

Gemeinsamkeiten zwischen der 
Verwaltung des 19. Jahrhunderts 
und der Informatik des 21. Jahr-
hunderts 
Aus heutiger Sicht gibt es zwischen den 
einstigen Einschränkungen des Informa-
tionsmanagements und der Rolle des  
Territorialprinzips für die Organisation der 
öffentlichen Verwaltung eine Ursache-
Konsequenzen-Beziehung. Es ging einst 
darum, Entscheidungen dort zu fällen, wo 
die Informationen dafür gesammelt werden 
konnten, weil der Informationstransport auf-
wendig war. Ähnliche Dezentralisierungen 
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Die Schweizer Bevölkerung und die Schweizer Wirtschaft nutzen die Möglichkeiten der  
neuen Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) ausgiebig und diese verändert  
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gibt es auch heute noch in der Technik, 
der Informatik, der künstlichen Intelligenz 
und der Biologie. 

Das klassische Designprinzip für Echt-
zeitsysteme bringt es auf den Punkt: 
«Möglichst viel Intelligenz an die Periphe-
rie!» Mutatis mutandis ist das das Subsi-
diaritätsprinzip für Ingenieure, welches auch 
heute noch den Bau von komplexen Steu-
erungssystemen bestimmt. Umgekehrt ist 
das Subsidiaritätsprinzip in der Schweizer 
Verfassung eine Umsetzung des obigen 
Designprinzips für Verwaltungen – nur 
dass seine konkrete Interpretation sich 
nach den IKT-Möglichkeiten des 19. Jahr-
hunderts richtet und nicht nach jenen der 
Gegenwart. Das ist ein wesentlicher Grund, 
warum die Verwaltungsinformatik oft so 
unbefriedigende Lösungen liefert.

Wichtig erscheint mir, dass wir uns be-
wusst machen, dass es aus Sicht der  
Vergangenheit die Ursache-Konsequenzen-
Beziehung zwischen eingeschränkten tech-
nischen Möglichkeiten und dem Territorial-
prinzip deshalb nicht gab, weil man sich 
einst keine Alternative zu den existieren-
den Beschränkungen für Kommunikation 
und Informationsverarbeitung vorstellen 
konnte. Man hatte eine Verwaltung auf 
dem Boden der damaligen Realität ge-
schaffen und ein Argumentationsinstru-
mentarium erfunden, das zu dieser und 
der damit verbundenen Vorstellungswelt 
passte. Wie auch anders! Das Problem 
liegt darin, dass heute vonseiten der Nicht-
techniker mit den veralteten, praktischen 
Argumenten von einst argumentiert wird, 
während konträr dazu vonseiten der Tech-
niker das traditionelle Verwaltungswissen 
weitgehend ignoriert wird. Das Ergebnis 
ist der berühmte Kompromiss der Igno-
ranten: Die zwei Einäugigen bilden ein 
blindes Paar. Stattdessen wäre es viel 
besser, auf einer hohen Abstraktionsebene 
scheinbare Widersprüche konklusiv aufzu-
lösen und tragfähige, nachhaltige Zukunfts-
lösungen zu entwickeln. Oder anders  
formuliert: Aus der eingeschränkten Fach-
sicht und der eingeschränkten Techniksicht 
sollte eine ganzheitliche, integrierte Per-
spektive entstehen!

Dass dies möglich wäre, zeigen wissen-
schaftliche Arbeiten im Umfeld von Lenk 
und Traunmüller. Ich empfehle auch, eines 
der klassischen Lehrbücher über verteilte 
Systeme von Tanenbaum zu lesen. Dabei 
begreift man, dass die eigentliche Wissen-
schaft der Informatik im Komplexitätsma-
nagement durch Transparenz-Engineering 
besteht. Um sehr Ähnliches geht es bei 
der Aufgabe, Verwaltungsstrukturen zu 
optimieren. Moderne IKT-Architekturen mit 
Tier-Layer-Komponenten-Struktur sind des-
halb sehr gut anschlussfähig an die klas-
sischen Verwaltungskonzepte. Wenn man 

von den technischen Details abstrahiert, 
erkennt man, dass sie die gleichen Pro-
bleme nach den gleichen Grundsätzen lö-
sen. Umso einfacher sollte es sein, das 
IKT-Potenzial zu nutzen und die Verwal-
tung aus Sicht der IKT zu denken respek-
tive den IKT-Einsatz aus Sicht der Verwal-
tung zu gestalten. Das wird zu einer neuen 
Organisationsstruktur führen, deren innere 
Logik aber in der Tradition der heutigen 
Organisationsstruktur steht!

Vertrauen, Legitimierung des 
Verwaltungshandelns und 
Führungskultur in Zeiten des 
Internets
Neben den praktischen Notwendigkeiten 
des Informationsmanagements waren aber 
auch die Legitimierung des Verwaltungs-
handelns und die traditionelle Führungs-
kultur bestimmende Elemente bei der Aus-
gestaltung der Organisationsstrukturen in 
der Vergangenheit. Hier sind die emotio-
nalen und intellektuellen Hürden einer  
Modernisierung grösser als bei der Anpas-
sung des Informationsmanagements an 
die technologischen Möglichkeiten. Wir 
haben unser Verständnis von Legitimität 
und Vertrauen aus der Vergangenheit ge-
erbt und tun uns natürlicherweise schwer, 
dieses etablierte Verständnis den neuen 
kulturellen Wirklichkeiten des Internet-
Zeitalters anzupassen. Auch unsere heu-
tigen Führungsrezepte stammen weitge-
hend aus einer hierarchisch geprägten 
Kultur, in der der öffentliche Zugang zu  
politischer Information über das Hören- 
sagen und öffentliche Verlautbarungen 
funktionierte.

Dabei sind die Unterschiede zwischen 
Wirtschaft und Verwaltung gering. Ich habe 
vor wenigen Jahren bei einem Fortbildungs-
seminar erlebt, dass zwei Mitarbeiter einer 
grossen Bank mir erklärten, unser gerade 
abgeschlossenes Nationalfondsprojekt zum 
Thema Intranets mit eben dieser Bank 
hätte nie stattgefunden. Sie begründeten 
dies frei nach Christian Morgenstern da-
mit, dass es gar nicht sein dürfe, dass  
intern abteilungsübergreifend Wissen aus-
getauscht werde – also könne es so ein 
Projekt gar nie gegeben haben. Sie schie-
nen absolut überzeugt, dass Transparenz 
schadet und Informationsaustausch dem 
Geschäft abträglich sei. Und damit waren 
sie nicht die Einzigen.

Auch die Führungspraxis in der öffent-
lichen Verwaltung ist noch heute traditio-
nell geprägt durch sehr spezielle Rituale 
im Zusammenspiel von öffentlichem Recht, 
Korrektheitsprinzip und individuellen Macht-
spielen. Das führt zur weit verbreiteten 
Überzeugung innerhalb der Behörden, dass 
sinnvolle Veränderungen nicht möglich 
sind, weil das System Behörde sie grund-

sätzlich zu verhindern trachtet (und seine 
Systemangehörigen dazu erzieht). Teil des 
Systems ist, dass das Korrektheitsprinzip 
geschützte Werkstätten schafft, die von 
einzelnen Behördenmitarbeitenden exten-
siv defensiv genutzt werden. Teil des  
Systems ist auch, dass viele Kaderleute 
unternehmerisches Handeln mit Leader-
ship-Engineering, Fehlerkultur und Out-
come-Verantwortung für inkorrekt und 
ethisch verwerflich halten. Über die grund-
sätzliche Frage, ob der Staat effizient und 
effektiv handeln soll oder nicht, herrscht 
zudem politischer Dissens. Der Staat ist 
für viele «etwas anderes». Kommt nämlich 
die Diskussion vom Ideologischen zum 
Konkreten zeigt sich, dass sich eine grosse 
Mehrheit einerseits einen effektiven Staat 
wünscht, andererseits aber Massnahmen 
zur Erzielung von Effektivität fundamenta-
listisch ablehnt, damit der Staat «anders» 
bleibt. 

Die Angst vor dem Dämon 
Technik und der Unsinn  
des Festhaltens an Lösungen, 
die früher optimal waren
Zu den Schwierigkeiten eines Umdenkens 
bei den Themen Legitimierung, Vertrauen 
und Führung kommt eine grosse Angst vor 
dem Dämon Technik. Subsidiarität und 
Territorialprinzip haben ideologische Sinn-
gebungen erfahren, die mit ihren histo-
rischen Ursachen wenig zu tun haben. Je 
offensichtlicher die Diskrepanz zwischen 
Theorie und technischer Wirklichkeit wird, 
umso energischer wird die Theorie hoch-
gehalten. Das Fehlen von Online-Portalen 
avancierte gar – aus Angst vor dem tech-
nischen E-Government – zum Beweis für 
Sparsamkeit und Bürgernähe. So als ob 
es 1848 das Ziel gewesen wäre, Bürge-
rinnen und Bürger dadurch zu beglücken, 
dass man ihnen möglichst viele Gelegen-
heiten gibt, persönlich bei Behörden vor-
zusprechen.

Die Schwierigkeit, neue abstrakte und 
technologieorientierte Sichtweisen in die 
Diskussion einzubringen, hat freilich gute 
Gründe. Erstens gibt es zu viele praxisun-
taugliche Abstraktionen in der Wissen-
schaft. Manche meinen gar, theoretische 
Sauberkeit sei wichtiger als Praxisrele-
vanz. Dafür habe ich kein Verständnis, 
denn man kann selbst in der Mathematik 
keine Beweise veröffentlichen, die schön 
sind, aber nichts beweisen. Zweitens sind 
die intellektuellen Herausforderungen des 
abstrakten Denkens sehr hoch. Drittens 
tut es weh, zu erkennen, dass es gar kei-
nen Dissens mit den «anderen» gibt, wes-
halb dieser vermeintliche Dissens häufig 
besonders betont wird. So werden Inno-
vationen entweder hochgepriesen oder 
verdammt. Und viertens schüchtert Technik 
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viele ein und Ingenieure tun wenig und 
meist das Falsche, um den Menschen diese 
Angst zu nehmen. 

Gebetsmühlenhaft vorgetragene Sprü-
che à la «es ist noch nie ein Projekt an der 
Technik gescheitert» sind Ausdruck eines 
ungesunden Verhältnisses der Manager zu 
den Ingenieuren samt ihrem Dämon Tech-
nik. Scheinbar lobt man die Ingenieure, in 
Wirklichkeit aber macht man sie zu unwich-
tigen Hilfsarbeitern, die ja gar nichts falsch 
machen können. Gleichzeitig klagt man 
gerne über ihre Borniertheit und meint, mit 
den Ingenieuren auch den Dämon Technik 
klein halten zu können. Zum Glück gibt es 
eine neue Generation von Kaderleuten im 
Bund und in den Kantonen, die anfangen, 
die Gebetsmühlen zu hinterfragen.

Eine weitere Technologieverhinderungs-
strategie besteht darin, das Verlangen nach 
einer Anpassung heutiger Verwaltungs-
strukturen und Qualitätsmanagementkon-
zepte an die Möglichkeiten der Informatik 
als eine ignorante, besserwisserische Kri-
tik an erprobten Traditionen zu brandmar-
ken. Diese Argumentation verkennt, dass 
es nur um eine Kritik am Fortbestand der 
alten Strukturen geht. Es ist unbestritten, 
dass diese einst sehr guten Lösungen für 
die damaligen Anforderungen, Möglich-
keiten und Erwartungen waren. Aber das 
waren zu ihren Hoch-Zeiten auch die  
Organisationen des Dschingis Khan, des 
alten Rom und des k.u.k. Kakanien. Trotz-
dem käme niemand – abgesehen von  
Extremnostalgikern – auf die Idee, sich eine 
von ihnen heute zum Vorbild zu nehmen.

Es mag zwar richtig sein, dass die 
Schweiz von 1848 der Schweiz von 2008 
ähnlicher ist als das Kakanien von 1914 
dem Österreich von 2008, weil die Werte 
und die Interessen der Menschen in der 
Schweiz sich in den letzten 160 Jahren 
kaum verändert haben. Trotzdem lebt und 
wirtschaftet man dank der neuen IKT-
Möglichkeiten in der Schweiz heute an-
ders als früher. Entsprechend haben sich 
die Erwartungen an Behörden verändert.

Doch während die öffentliche Verwaltung 
sehr wohl auf die geänderten Erwartungen 
reagierte und in den letzten hundert Jahren 
ihre Leistung in einem schier unglaublichen 
Ausmass steigerte, blieb die alte Organisati-
onsstruktur unangetastet und die Nutzung 
des IKT-Potenzials eine halbherzige. Aus-
nahmen bestätigen die Regel, blieben aber 
Seltenheit. Mittlerweile zeichnen sich die 
Grenzen des Produktivitätsfortschritts inner-
halb der alten Struktur immer klarer ab. 
Ohne relativ weitgehende Strukturände-
rungen werden die Verwaltungskosten in 
den nächsten Jahren stark anwachsen – 
oder die Qualität der Verwaltungsleistungen 
gemessen an den Erwartungen und Aufga-
ben wird signifikant sinken. 

Vergesst die Systemtheorie! 
Oder fangt zumindest an, über 
die Zukunft nachzudenken
Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den: Es gibt zwar viele Mythen, die gegen 
eine Modernisierung der Verwaltungsstruk-
turen sprechen. Aber es ist klar, dass Ver-
änderungen natürlich sind und über die 
Ähnlichkeit zwischen Verwaltungslogik und 
IKT-Logik gibt es auch einen natürlichen 
Weg zur Veränderung. Warum geschieht 
diese trotzdem nur immer im Detail und 
nicht im Ganzen? Zu denken gibt die  
Tatsache, dass die Behördenkulturen in 
Europa sehr unterschiedlich sind und die 
Systeme sich trotzdem gleich verhalten, 
wie auch die Tatsache, dass die Behör-
densituationen auf den unterschiedlichen 
föderalen Ebenen sehr unterschiedlich 
sind und trotzdem die Probleme die  
gleichen scheinen. Gibt es hier ein Meta- 
system oder ist der Mythos der Reform-
unfähigkeit einfach nur Mumpitz?

Es erhellt einiges, wenn man sich  
bewusst macht, dass der einflussreiche 
Soziologe Niklas Luhmann lehrte, die 
Technologie zu ignorieren. Von ihm ist der 
Satz überliefert: «Wenn eine Nachricht von 
Burg zu Burg transportiert wird, interes-
siert mich der Inhalt und nicht die Rasse 
des Pferdes.» Viele folgen ihm in dieser 
Auffassung noch heute: In weiten Teilen 
von Kunst und Politik wird Technik als  
etwas Exogenes aufgefasst. New Public 
Management (NPM) scheiterte nicht zu-
letzt daran, dass es altmodisch technikfrei 
gedacht wurde. Und selbst der Übervater 
der modernen Managementwissenschaf-
ten, Peter Drucker, dem wir so viele  
zentrale Konzepte wie das des Wissens-
arbeiters, des Lean Management und  
der Kernkompetenzen verdanken, hat  
nur geahnt, wie fundamental die Verände-
rungen durch IKT einst sein werden  
würden.

Wenn also heute die Verwaltung noch 
nicht veränderungsbereit ist, dann ist  
das nicht so sehr Ausdruck einer konser-
vativen Grundhaltung oder einer man-
gelnden operativen Flexibilität. Sondern es 
liegt vor allem daran, dass es bislang  
nicht sehr opportun war – angesichts  
weit verbreiteter Technologieängste und 
einer Technologieignoranz bis tief in  
die Wissenschaften hinein –, darüber 
nachzudenken, wie ein IKT-kundiger Staat 
der Zukunft ausschauen könnte. Selbst 
die E-Government-Forschung beschäf-
tigte sich bisher fast exklusiv mit der  
Digitalisierung des Staats der Vergangen-
heit. Doch es ist keine valable Option, sich 
dem Nachdenken über den Staat der  
Zukunft zu verschliessen, denn die  
Komplexität der staatlichen Aufgaben wird 
weiter wachsen.

Das Nachdenken über  
die Zukunft beginnt mit  
den richtigen Fragen …
Denkt man über den Staat der Zukunft 
nach, stellen sich mehrere grundsätzliche 
Fragen, zum Beispiel: Hat sich an den 
Möglichkeiten zur Legitimierung des Ver-
waltungshandelns durch die «Internetisie-
rung» etwas verändert? Welche neuen  
Organisationsmöglichkeiten für den Staat 
ergeben sich durch die IKT? Wie können 
moderne Führungskonzepte mit dem  
öffentlichen Recht in Einklang gebracht 
werden, dem in der Regel teleologisches 
Formulieren fremd ist? Wie können wir 
technische, organisatorische und recht-
liche Perspektiven zu einer genuinen  
modernen Verwaltungsperspektive inte-
grieren, ohne eine einsame intellektuelle 
Nische zu schaffen? Welche Modellie-
rungsstrategien sollen wir beim Entwurf 
visionärer Architekturkonzepte für den 
Staat der Zukunft anwenden?

In der BWL und den Verwaltungswis-
senschaften gibt es bisher wenig über-
zeugende Antworten auf diese Fragen.  
Die generische Managementlogik tut sich 
schwer, das Komplexitätsmanagement der 
IKT zu verstehen, und in der Praxis hat 
man oft Angst vor der Innovationsdomi-
nanz der IKT. Umgekehrt beherrscht die 
Informatikabteilung oft ihr eigenes Kom-
plexitätsmanagement-Handwerk nicht. So 
meint das schöne Wort IT-Alignment meist, 
dass «die IT» umsetzt, was «das Business» 
vorgibt – oder das Gegenteil davon. Das 
Ergebnis ist eine optimal digitalisierte, ver-
änderungssichere Vergangenheit, die mit 
IKT noch unflexibler ist als ohne IKT – oder 
umgekehrt eine Ablauforganisation, die sich 
den Vorgaben vom Enterprise Resource 
Planning System unterwirft. Gute Lösungen 
können aber nur durch das gemeinsame 
Denken von Fachsicht und IKT entstehen. 
Die öffentliche Verwaltung muss deshalb 
eigene Antworten auf die obigen Fragen 
formulieren.

… und Shared Service Centers 
spielen dabei eine zentrale Rolle
Wir haben für diese Ausgabe Shared  
Service Centers (SSC) zum Thema des 
Fachteils gemacht, weil sie eine der wich-
tigsten Metaphern für die Gestaltung des 
Staats der Zukunft sind. Die Kernidee von 
SSC ist einfach: Ein Dienstleister bietet für 
mehrere interne Kunden Leistungen an. 
Traditionell geschieht das im Bereich der 
Supportprozesse innerhalb einer Behörde 
oder eines Behördenzweckverbands. Die 
Leistungserbringung erfolgt als Dienstleis-
tung, deren Qualität mit einem Service  
Level Agreement (SLA) vereinbart wird. 
Das verändert die Beziehung zwischen 
Leistungsbeziehern und Leistungserbringern: 
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Aus einer traditionell hierarchischen Bezie-
hung wird eine vertragsbasierte. Typische 
Leistungsbereiche sind Informatik, Finan-
zen, Personal, Beschaffung, Transport oder 
Gebäudeverwaltung. 

Das klingt unspektakulär und nicht gross 
nach Zukunft des Staats, aber genau des-
halb ist es anschlussfähig an die Gegen-
wart. Der Schritt in die Zukunft passiert 
dort, wo nicht nur Supportprozesse, son-
dern auch Kernprozesse von Shared  
Service Centers übernommen werden und 
dieses Angebot behördenübergreifend ge-
nutzt wird. Eine mögliche Zukunftsvision 
ist ein E-Government-Service-Grid, beste-
hend aus verschiedensten SSC, die über 
ein erweitertes Sedex-System vernetzt 
sind, welches die Fachlogik für eine auto-
matische Vernetzung implementiert.

Nutzen, Schwierigkeiten und 
Zukunftsperspektiven für SSC  
in der öffentlichen Verwaltung
Primäre Ziele von SSC sind mehr Transpa-
renz über Bedarf, Kostentreiber und wie-
derkehrende Probleme, höhere Professio-
nalisierung der Leistungserbringung und 
des Kundenmanagements, eine Speziali-
sierung und Höherqualifizierung der Mitar-
beitenden, eine Standardisierung der Ba-
sisinfrastruktur, Daten und Applikationen 
und eine Optimierung der Prozessland-
schaft. Das hat mehrere Nutzeneffekte. 
Das Management des Leistungsbeziehers 
wird entlastet. Klassische Bündelungs- und 
Skaleneffekte – reduzierte Kosten, schnel-
lere Reaktionszeiten, geringere Fehlerquo-
ten, effizientere Ressourcennutzung – tre-
ten auf und können dank der Transparenz 
gezielt gefördert werden. Und nicht zuletzt 
steigt die Leistungsqualität.

Dies alles zu erreichen, ist aber nicht 
einfach. Es muss eine vernünftige Auftei-
lung in lokal erbrachte und in beim SSC 
oder extern bezogene Leistungen gefun-
den werden. Die «Kunden» haben unter-
schiedliche Bedürfnisse, die nicht alle glei-
chermassen erfüllt werden können. Ohne 
Vereinfachung der technischen Landschaft 
und der Ablaufstrukturen können die Nut-
zeneffekte aber nicht oder nur einge-
schränkt erreicht werden. Notwendig ist 
ein fairer Interessenausgleich zwischen 
den Beteiligten, die typischerweise auch 
unterschiedliche Kulturen pflegen und sich 
meist schwer tun, mit den SLA umzuge-
hen. SSC schaffen Distanz zwischen  
Kunden und Anbietern, die durch ein dedi-
ziertes Kundenmanagement auf Anbieter-
seite überbrückt werden muss.

Die Einführung von SSC verlangt eine 
sorgfältige Planung, viele Vorbereitungs-
arbeiten, insbesondere die Klärung recht-
licher Fragen und einen langen Atem. Sie 
stellt einen Wandelprozess dar und sollte 

als solcher geführt werden. Wichtig sind 
eine emotional packende Kommunikation 
der Notwendigkeit und des angestrebten 
Nutzens, die redundante Erläuterung der 
Ziele und des neuen Dienstleistungsmo-
dells, ein dediziertes Management von Er-
wartungen und Ängsten und rechtzeitige 
Qualifizierungsmassnahmen für die zukünf-
tige SSC-Mitarbeitenden. Voraussetzung für 
Erfolg ist ein verständliches Architektur- 
modell, das auf der obersten Abstraktions-
sicht die Aufteilung der Leistungserbringung 
und die Kontrollbeziehungen beschreibt.

Die grosse Bedeutung von SSC für die 
Entwicklung künftiger staatlicher Organi-
sationsstrukturen ergibt sich aus ihrer Affi-
nität zur digitalen Ressourcenintegration, 
die eine Staatsarchitektur voraussetzt. (Sie 
umfasst neben global und universell nutz-
baren digitalen Identitäten und lokalen 
CSCW-Modellen auch ontologiebasierte 
Informationsbusse, Konzepte zur kontrol-
lierten Öffnung von ERP-Systemen, Onto-
logien für organisatorische Interoperabilität 
und SOA-/POA-Mertarchitekturen zur Pro-
zessintegration.)

Das Kernbetriebsmodell für eine opti-
male IKT-Nutzung in Behörden sind ge-
meinsame Strukturen – von der Kommuni-
kationsinfrastruktur über Datenmodelle, 
Standardapplikationen und Standardpro-
zesse bis zu Schnittstellen-Spezifikationen. 
Klare Staatsarchitekturen sind einerseits 
die ideale Voraussetzung für SSC und an-
dererseits schaffen SSC klare Strukturen 
und Schnittstellen für die digitale Ressour-
cenintegration. So fördern sich SSC und 
die digitale Ressourcenintegration gegen-
seitig und es wird klar, dass eine Be-
schränkung von SSC auf Supportprozesse 
keine Notwendigkeit ist – ganz im Gegen-
teil! Es gilt sogar ein Integrations-Separa-
tions-Pradoxon: Die Ressourcenintegration 
macht eine saubere Separation in Vertrieb, 
Ausführung und Kontrolle möglich und  
diese wiederum ermöglicht eine Neuinter-
pretation des Subsidiaritätsprinzips: Wäh-
rend die Ausführung in Shared Service 
Centers passiert, verbleibt ein Teil der 
Kontrolle an der Peripherie. Bis das Reali-
tät werden kann, sind noch viel Architek-
turforschungsarbeit und viele Praxis-Trials 
notwendig.

EU-Dienstleistungsrichtlinie 
erhöht den Druck zur digitalen 
Ressourcenintegration, auch  
in der Schweiz
Die aktuellen eCH-Konzepte zur Prozess-
integration antizipieren bereits einige wich-
tige Aspekte von E-Government-Service-
Grids, aber sie müssen erst in der Praxis 
erprobt werden. Dabei kommt neuer Druck 
aus dem Ausland. Die EU-Dienstleistungs-
richtlinie ist ab Ende 2009 gültig und wird 

vermutlich zirka 2015 tatsächlich weitge-
hend implementiert sein. Ignoriert man 
Details, dann sieht die Richtlinie vier kri-
tische Elemente vor: 
– �Es gibt keinen Behördenrundlauf mehr, 

sondern einheitliche Ansprechpartner 
(EAP), mit denen elektronisch kommuni-
ziert werden kann.

– �Über die Berechtigung zu Dienstleistungen 
entscheidet das Recht des Ursprungs-
lands und zum Nachweis genügen Origi-
naldokumente.

– �Die Genehmigungsfiktion zwingt die Be-
hörden zum Einhalten von Entscheidungs-
fristen.

– �Ein Normenscanning soll den Verordnungs- 
und Geschäftsprozesswald lichten.

Voraussetzung dafür ist eine digitale  
Ressourcenintegration bisher ungekannten 
Ausmasses. Ergebnis wird eine drastische 
Erhöhung der Standortattraktivität der EU 
sein. Wollen wir in der Schweiz dagegen-
halten, müssen wir mittelfristig einen  
E-Government-Service-Grid für den Wirt-
schaftsstandort Schweiz realisieren, der 
mit den zukünftigen EAP-Portalen der  
EU-Staaten interoperabel, aber möglichst 
noch besser auf die Bedürfnisse der Wirt-
schaft zugeschnitten ist! Das Normen-
scanning kommt dann ganz von selbst als 
Folge der erhöhten Transparenz. Wenn wir 
dazu bereit sind, wird es einfacher sein, 
als wir alle uns das vorstellen können.
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Zu dieser Ausgabe�

infolge von Akzeptanzproblemen SSC in 
Verwaltungen häufig bevorzugt. Die Frage 
bezüglich Shared Services versus Out-
sourcing in der Verwaltung wurde auch an 
der Tagung E-Gov Fokus «Shared Services 
in der öffentlichen Verwaltung» diskutiert 
(S. 36). Die Vertreter aus der Verwaltung 
waren sich dabei mehrheitlich einig: Für 
Supportprozesse sei externes Outsourcing 
für die Verwaltung häufig der Optimalfall, 
jedoch aufgrund von Akzeptanzproblemen 
zurzeit oftmals undenkbar. Im Bereich der 
Kernprozesse der Verwaltung können in-
terne Shared Services hingegen absolut 
berechtigt sein. Das Wichtigste bei allen 
Formen der Einführung der zentralen Leis-
tungserstellung sei das Überdenken der 
bestehenden Organisations- und Prozess-
strukturen sowie der Aufgabenteilung.

Vernetzte Leistungserstellung 
dank neuen Technologien
Organisationsformen wie SSC oder Out-
sourcing sind eine Frage der Gestaltung 
der Leistungstiefe. Tino Schuppan, Ge-
schäftsführer des Institute for eGovern-
ment an der Universität Potsdam, reflek-
tiert in seinem Beitrag neue Formen der 
Arbeitsteilung zwischen Organisationen, 
welche durch neue Technologien ermög-
licht werden. Durch die neuen Möglich-
keiten der vernetzten Leistungserstellung 
werden sich die Kriterien der Leistungs-
tiefengestaltung resp. der Auslagerungs-
entscheidungen zunehmend verändern  
(S. 54).

Öffentliche Verwaltungseinheiten kön-
nen nicht einfach gezwungen werden, ihre 
Leistungen aus Kosten- und Qualitäts-
gründen zu zentralisieren. Deshalb brau-
che es gezielte Anreizmechanismen, damit 
sich Verwaltungseinheiten bestehenden SSC 
auch wirklich anschliessen, schreibt Konrad 
Walser, Senior-Researcher am Kompetenz-
zentrum Public Management und E-Go-
vernment (S. 58).

Erfahrungen, Chancen und 
Risiken 
Ein für die Bundesverwaltung richtungs-
weisendes Pilotprojekt wird in diesem Jahr 
im Eidg. Finanzdepartement (EFD) abge-
schlossen. Der Aufbau der Dienstleis-
tungszentren für Personal und Finanzen 
im EFD soll Erfahrungen für Projekte in der 
gesamten Bundesverwaltung bringen. Der 
Projektleiter Pius Breu schreibt in seinem 

Raphael Scherrer
Chefredaktor «eGov Präsenz», 
Kompetenzzentrum  
Public Management und  
E-Government 
raphael.scherrer@bfh.ch

Beitrag über Chancen und Risiken beim 
Aufbau von SSC in der Verwaltung (S. 66). 
In einem weiteren Artikel wird der Aufbau 
der SSC im EFD aus Sicht des Umset-
zungspartners beschrieben (S. 68).

Ein Beispiel für eine Outsourcinglösung 
in der Verwaltung präsentiert der Kanton 
Solothurn, welcher die Archivierung von 
elektronischen Dokumenten und die Ver-
arbeitung von Papierakten extern aus- 
gelagert hat (S. 74).

Im Rahmen der Praxisbeiträge aus dem 
Ausland werden das grösste SSC der  
österreichischen Bundesverwaltung, das 
Bundesrechenzentrum, sowie das grösste 
kommunale SSC in Deutschland, die  
Anstalt für kommunale Datenverarbeitung 
in Bayern (S. 82), vorgestellt.

Interviews mit zentralen Figuren 
des E-Government in der Schweiz 
und in Europa
Zum Inhalt der letzten Ausgabe schrieb ich 
auf dieser Seite in einem Zwischentitel 
«hochkarätige Interviewpartner». Das war 
durchaus der Fall, doch konnten wir die 
Attraktivität der Interviewpartner in dieser 
Ausgabe nochmals eindeutig steigern: Mit 
Bundesrat Hans-Rudolf Merz (S. 14), Vor-
steher des Steuerungsausschusses E-Go-
vernment-Strategie Schweiz, BIT-Direktor 
Marius Redli sowie Siim Kallas (S. 10),  
Vizepräsident der Europäischen Kommis-
sion, haben wir drei zentrale Figuren des 
E-Government in der Schweiz resp. in  
Europa interviewt. Weitere interessante  
Interviews haben wir mit dem Winterthurer 
Stadtpräsidenten Ernst Wohlwend (S. 26) 
und Urs Schaeppi (S. 32), Leiter Gross-
kunden Swisscom, geführt.

Ich wünsche Ihnen eine bereichernde  
Lektüre.

Freundliche Grüsse
Raphael Scherrer

Ausblick «eGov Präsenz» 1/09
Die nächste Ausgabe der «eGov Präsenz» erscheint  
im Februar 2009 mit dem Titel «Behördenübergreifendes 
E-Government». Ihre Vorschläge für Fachartikel zum  
Thema können bis am 6. Oktober an mich eingereicht 
werden. Weitere Informationen finden Sie auf Seite 5  
dieser Ausgabe.

Shared Services und Outsourcing
Raphael Scherrer

Liebe Leserin, lieber Leser

Shared Service Center (SSC) und Out-
sourcing sind zwei Organisationsformen 
der zentralen Leistungserstellung. Wäh-
rend beim «internen Outsourcing» im  
Rahmen von Shared Service Centers  
(Interview mit Marius Redli, Direktor Bun-
desamt für Informatik und Telekommuni-
kation auf S. 20) in den meisten Fällen  
Eigentümer und Leistungsbezüger resp. 
Kunden identisch sind, werden die Leis-
tungen und Teile der Prozess- und Sys-
temverantwortung beim Outsourcing an 
einen externen Dienstleister ausgelagert. 
In beiden Fällen werden üblicherweise die 
Leistungen und Pflichten aller Beteiligten 
in einem Service Level Agreement festge-
halten. Das Shared Service Center oder 
der externe Dienstleister kann durch Spe-
zialisierung, Standardisierung und Ausnut-
zen von Skaleneffekten eine professionelle 
und qualitativ hochstehende Dienstleis-
tung zu oftmals tieferen Preisen anbieten.

Überdenken der Organisations- 
und Prozessstrukturen sowie 
der Aufgabenteilung
Besonders prädestiniert für SSC oder 
Outsourcing sind Supportprozesse wie In-
formatikdienstleistungen. Shared IT-Ser-
vices implementieren organisationsintern 
das Prinzip der Wiederverwendung und 
des Ressourcenteilens. So können IT-Kos-
ten gesenkt und die Qualität der IT-Dienst-
leistungen gesteigert werden. IT-Outsour-
cing ermöglicht die Konzentration auf die 
Kernprozesse. Beim Auslagern eines Sup-
portprozesses an einen spezialisierten 
Dienstleister kann Teilverantwortung ab-
gegeben und in einem Bereich teilweise 
auf Know-how und Infrastruktur verzichtet 
werden.

Im Kontext der öffentlichen Verwaltung 
existieren beide der genannten Organisati-
onsformen. Allerdings werden aus Daten-
schutz- und Sicherheitsgründen sowie  
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10 Interview

«eGov Präsenz»: Vice-President Kallas, 
at the European Commission you are 
responsible for Administrative Affairs, 
Audit and Anti-Fraud. This means that 
you are also in charge of information 
technologies and the implementation 
of e-government principles within your 
own administration. Can you tell us 
more about what the Commission does 
in the area of e-government?
Siim Kallas: As you rightly mentioned, as 
Commissioner in charge of Administration 
and in particular of Information Techno- 
logies at the European Commission, I am 
the proud sponsor of the e-Commission 
initiative which aims to apply internally 
what the European Commission preaches 
externally to the Member States in the field 
of e-government. As you may know, I had 
the honour to represent the European 
Commission in September 2007 at the 
European Ministerial Conference on e-go-
vernment in Lisbon, where a joint declar-
ation was signed by all EU Member States. 
That declaration calls for greater efficiency, 
simplification and transparency of Euro-
pean administrations using information 
technologies.

The e-Commission initiative is exactly 
about that; making sure we simplify Euro-
pean Commission administrative pro-
cesses, internally, to ensure greater effec-
tiveness and efficiency of our services and, 
externally, to increase citizens‘ trust 
through a transparent, efficient and ser-
vice-oriented approach.

The overall objective of the e-Commis-
sion initiative is to reach the next level of 
maturity in e-government implementation 
by 2010, that is to become an integrated 
organisation. This is a pretty challenging 
objective, but I want the Commission to 
remain a front runner and to lead by ex-
ample in that field across Europe.

EU Commission Vice-President Siim Kallas explains where his own main personal interests lie: 
winning the trust of EU citizens through greater transparency, less bureaucracy and better 
services. He also wants to ensure better availability of information for decision-making within  
the Commission. He regards e-government as a means to an end and he believes it is imperative  
for political communication to adapt to the state of the art in technology! But he is not so much 
interested in technology as in changing government and administration and greater cohesion  
in Europe.

Dr. Siim Kallas, Vice-President of the European Commission
Interview: Prof. Dr. Reinhard Riedl

«In Brüssel nachgefragt …» 
Siim Kallas, Vizepräsident der Europäischen 
Kommission

How can the use of modern information 
and communication technologies help to 
increase productivity and reduce the com-
plexity and cost of public administration?

Although many studies point to a direct 
relationship, in private business, between 
investment in Information and Communi-
cation Technologies (ICT) and profitability 
and growth, the relationship between the 
use of ICT and productivity in public admin-
istrations is much less clear. Administra-
tions are often investing large sums of  
money in huge IT projects without the ex-
pected results and even with some major 
project failures. However, one thing is clear: 
rethinking administrative processes and 
putting the citizens in the centre of these 
processes are very important to create  
public administrations that are transpa-
rent, accountable and non-bureaucratic. 

Similarly, for me the e-Commission is 
not simply a technical initiative aimed at 
building sophisticated information systems 
for their own sake. The e-Commission ini-
tiative is about changing our organisation 
and the way we work, the way we interact 
with all our stakeholders, i.e. citizens, 
businesses or other administrations.

«E-government programmes 
are genuine transformation 
programmes; that is why they 
require strong political 
leadership from the top and 
from the entire management 
structure of our 
organisations.»

What are the key activities of the  
e-Commission?
We have identified actions, in a detailed 
roadmap, around four axes: the external 
dimension, the internal dimension, organ-
isational enablers and technical enablers. 
The external dimension concerns services 

to citizens, business, and partner adminis-
trations. One example here is in the field of 
climate change, namely the deployment  
of the Community Independent Transaction 
Log information system that records the 
issuance, transfer, cancellation, retirement 
and banking of CO2 emission allowances. 
In 2008, our intention is to achieve intero-
perability with the UN International Trans-
action Log in support of the Kyoto Protocol. 

Another example is the deployment of a 
new large scale information system, 
SFC2007, so as to provide a coherent, 
transparent, simple and paperless admin-
istration for the handling of the Structural 
Funds, the Rural Development Funds and 
the Fishery Funds. Furthermore, we plan to 
build a portal to publish information about 
end beneficiaries of all EU funds directly 
managed by the Commission to support 
our European Transparency Initiative.

The internal dimension is about achie-
ving a best-practice e-administration of- 
fering improved services to support the 
Commission‘s processes. One example to 
which I pay particular attention is the  
e-College system which aims more specif-
ically to provide optimal ICT support for 
the decision-making procedures at the 
College of Commissioners‘ level.

The second phase of the e-Commis-
sion initiative was launched in 2005 
and runs until 2010. Where do you 
stand? 
Actually, we have made good progress 
since 2005 and the vast majority of our  
e-Commission initiatives are on-track. 
Some efforts are needed, but we are con-
fident in our ability to reach our overall ob-
jective. We have also learnt a few lessons 
that were confirmed at the recent Minister-
ial eGovernment Conference in Lisbon in 
September 2007.
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First, e-government programmes are real 
transformation programmes and thus  
require strong political leadership from the 
top and from the entire management 
structure of our organisations. Secondly, 
one of the main barriers is a culture of  
«silos» in which organisational entities 
have difficulty in cooperating with each 
other. We do not have a silver bullet solu-
tion for this and we are convinced that 
once again the solution demands a strong 
political will.

Thirdly, one of the fundamental enablers 
of transformation programmes are staff 
skills: a strong focus should thus be put 
on enhancing people skills, not least in the 
area of project management. Finally, at 
technical level, we need interoperable  
solutions, in particular in the field of  
cross-border e-government services. 

«Effective interoperability 
between administrations will 
save time for the final users 
and money for the public  
budget.»

Increasing transnational economic 
and political activity requires adminis-
trations to work together and share 
information or share their systems. 
How do you tackle these issues at  
European level? 
You are right in saying that, in order to 
best serve their citizens, local, national 
and European administrations will have to 
be able to exchange information efficiently. 
The point has often been made that they 
will have to rely on interoperable IT sys-
tems. Effective interoperability between 
administrations will save time for the final 
users and money for the public budget. 
Citizens, who in the past often had to col-
lect documents from one administration to 
pass them to another one, will no longer 
have to perform a succession of time-con-
suming manual administrative steps.

Is interoperability purely a technical 
problem?
No, linking up systems is no longer a tech-
nical challenge. But partners who want  
to link their systems must have the legal 
possibility of doing so. For example, confi-
dential information about citizens cannot 
be exchanged between administrations 
without sufficient guarantees about secur-
ity and confidentiality. Partners must also 
agree on how their administrative pro-
cesses are to be integrated or linked, what 
information is to be exchanged and how 
that information will be interpreted.

Is interoperability between admin- 
istrations a transnational, European  
issue?

Within the European Union, with its Single 
Market, citizens and businesses can move 
freely between countries. As a conse-
quence, interoperability between adminis-
trations is clearly a transnational issue, 
virtually impacting all European businesses 
and citizens.  

One concrete example is now contained 
in the «Services Directive», according to 
which Member States must allow service 
providers from other Member States who 
are interested in working on their territory 
to fulfil all necessary administrative obliga-
tions online via a point of single contact, 
i.e. via a website or via electronic mail. 

«Electronic identities issued 
by national administrations 
should be usable all over 
Europe to communicate with 
any administration.»

How does the European Commission 
facilitate the interoperability of public 
services across Europe?
Many of the European Union initiatives im-
ply a direct collaboration, including the  
exchange of information, either between 
national administrations or between na- 
tional administrations and European Insti-
tutions. Hence, on a practical level, ex-
perts from various countries are working 
together to build systems that span all the 
Member States. Examples are the Schen-
gen Information System, the systems 
handling value-added tax in trans-border 
transactions, systems to coordinate the 
fight against international crime and sys-
tems to support early warnings about 
health hazards.

Furthermore, the Commission supports 
a number of actions that are not directly 
linked to support for a particular political 
initiative but are potentially beneficial to  
interoperability in general. We do this via 
various programmes such as the IDABC1 
and CIP/ICT PSP programmes.2 These  
actions are very diverse. One example is 
the TESTA network, a secure network  
interlinking the national administrative  
networks of the Member States and link-
ing them in turn to the European Institu-
tions, enabling all these administrations to 
exchange information in a secure manner.  

Another example is the European Inter-
operability Framework, putting forward a 
number of key elements that should be tak-
en into consideration when administrative 
systems with «interoperability potential» 
have to be built. More specific actions are 
directed towards the interoperability, on a 
European scale, of electronic identities 
and electronic signatures – both very im-
portant for the implementation of the Ser-
vices Directive to which I referred earlier. 
For example, electronic identities issued 

by national administrations should be us-
able all over Europe to communicate with 
any administration.

Will initiatives within the European 
Commission lead to closer involve-
ment of EU citizens in the decision-
making processes?
The decision-making process in the EU is 
often perceived as too complex and non-
transparent for the citizens. Hence the 
need for greater transparency I referred to 
earlier. We need to re-engage citizens in 
decision-making in Europe. Besides a num-
ber of political initiatives, we need to adapt 
our interaction with citizens to the state of 
the art technologies. As we are working 
very hard on this, I would like to mention a 
few concrete examples for the benefit of 
your readers:

A first one is obviously the site 
europa.eu. This is a joint initiative of all the 
European institutions providing European 
citizens with plenty of information about 
the European Union, its policies and insti-
tutions. This website is receiving millions 
of hits every month. Then, there is «Your 
Voice in Europe» at http://ec.europa.eu/
yourvoice/, which is mainly used to obtain 
direct feedback from interested stake- 
holders on new European initiatives. This 
feedback should be received early in the 
drafting process so that it can be taken 
into account before final decisions are taken.  

Dr. Siim Kallas
Since November 2004, Siim Kallas has been 
Vice-President of the European Commission in 
charge of Administration, Audit and Anti-Fraud. 
As of May 2004, he was appointed a Member of 
the European Commission, working in the field of 
Economic and Monetary Affairs. Siim Kallas has 
served in Estonia as Prime Minister, Minister of 
Finance, Minister of Foreign Affairs and President 
of the Central Bank. In these roles he has been 
an active participant in the restoration of Estonian 
statehood and he is regarded by the Estonian 
public as «the father of the Estonian kroon» and 
as one of the first architects of Estonia’s 
European policy. He has been elected to the 
Estonian Parliament three times. 
Mr. Siim Kallas graduated from the Finance and 
Credit Department of the University of Tartu in 
1972. He continued his studies as a post-
graduate student until 1975 and is now a Visiting 
Professor at the University of Tartu.

http://ec.europa.eu/yourvoice/
http://ec.europa.eu/yourvoice/
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Furthermore, the Solvit initiative can be 
found at http://ec.europa.eu/solvit/. It is 
based on co-operation among various na-
tional centres, allowing citizens to seek 
help when they believe that a specific ad-
ministration is misapplying Internal Market 
law.

Are you also using typical Web 2.0 
tools?
Some aspects of European policy are 
openly debated via forums – often in vari-
ous languages. Check on http://europa.
eu/debateeurope/index_en.htm. We also 
use e-polls. And some of my fellow Com-
missioners even have their own blog at  
http://blogs.ec.europa.eu/, where people 
can of course react. A number of chats 
with individual Commissioners have also 
been organised.

How can the technologies provided 
by e-government contribute to fraud 
detection and prevention?
In the last two years, the European Anti-
Fraud Office, OLAF, has developed a web-
based Fraud Notification System, FNS. It 
will be put at the public‘s disposal in order 
to facilitate the collection of information in 
the fight against fraud, corruption and 
other illegal activities affecting the financial 
interests of the Community. 

FNS comprises elements of prevention, 
detection and investigation. Members of 

the public will be able to provide the infor-
mation in two different ways. First, they 
will be invited to complete a questionnaire, 
to which they may also attach a file. Sec-
ond, they will be offered the possibility of 
registering for two-way communications 
with OLAF, in the form of electronic mes-
sages transmitted within the FNS. The 
system allows the user to provide the in-
formation anonymously and offers a se-
cure communication channel. 

The public launch of FNS is likely to take 
place in the second half of 2008. 

«We are in a new era where 
ICT can also provide a crucial 
contribution to European 
integration.»

In relation to national administra-
tions, how can systems for Internet 
communication and/or notification of 
irregularities contribute to fraud de-
tection and prevention?
E-systems for communication/notification 
of irregularities are used by Member States 
to report irregularities to the Commission. 
Since 2002, they have played an impor-
tant role in informing OLAF and other 
Commission services of the detection of 
new irregularities and fraud cases. For in-
stance, they improve compliance by Mem-
ber States, as they lead to a timely report-
ing and improve data quality. In particular 
thanks to a standard format for all users 

and better analysis capacity, data are  
easier and more quickly accessible for 
analysis. Furthermore, standard analysis 
can be performed automatically so enab-
ling trends, changes and risks to be as-
sessed and disseminated more rapidly.

This is really important, as the results of 
these analyses are being used by the vari-
ous control bodies in their risk analyses 
targeted at the identification of the most 
vulnerable domains for irregularities and 
fraud. The earlier the irregularity-related 
information is available for the Commis-
sion services and the audit bodies in Mem-
ber States, the sooner measures can be 
taken to prevent financial losses for the 
Community budget.

Have technologies changed the vision 
of a united Europe?
I think it is always good to take a regular 
look in the rear view mirror. Many lessons 
are to be learned from history and may help 
us to grasp how to tackle the challenges 
ahead. 50 years ago, European leaders 
had the vision of uniting our continent by 
peaceful means. Their vision still stands. 
But today we are in a new era where ICT 
can also make a crucial contribution to  
European integration. Thanks to ICT, we 
could go the «last mile» in delivering efficient 
services and providing relevant information 
to EU businesses and citizens directly. 

This is both an opportunity and a neces-
sity: an opportunity because it can give 
further impetus to European integration by 
making its effects more visible and more 
concrete, but also a necessity because 
European integration is challenged by 
some of its citizens, as shown by the  
results of the latest referenda. 

So the challenge for the European  
Commission in particular, and public sec-
tor organisations in general, is to cope 
with this evolution: increasing transparen-
cy, working more efficiently, and bringing 
value-added services to people, so as to 
continuously earn the trust of citizens who 
are better informed than ever before. This 
trust is the basis for democracy, and has 
been the engine of European integration 
since the Rome Treaties.
I believe it is our duty to go this «last mile».

Vice-President Kallas, thank you very 
much indeed!

1 �IDABC: Interoperable Delivery of pan-European 
eGovernment services to Administrations, Businesses 
and Citizens (http://ec.europa.eu/idabc)

2 �CIP/ICT PSP: Competitiveness and Innovation 
Programme: ICT Policy Support Programme  
(http://ec.europa.eu/information_society/activities/ 
ict_psp/index_en.htm)

http://europa. eu/debateeurope/index_en.htm
http://europa. eu/debateeurope/index_en.htm
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«eGov Präsenz»: Was ist für Sie das 
bislang erfolgreichste E-Government-
Projekt der Schweiz? 
Bundesrat Hans-Rudolf Merz: Zum Glück 
gibt es viele einzelne erfolgreiche E-Go-
vernment-Projekte auf allen föderalen Stu-
fen der Schweiz. Von der Online-Vergabe 
von Funkkonzessionen durch das BAKOM 
über die Touristenanmeldung in Hotels bis 
zur medienbruchfreien Lohndatenübermitt-
lung direkt aus der Personaladministration 
einer Unternehmung in die Systeme der 
SUVA gibt es ausgezeichnete Beispiele. 
Als Finanzminister beeindrucken mich  
natürlich gerade auch die Online-Steuer-
erklärungen in einzelnen besonders fort-
geschrittenen Kantonen.

Wo sehen Sie die Stärken der Schweiz 
im E-Government? 
Die Stärken liegen im Pragmatismus und 
im Willen, Nutzen zu stiften und nicht l’art 
pour l’art zu betreiben. Gefördert werden 
diese Stärken durch die föderale und bür-
gernahe Organisation, mit der die Innova-
tionsfähigkeit unterstützt wird. Dadurch 
kann eine Art Wettbewerb unter den Ge-
meinden und Kantonen entstehen.

Was muss die Schweiz tun, um diese 
Stärken noch besser zur Geltung zu  
bringen?
Die zahlreichen Einzelinitiativen müssen 
koordiniert, teilweise gebündelt und auf 
die in der E-Government-Strategie formu-
lierten Ziele ausgerichtet werden. Damit 
erreichen wir gemeinsam mehr.

«E-Government: Nicht l’art 
pour l’art betreiben.»

Wo sehen Sie Schwächen des Schwei-
zerischen E-Government? 
Die Stärken sind manchmal auch Schwä-
chen. Die sehr dezentrale Organisation 
macht eine Koordination und eine gemein-

Bundesrat Hans-Rudolf Merz spricht über Stärken und Schwächen des Schweizer E-Government  
und über Chancen und Risiken bei der weiteren Entwicklung. Er vertritt die Meinung, dass eine 
die Organisationen übergreifende Zusammenarbeit die Schwächen zu Stärken machen kann  
und dass eine breit abgestützte Koordination für die Schweiz wichtiger ist als ein nationaler 
Chief Information Officer. Weiter erläutert er, warum die ganze Bundesverwaltung bis Ende 2011 
ihre Geschäfte grundsätzlich elektronisch bearbeiten und verwalten soll, warum die Umsetzung 
der E-Government-Strategie ohne zusätzliche Bundesgelder auskommen kann und welche  
Rolle die Privatwirtschaft bei der Strategieumsetzung einnehmen kann und soll.

Bundesrat Hans-Rudolf Merz, Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements
Interview: Prof. Dr. Reinhard Riedl, Raphael Scherrer

same Bewegung schwerfällig. Zu viele An-
wendungen werden an zu vielen Orten 
immer leicht anders neu erfunden. Die 
Schweiz verzettelt die Kräfte.

Wie können diese Schwächen abge-
baut werden?
Mit einer die Organisationen übergreifenden 
Zusammenarbeit können wir die Schwächen 
zu Stärken machen. Wenn wir gemeinsam 
am gleichen Strick in die gleiche Richtung 
ziehen und auch voneinander lernen, dann 
werden wir auch im E-Government Erfolg 
haben.

Was war für Sie der grösste Flop im 
Schweizer E-Government?
Ich will kein konkretes Beispiel von ge-
scheiterten Projekten nennen, solche gibt 
es in den Verwaltungen genauso wie in der 
Privatwirtschaft. Aber wenn uns die neuen 
EU-Mitgliedstaaten einer nach dem andern 
im E-Government überholen, dann wirft 
das schon Fragen betreffend unsere Er-
neuerungsfähigkeit auf. Aber wir werden 
aufholen. Und wir machen nicht E-Govern-
ment für die Rangliste, sondern für den 
konkreten Nutzen für die Wirtschaft, die Ver-
waltung und die Bewohnerinnen und Be-
wohner in unserem Land.

Mit der E-Government-Strategie Schweiz 
ist die Marschrichtung nun vorgege-
ben. Welche der priorisierten Vorha-
ben haben oberste Priorität?
Allein schon die Bezeichnung priorisierte 
Vorhaben sagt, dass bereits eine Selektion 
aus einer grösseren Anzahl von Vorhaben 
getroffen wurde. Besonders dringend sind 
diejenigen Vorhaben, die Voraussetzungen 
schaffen, dass die anderen überhaupt er-
folgreich umgesetzt werden können. Und 
da gibt es organisatorische Vorhaben wie 
den Personenidentifikator, die Register-
harmonisierung oder die Standardisierung 

von Lohn- und Unternehmensdaten oder 
der Aufbau von Basisdiensten wie der si-
cheren Datenaustauschplattform oder der 
Formulardienste. Auch die Möglichkeit der 
elektronischen Einreichung der MWST- 
Abrechnung ist eine sehr gefragte Anwen-
dung und ist ein priorisiertes Vorhaben, 
welches unter Federführung meines De-
partementes umgesetzt wird.

«Die Schweiz verzettelt  
die Kräfte.»

Im Dezember 2006 ist die EU-Dienst-
leistungsrichtlinie in Kraft getreten. 
Ziel dieser Richtlinie sind die Beseiti-
gung der bürokratischen Hürden für 
den Dienstleistungsverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten und die Förde-
rung länderübergreifender E-Govern-
ment-Lösungen. Die Verwaltungen der 
EU arbeiten zurzeit mit Hochdruck an 
der Umsetzung. In der Schweiz ist 
das kein Thema. Besteht hier nicht 
die Gefahr, diese Entwicklung zu ver-
passen?
Wir können von diesen Arbeiten sicher ler-
nen. Aber als Nicht-EU-Mitglied betrifft uns 
die Richtlinie direkt nicht. Hingegen bietet 
gerade das E-Government die Möglichkeit 
für die Schweiz, in ihrem eigenen Binnen-
markt die organisationenübergreifende Zu-
sammenarbeit zu verbessern sowie den 
Unternehmen und Bürgerinnen und Bürgern 
auch kantoneübergreifend den erleichterten 
Zugang zur Behörde zu gewähren.

Was sind die grössten Risiken und 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
der E-Government-Strategie?
Die grössten Herausforderungen liegen  
sicher in der komplexen Zusammenarbeit 
der verschiedenen angesprochenen und zu-
ständigen Instanzen. Sie müssen sich für 
gemeinsame Projekte zusammenraufen und 
dazu auch die Finanzierung sicherstellen. 

«E-Government kann und  
darf die Steuerzahlenden freuen»
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Es ist eine bunte Mischung von Gründen, 
die mit Zukunftsgerichtetheit, Effizienz- 
gewinn, Innovation und Zuständigkeit für 
die Bundesinformatik meines Departe-
mentes zu tun haben.

Erhoffen Sie sich als Finanzminister 
Einsparungen in der Behördenarbeit 
durch E-Government? Lohnt sich E-
Government für die Steuerzahlenden?
E-Government muss und wird Nutzen 
bringen. Der Nutzen fällt zum Teil in der 
Verwaltung in Form von Effizienz- und 
Qualitätssteigerung an. Aber ganz beson-
ders fällt er bei den «Kunden» der Verwal-
tung an in Form von Vereinfachungen, von 
medienbruchfreien Eingaben, von Ratio-
nalisierung des Kontakts mit der Verwal-
tung und in Form von einer von Schalter-
stunden unabhängigen Verfügbarkeit der 
Verwaltung. Das alles kann und darf die 
Steuerzahlenden freuen. Selbstverständ-
lich muss dafür aber auch investiert wer-
den. Und das werden die Steuerzahlenden 
mit kritischem Auge begleiten.

Das Thema des Fachteils dieser Aus-
gabe sind Shared Services, welche 
massive Einsparungen bringen sol-
len. Was erwarten Sie von der ver-
mehrten Einführung dieser Organi
sationsstruktur in der öffentlichen 
Verwaltung?
Auch bei den Dienstleistungszentren geht 
es um Effizienz- und letztlich auch Quali-
tätssteigerungen bei internen Leistungen, 
die standardisiert werden können. Das 
EFD geht hier mit internen Dienstleistungs-
zentren im Bereich Personal und Finanzen 
für das ganze Departement voran. Diese 
werden im Verlaufe dieses Jahres ihre Ar-
beit aufnehmen und signifikante Einspa-
rungen bringen.

Ein Konzept, das sich im Ausland teil-
weise bewährt, gerade in Bezug auf 
die Föderalismusproblematik, ist die 
Schaffung eines nationalen Chief  
Information Officer CIO. Ist das eine 
Option für die Schweiz?
Das E-Government-Programm Schweiz 
setzt auf ein Vorgehen zusammen mit den 
föderalen Strukturen und nicht gegen sie. 
Auch ein nationaler CIO müsste darauf auf-
setzen. Mit dem politischen Steuerungs-
ausschuss, dem Expertenrat und der Ge-
schäftsstelle versuchen wir, eine breit  
abgestützte Koordination zu erreichen.

Der Bundesrat und das Parlament 
wollen ihre Geschäfte bis Ende 2010 
durchgängig elektronisch abwickeln 
und so ein gutes Beispiel geben. 
Wann wird die Bundesverwaltung 
durchgängig mit digitalen Dokumen-
ten arbeiten? Welche Effekte werden 
daraus resultieren?
Tatsächlich hat der Bundesrat Anfang Jahr 
beschlossen, dass die ganze Bundesver-
waltung bis Ende 2011 ihre Geschäfte 
grundsätzlich elektronisch bearbeiten und 
verwalten soll. Bis zu diesem Datum wer-
den alle Verwaltungseinheiten schrittweise 
auf die elektronischen Prozesse umstellen. 
Damit wird die Grundlage für medien-
bruchfreie Produktionsprozesse zwischen 
den Ämtern innerhalb des Bundes, vor 
allem aber auch im Verkehr mit den kanto-
nalen Amtsstellen und mit den «Kunden» 
der Verwaltung geschaffen. Gewisse Pro-
zesse können dadurch effizienter gestal-
tet, die Geschäftsführung verbessert und 
die Nachvollziehbarkeit gesteigert werden. 
Gleichzeitig wird eine gute Grundlage für 
das Wissensmanagement geschaffen. Aber 
auch die Archivierung muss auf diese  
Basis gestellt werden. 

«Bis 2020 wird das E-Govern-
ment in der Schweiz schon  
so weit in das Government 
integriert sein, dass das ‹E› 
als eigenes Thema nicht mehr 
erscheint.»

Das persönliche Engagement von 
zwei Bundesratsmitgliedern und der 
Bundeskanzlerin im Steuerungsaus-
schuss beeindruckt die Kollegen und 
Kolleginnen im Ausland sehr. Was ist 
die politische Motivation dafür?
Gerade in der föderal organisierten 
Schweiz ist es wichtig, dass E-Govern-
ment politisch breit getragen wird. Es geht 
um politische Leadership. Und es geht 
darum, dass E-Government allen nützt.

Was ist Ihre persönliche Motivation 
für Ihr Engagement im E-Govern-
ment-Bereich?

Bundesrat 
Dr. Hans-Rudolf Merz
Der 63-jährige promovierte Ökonom Hans-Rudolf 
Merz (FDP) wurde Anfang 2004 als Bundesrat 
gewählt und führt seither das Eidgenössische 
Finanzdepartement, wo auch das Informatik- 
strategieorgan Bund angesiedelt ist. Zuvor hatte 
er im Ständerat den Kanton Appenzell Ausser-
rhoden vertreten. Seit 2007 ist er Vorsteher des 
Steuerungsausschusses der im selben Jahr ver-
abschiedeten E-Government-Strategie Schweiz.

Beeindruckend ist, dass die Strategie 
ohne zusätzliches Geld des Bundes 
umgesetzt werden soll dank unter-
nehmerischer Federführung von Be-
hörden in den einzelnen priorisierten 
Vorhaben. Wie funktioniert das?
Die Vorhaben haben grundsätzlich An-
spruchsgruppen bzw. Organisationen, in 
deren Aufgabenbereich die Vorhaben an-
zusiedeln sind. Sie haben also ein direktes 
Interesse an den Vorhaben und daran, sie 
zu prägen. Dazu gehört die Finanzierung. 
Das gewährleistet, dass nur Vorhaben rea-
lisiert werden, die jemandem Nutzen brin-
gen. Dadurch, dass verschiedene Partner 
zusammenarbeiten, können sie mit weni-
ger Mittel mehr realisieren.

Bislang haben zwei Drittel der priori-
sierten Vorhaben eine federführende 
Organisation gefunden, wobei aber die 
Privatwirtschaft keine Rolle spielte. 
Welche Rolle soll und kann die Privat-
wirtschaft bei der Umsetzung der  
priorisierten Vorhaben spielen? 
Bei den meisten Vorhaben steht letztlich 
die Ausgestaltung der Prozesse innerhalb 
der Verwaltung und von Unternehmen/
Bürger zur Verwaltung zur Diskussion. Da 
ist es naheliegend, dass die Verwaltung 
federführend auftritt, das ist ja ihre Auf-
gabe. Hingegen kommen viele private  
Unternehmen bei der Beratung und Reali-
sierung zum Zuge und haben somit eine 
zentrale Rolle bei der Umsetzung.

«Wenn uns die neuen EU-
Mitgliedstaaten einer nach 
dem andern im E-Govern-
ment überholen, dann wirft 
das Fragen betreffend unsere 
Erneuerungsfähigkeit auf.»

Das Subsidiaritätsprinzip ist bisher 
unantastbar in der Schweiz, obwohl 
es aus einer Zeit stammt, in der es  
die modernen Kommunikations- und 
Informationstechnologien noch nicht 
gab. Gibt es hier in bestimmten Be-
reichen Veränderungsbedarf?
Als Grundsatz ist das Subsidiaritätsprinzip 
aktueller denn je. Aber seine Umsetzung 
kann sich im Verlaufe der Entwicklung ver-
ändern. 

Welche Optionen für eine Modernisie
rung des Subsidiaritätsprinzips sehen 
Sie?
Auf der einen Seite spricht man immer 
mehr von Outsourcing auch bei der Ver-
waltung, insbesondere in rein betrieb-
lichen, weniger in hoheitlichen Themen. 
Auf der andern Seite werden stets neue 
Anliegen an den Staat herangetragen, bei 
denen die Politik immer wieder neu die 
Grenze abwägen muss.
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Was ist Ihre Zielvorstellung für das E-
Government in der Schweiz im Jahr 
2020?
Bis 2020 wird das E-Government in der 
Schweiz schon so weit in das Government 
integriert sein, dass das ‹E› als eigenes 
Thema gar nicht mehr erscheint. Es gehört 
einfach natürlich zum Government und zur 
Verwaltung. 

«Die Forschung inspiriert die 
Verwaltung bei der Konzep-
tion und bei der Realisierung 
von E-Government.»

Welche Rolle soll und kann die For
schung in der Entwicklung des E-Go-
vernment spielen?
Die Forschung inspiriert die Verwaltung 
bei der Konzeption und bei der Realisie-
rung von E-Government. Von der For-
schung gehen wichtige Impulse der Ver-
waltungsmodernisierung aus und die 
Forschung gibt den Konzepten eine wich-
tige Basis. Sie gehört dazu.

Viele Behördenmitarbeitende haben 
Schwierigkeiten, den Nutzen von  
E-Government, beispielsweise der 
elektronischen Geschäftsverwaltung 

GEVER, zu sehen. Wie können diese 
Widerstände überwunden werden? 
Ich nehme das nicht so negativ wahr. Ei-
nerseits bringt eine kritische Begleitung 
der Einführung der elektronischen Ge-
schäftsverwaltung vielfach eine Qualitäts-
verbesserung, anderseits können viele 
Mitarbeitende eine gut eingeführte, sie in 
ihrer Tätigkeit unterstützende elektro-
nische Geschäftsverwaltung schon kurz 
nach der Einführung kaum mehr missen. 
Auch da sind die Erfolgsfaktoren Leader-
ship, Pragmatismus und Überzeugungsar-
beit. Ich habe die Erfahrung gemacht, 
dass gerade Verwaltungsmitarbeitende 
gerne am Karren ziehen, wenn ihnen der 
Sinn vermittelt werden kann.

Was ist Ihre Vision des Staats im Jahr 
2050?
Die Schweiz soll ein wohlhabendes,  
sicheres, multikulturelles, föderales, mo-
dernes und solidarisches Staatswesen 
bleiben.

Besten Dank für das Interview, 
Herr Merz.

Umsetzung der  
E-Government-Strategie 
Schweiz
Die E-Government-Strategie Schweiz wurde in 
enger Zusammenarbeit mit Vertretern von Bund, 
Kantonen und Gemeinden sowie im Kontakt mit 
Vertretern der Wirtschaft unter Federführung des 
Informatikstrategieorgans Bund entwickelt, bei 
allen interessierten Kreisen vernehmlasst und 
vom Bundesrat am 24. Januar 2007 als nationale 
Strategie verabschiedet.
Die Strategie strebt eine effiziente, transparente 
und kundenfreundliche Verwaltung als wesent-
lichen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit in einer 
globalisierten Wissensgesellschaft und für die 
Lebensqualität der Bevölkerung an. Der Bund 
und die Kantone erachten die staatsebenenüber-
greifende Zusammenarbeit im Bereich E-Govern-
ment als strategisch wichtig und wollen durch 
eine intensive Zusammenarbeit Synergien nutzen 
und Effizienzgewinne erzielen.
Ein (politischer) Steuerungsausschuss mit je drei 
hochrangigen Vertretern aus Bund, Kantonen 
und Gemeinden trägt die Verantwortung für die 
koordinierte Umsetzung der Strategie. Der Aus-
schuss wird von Bundesrat Hans-Rudolf Merz 
präsidiert, zudem ist der Bund mit Bundesrätin 
Doris Leuthard und Bundeskanzlerin Corina 
Casanova im Ausschuss vertreten. Der 
Ausschuss tagt etwa zweimal jährlich und legt 
die priorisierten Vorhaben fest, bezeichnet deren 
federführende Organisationen, überwacht die 
Umsetzung und unterstützt die verschiedenen 
Akteure. 
Ein durch den Steuerungsausschuss gewählter 
Expertenrat mit Fachleuten aus Verwaltung, 
Wirtschaft und Wissenschaft unter der Leitung 
des Delegierten für die Informatikstrategie des 
Bundes steht dem Ausschuss, der Geschäfts-
stelle sowie den für die Umsetzung der einzelnen 
Vorhaben federführenden Organisationen in 
rechtlicher, technischer und organisatorischer 
Hinsicht beratend zur Seite.
Die vom Informatikstrategieorgan Bund gestellte 
Geschäftsstelle des Programms E-Government 
Schweiz bereitet die Geschäfte des Ausschusses 
und des Expertenrats vor, ist Anlaufstelle für die 
federführenden Organisationen, pflegt die Um-
setzungsinstrumente (Katalog, Roadmap, Cockpit) 
und stellt die notwendige Transparenz und  
Koordination im Programm sicher.
Mit der Besetzung der Stelle des Programm-
managers (durch Stephan Röthlisberger im  
Mai 2008) ist die Geschäftsstelle operativ gewor-
den. Weitere zwei Stellen sollen in den nächsten 
Monaten besetzt werden, sodass die Geschäfts-
stelle Ende 2008 vollständig sein wird. Bis dann 
werden die Aufgaben mit der Unterstützung  
von anderen internen und externen Ressourcen 
wahrgenommen.
Die Zusammenarbeit zur Umsetzung der E-Govern-
ment-Strategie Schweiz ist in einer Rahmenver-
einbarung zwischen Bund und Kantonen geregelt 
(siehe www.isb.admin.ch).
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«Aus anderer Warte» 
Outsourcing – seit über 500 Jahren eine  
eidgenössische Schicksalsfrage

Prof. Dr. Jürg Römer
Leiter Bachelorstudiengang  
Wirtschaftsinformatik an der Berner 
Fachhochschule, Projektleiter  
beim Kompetenzzentrum Public 
Management und E-Government  
sowie Präsident von eCH
juerg.roemer@bfh.ch

Unter Outsourcing wird meist die Auslage-
rung von Unternehmensleistungen (Aufga-
ben oder Prozesse) verstanden, die intern 
erbracht wurden oder intern erbracht wer-
den könnten. So lassen zunehmend Un-
ternehmen und Verwaltungen zumindest 
Teile der IT von einer spezialisierten Firma 
betreiben. Gründe können sein, dass der 
IT-Betrieb nicht zu den Kernkompetenzen 
der Unternehmung gehört, die Qualität 
verbessert, die Betriebssicherheit erhöht 
oder dank Skaleneffekten Kosten reduziert 
werden sollen. Nicht immer werden die 
Ziele erreicht; Ärger, Kostenüberschrei-
tungen, Streit unter den Vertragspartnern 
sind häufig.

Outsourcing – eine französische 
Erfindung
Outsourcing sei, gemäss Wikipedia, eine 
seit den 1990er-Jahren vor allem im an-
gelsächsischen Raum verbreitete Vorge-
hensweise. Diese Behauptung bestätigt 
nur, dass Artikel in Wikipedia mit Vorsicht 
zu geniessen sind. Es waren eher der fran-
zösische König und die Schweizer, die 
Outsourcing, wenn nicht erfunden, so doch 
perfektioniert haben. Und dies nicht erst in 
den 90er-Jahren des letzten, sondern in 
den 70er-Jahren des 15. Jahrhunderts. 
Das wurde mir wieder einmal klar anläss-
lich der äusserst sehenswerten Ausstel-
lung über Karl den Kühnen im Historischen 
Museum Bern.

Louis XI. hatte, als Dauphin an der Spitze 
eines Söldnerheeres von 40 000 Armagna-
ken, die Schweizer im Alten Zürichkrieg 
1444 bei St. Jakob an der Birs besiegt.1 

Dieses Terrain war – schon damals wie an 
der Euro 08 – ungünstig für die Schweizer. 
Immerhin musste der Dauphin und spätere 
König von Frankreich mit ansehen, wie ein 
Haufen von 1500 Eidgenossen 6000 Mann 
seines Heeres niedermachte. Diese Kampf-
kraft beeindruckte ihn so, dass er ein  
paar Jahre später auf die Idee kam, mit-
hilfe ebendieser Schweizer das Herzogtum  
Burgund in die Schranken zu weisen: Der 
Burgunder Herzog Karl stand, neben ver-
schiedenen anderen Adligen, einem fran-
zösischen Einheitsstaat, wie der König ihn 
anstrebte, im Wege. Louis XI., auch le rusé 
(der Listige) genannt, war ein rücksichtslo-
ser Schlaukopf. Karl der Kühne von Bur-
gund war tapfer, geachtet bei seinen Un-
tertanen, gefürchtet in Europa und er war 
in Dauerfehde mit dem französischen Kö-
nig. Dieser dachte nicht daran, sich in eine 
direkte militärische Auseinandersetzung 
mit Karl einzulassen. Vielmehr trachtete er, 
diese Aufgabe an die zweite militärische 
Macht der damaligen Zeit, die Eidgenossen-
schaft, auszulagern. Wo outgesourct wer-
den soll, braucht es auch einen Insourcer, 
hier die Schweiz. Massgebliche Figur war 
damals Niklaus von Diesbach, der damit 
auch bernische Interessen im Westen ver-
folgte. Das Unternehmen gelang, die Eid-
genossen schafften dem französischen 
König den Burgunder vom Hals. Ihnen 
blieben Geld vom König, eine reiche mate-
rielle Beute und den Bernern die Waadt. 

Die Erfolgsfaktoren des Outsour
cings – von Louis XI. beachtet, 
von den Schweizern weniger
Der französische König kannte seine eige-
nen Stärken und Schwächen ebenso ge-
nau wie die seiner Gegner (Karl) und seiner 
Outsourcingpartner, der Schweizer. Er 
hatte Ordnung in seinem Laden. Er wusste 
genau, was er wollte. Er betrieb ein selek-
tives Outsourcing, hetzte die Eidgenossen 
nur gegen Burgund. Die anderen Parteien 
im Spiel, wie Savoyen, managte er selbst. 
Er schloss einen Vertrag mit den Schwei-
zern, der ihm überschaubare Kosten (vier-
teljährlich 20 000 Gulden) und klar um-
schriebene Leistungen (Kampf gegen 
Burgund) sicherte. Das Risiko lag aus-
schliesslich beim Auftragnehmer, den  

Eidgenossen, angeführt von Bern. Selbst-
verständlich sicherte sich Louis die Gunst 
wichtiger Leute, so des Berner Key  
Account Managers Niklaus von Diesbach.

Weniger weitblickend verhielt sich der 
Leistungserbringer, die Eidgenossen-
schaft. Zwar erbrachte sie die geforderte 
Leistung, vernichtete das burgundische 
Heer und schliesslich den Herzog. Sie 
konnte sich dazu auf ihr spezifisches 
Know-how, die Kriegsführung gestützt auf 
eine starke Infanterie, verlassen. Diese war 
den damaligen Söldnerheeren, der adligen 
Reiterei und der noch jungen, nicht opti-
mal integrierten Artillerie überlegen. Aller-
dings lag dem Schweizer Handeln, insbe-
sondere nach dem Tod von Niklaus von 
Diesbach, kein durchdachtes Geschäfts-
modell zugrunde. Der Auftrag wurde aus 
dem Moment angenommen, die Weiter-
entwicklung der Strategie und der Techno-
logie wurde vernachlässigt, womit man 
sich der Vorteile beraubte. Als man rund 
40 Jahre später glaubte, mit den gleichen 
Mitteln, zudem gegen den ehemaligen 
Auftraggeber, weiter Erfolg haben zu  
können, rächte sich das. Bei Marignano  
wurde 1515 das eidgenössische Heer von 
einem Nachfolger von Louis XI., François I., 
besiegt, worauf sich die Schweiz aus dem 
Grossmachtgeschäft zurückzog. Strategi-
sche Unterlassungen, aber auch die be-
grenzten eidgenössischen Ressourcen 
hatten es verunmöglicht, erfolgreich im 
Geschäft zu bleiben. Richtigerweise wur-
de das Land dann zum Nischenanbieter, 
immerhin über weitere 270 Jahre lang – 
und auch später – wieder erfolgreich.

1 	 Ich übernehme in dieser Kolumne generell die Sicht 
Richard Fellers (1946). In Feller, Richard (1974): Geschichte 
Berns, Band I, Bern, Herbert Lang

In der Kolumne «Aus anderer Warte» betrachtet und 
hinterfragt Jürg Römer Entwicklungen und Trends im  
E-Government aus unterschiedlichen Blickwinkeln.

Definition: «Als Warte bezeichnet man im Allgemeinen  
einen Beobachtungsposten oder Turm (siehe Wartturm), 
einen Platz, von dem aus man Ausschau hält, oder einen 
Aussichtspunkt. Früher war eine Warte Teil der äusseren 
Verteidigungsanlagen einer Festung oder Stadt. Oft stand 
sie als befestigter Turm weit vor der eigentlichen 
Befestigung, sodass von ihr aus der Feind frühzeitig 
bemerkt werden konnte.» 

Jürg Römer
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«Outsourcing und Shared Services sind  
grundsätzlich keine sich konkurrenzierende  
Organisationsformen»

«eGov Präsenz»: Was sind aus Ihrer 
Sicht für Behörden zurzeit die wich-
tigsten Entwicklungen und Trends 
der Informations- und Kommunika
tionstechnologie?
Marius Redli: Der Trend beim Einsatz der 
IKT-Technologien bei den Behörden unter-
scheidet sich nicht wesentlich von ande-
ren Grossfirmen. Einerseits nimmt der Trend 
zur Mobilität zu und mit ihm die Nachfrage 
nach kleineren Endgeräten wie PDA, Mini-
Notebooks und Smartphones; andererseits 
geht die Entwicklung bei der Zentralisie-
rung von Datenhaltung und Rechenleistung 
weiter. Zudem verbreitert sich der Einsatz 
von Virtualisierungstechnologien. Auch ver-
lagern sich gewisse Services, wie beispiels-
weise die Datenspeicherung, teilweise ins 
Netzwerk.

Das BIT zentralisiert die IT von eini-
gen ausgewählten Bundesdeparte-
menten und -ämtern, damit Syner-
gien genutzt werden können. Wird 
sich die IT der Bundesverwaltung 
noch weiter zentralisieren?
Das BIT erbringt heute bereits bundesweit 
für den zivilen Bereich gewisse Leistungen 
wie Telekommunikation, digitale Zertifikate, 
betriebswirtschaftliche Lösungen wie SAP 
oder Webauftritte sowie Büroautomations-
leistungen für die vier Departemente EFD, 
UVEK, EDI und EJPD. Seit 2003 sind die 
Departemente frei im Entscheid, bei wem, 
also ob intern oder extern, sie ihre IKT-
Leistungen beziehen wollen. Der heutige 
Stand dieser evolutionären Entwicklung, 
welche durch Sparvorgaben ausgelöst und 
durch die Nutzung von Skaleneffekten und 
Synergien entstanden ist, wurde durch 
freiwillige Entscheide der Departemente her-
beigeführt. Wenn weitere Departemente 
bei uns ihre IKT-Leistungen beziehen wol-
len, dann ist das BIT bereit. Damit würde 

Marius Redli, Direktor des BIT, des grössten IKT-Leistungserbringers der Bundesverwaltung,  
betrachtet interne Shared Service Centers und Outsourcing nicht als sich konkurrenzierende 
Organisationsformen, sondern plädiert für Mischformen wie Outtasking. Weiter spricht er über die 
Rolle des BIT bei der Umsetzung der E-Government-Strategie Schweiz und über Risiko- und 
Qualitätsmanagement in der Bundesverwaltung. Er ist von der Wichtigkeit der GEVER-Einführung 
in der Verwaltung überzeugt und liefert Erklärungen für auftretende GEVER-Widerstände.

Marius Redli, Direktor Bundesamt für Informatik und Telekommunikation BIT
Interview: Raphael Scherrer, Prof. Dr. Reinhard Riedl

auch die von beiden Räten gutgeheissene 
Motion Noser, welche eine Zentralisierung 
der bundesinternen Leistungserbringung 
im BIT fordert, erfüllt.

«Im Gegensatz zum externen 
Outsourcing kommt beim 
internen Shared Service 
Center die Kostenoptimie-
rung unmittelbar der Verwal-
tung zugute.»

Mit der Umsetzung der E-Govern-
ment-Strategie soll sich die Schweiz 
in diesem Bereich rasch weiterent
wickeln. Dadurch wird sich die  
Behördenlandschaft verändern. Wel-
che Rolle spielt das BIT bei der Um-
setzung der E-Government-Strategie 
Schweiz?
Das BIT unterstützt mit seinen Leistungen 
die Geschäftsprozesse der Ämter und De-
partemente. E-Government setzt bei diesen 
Geschäftsprozessen an. Damit spielt das 
BIT bei der Umsetzung von E-Government-
Lösungen eine wichtige Rolle. Zudem ver-
fügt es heute über umfangreiche E-Gov-In-
frastrukturen und ist in der Vergangenheit 
wiederholt als Realisierungspartner von  
E-Government-Vorhaben aufgetreten. Mit 
mehr als 50 000 für Bund und Kantone aus-
gestellten digitalen Zertifikaten ist das BIT 
heute der grösste Anbieter von Zertifizie-
rungsdiensten in der Schweiz. Das BIT  
bietet Infrastrukturen und Lösungen für Web-
anwendungen und Geschäftsverwaltungs-
systeme an. Für die elektronische Volkszäh-
lung ist es der Realisierungspartner der 
generischen Kommunikationsplattform Se-
dex. Eine weitere Erfolgsgeschichte war 
das Projekt «e-licensing», welches beim 
letztjährigen E-Government-Wettbewerb 
von Capgemini und Bearingpoint in 
Deutschland den ersten Preis als attraktivs-
tes ausländisches Projekt gewann. Dazu 

kommen zahlreiche realisierte Internet- und 
Intranetanwendungen.

Zwei Dauerthemen im IKT-Manage-
ment sind Risiko- und Qualitätsma-
nagement. Was sind für das BIT die 
wichtigsten Qualitätsmanagement-
methoden und -standards? 
Das Qualitätsmanagement im BIT basiert 
auf der IKT-Strategie der Bundesverwal-
tung. Nach dem Grundsatz «Zentrale Vor-
gaben – dezentrale Führung» wird heute 
der IKT-Einsatz durch die Departemente 
im Rahmen der Vorgaben des Informatik-
rates Bund gesteuert und von den Verwal-
tungseinheiten geführt. Das Instrument 
der «Balanced Scorecard» für die Bundes-
informatik erlaubt die Gesamtsteuerung 
der Bundesinformatik im Rahmen der fest-
gelegten strategischen Ziele und Vorga-
ben. Der IKT-Einsatz wird nach definierten 
Prozessen gesteuert und geführt und IKT-
Leistungen werden prozessorientiert er-
bracht. Mit Prozessassessments wird über-
prüft, ob die IKT-Prozesse gemäss den 
Vorgaben implementiert sind. Grössere 
Projekte werden durch eine Qualitätssiche-
rung begleitet. Die Prüffähigkeit resp. «Au-
ditability» wird gemäss dem anerkannten 
Standard COBIT sichergestellt. Geprüft 
werden insbesondere die Erfüllung der ge-
forderten Funktionalität und Leistung, der 
Sicherheitsanforderungen, der Architektur 
sowie der Kosten.

Das Risikomanagement basiert auf den 
Angaben im ICO-Reporting, dem Informatik-
controlling, welches u.a. eine Beurteilung des 
Vorhabens nach vorgegebenen Risikokrite-
rien jeweils zum Reportingzeitpunkt vorsieht.

Geplant ist die Einführung von Capabi- 
lity Maturity Model Integration, kurz CMMI, 
als Reifegradmodell zur Beurteilung und Ver- 
besserung der Qualität resp. «Reife» von 
Produktentwicklungsprozessen.
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gegenüber. Eine gewisse Analogie besteht 
allenfalls darin, dass beim Outsourcing ein 
externer Dienstleister mit der Ausführung 
von Supportfunktionen beauftragt wird, 
wogegen es sich beim Shared Service 
Center in der Regel um eine Form kon-
zerninternen «Outsourcings» handelt, wo-
bei die Kostenoptimierung unmittelbar der 
Verwaltung selbst zugute kommt. Zudem 
sind auch Mischformen wie Outtasking 
möglich. Das BIT als SSC verwendet bei-
spielsweise zwei Drittel seiner finanziellen 
Mittel für die Beschaffung von Hardware, 
Software und externen Dienstleistungen.

«Mit mehr als 50000 für Bund 
und Kantone ausgestellten 
digitalen Zertifikaten ist  
das BIT heute der grösste 
Anbieter von Zertifizierungs-
diensten in der Schweiz.»

Warum braucht es das öffentlich- 
rechtliche Service Center BIT? Könn
ten viele Tätigkeiten des BIT für die 
öffentliche Verwaltung nicht auch 
durch privatwirtschaftliche IT-Dienst-
leister erbracht werden? 
Grundsätzlich ist das Erbringen von IKT-
Leistungen keine Kernaufgabe des Bundes. 
IKT ist aber ein sehr wichtiger Supportpro-
zess und viele der Kernaufgaben des 
Bundes können nur dank IKT-Unterstützung 
wahrgenommen werden. Ein Konzern wie 
der Bund muss sich deshalb fragen, welche 
IKT-Leistungen er aus eigener Hand erbrin-
gen lassen will und welche ebenso gut und 
ebenso sicher, jedoch wirtschaftlicher von 
einem externen Dritten erbracht werden 
können. Bezogen auf den Umgang mit Da-
ten ist es dem Konzern Bund beispielsweise 
nicht egal, wer heikle Steuer-, Finanz- oder 
Polizei-Daten speichert. Hingegen wird heu-
te der technische Support im Netzbetrieb, 
z.B. Austausch von defekten Routern und 
Switches, eingekauft.

«In den Behörden geht die 
Entwicklung bei der Zentra-
lisierung von Datenhaltung 
und Rechenleistung weiter.»

Elektronische Geschäftsverwaltung 
mit GEVER ist in Teilen der Bundes-
verwaltung ein Unwort. Was ist aus 
Ihrer Sicht der nachhaltige Nutzen 
von GEVER?
Wenn die Geschäftsverwaltung IKT-unter-
stützt erfolgt, erhöht dies die Verfügbarkeit 
der in einer Dienststelle vorhandenen In-
formationen. Dadurch werden die Effizienz 
der Geschäftstätigkeit erhöht, die Ent-
scheidungsgrundlagen verbessert und die 
Geschäftsrisiken vermindert. Durch die 
GEVER-unterstützte Aktenführung wird 
die Geschäftstätigkeit nachvollziehbarer 
und transparenter und geschäftsrelevante 

Informationen werden rascher verfügbar. 
Die Qualität der Geschäftstätigkeit wird  
erhöht. Sie kann gegenüber den Kontroll-
organen nachgewiesen werden. Für die 
Informationssuche muss deutlich weniger 
Zeit aufgewendet werden. 

Warum ist GEVER trotzdem bei vielen 
so unpopulär?
GEVER-Projekte sind in erster Linie Orga-
nisationsprojekte und zwingen die Mitar-
beitenden und insbesondere auch das 
Kader meist zu umfassenden Veränderungs-
prozessen. Menschen reagieren auf  
Veränderungen in der Regel zuerst häufig 
negativ. Der Weg, bis ein nachhaltiger 
Nutzen und die Akzeptanz erreicht sind, 
ist oft lang und steinig. Dazu kommt, dass 
zu Beginn einer GEVER-Einführung der 
Einsatz für die Benutzer meist aufwendig 
ist. 

Mit GEVER werden Prozesse vereinheit-
licht und vergleichbar, d.h. messbar: Dies 
kann von einzelnen Mitarbeitenden als 
Verlust von Freiräumen und Wissen emp-

Marius Redli
Der 58-jährige Marius Redli steht dem Bundesamt 
für Informatik und Telekommunikation BIT seit 
dessen Gründung im Juli 1999 als Direktor vor. In 
dieser Funktion fördert er als Vizepräsident der 
Schweizerischen Informatikkonferenz (SIK) auch 
die Zusammenarbeit des Bundes mit den Kantonen 
im Bereich der Informatik. 
Marius Redli schloss 1974 an der ETH Zürich sein 
Studium als Dipl. Ing. ETH mit Vertiefung in 
Betriebswissenschaften und Operations Research 
ab. Nach vier ETH-Assistenzjahren war er als 
Analytiker/Programmierer/Projektleiter bei einer 
Software-/Beratungsfirma tätig. In den folgenden 
Jahren hatte er verschiedene Informatik-Führungs-
positionen in der Logistik und der Produktion 
eines weltweit führenden Industrieunternehmens 
inne. Danach amtete er als stellvertretender 
Direktor im Bundesamt für Informatik bis zu dessen 
Überführung ins BIT, wo er durch den  Bundesrat 
als Direktor eingesetzt wurde.

BIT
Das Bundesamt für Informatik und Telekommuni-
kation BIT erbringt mit seinen über 900 Mit- 
arbeitenden für die ganze Bundesverwaltung 
Leistungen in den Bereichen Telekommunikation, 
Informatikausbildung und operative Sicherheit und 
unterhält Kompetenzzentren für GEVER, Internet 
und SAP. Zudem versorgt es das eigene Departe-
ment EFD, das UVEK, das EDI, das EJPD und die 
Bundeskanzlei mit seinen Informatikleistungen. 

Das IKT-Risikomanagement für Pro-
jekte ist in der Privatwirtschaft häufig 
eine Alibiübung, weil das Prinzip gilt: 
«Bei uns scheitern keine Projekte.» 
Gleichzeitig wissen alle, dass dies 
nicht die Wahrheit ist und ein gutes 
Risikomanagement die IKT-Kosten 
substanziell senkt. Wie ist das IKT- 
Risikomanagement im BIT institutio-
nalisiert?
Das BIT untersteht der Aufsicht der Eidg. 
Finanzkontrolle EFK als Revisionsorgan 
der Bundesinformatik und der Steuerung 
und Führung durch das Eidg. Finanzde-
partement. Diese Stellen haben institutio-
nelle Aufsichtsaufgaben auch in Bezug auf 
IKT-Risiken. So weist der EFK-Jahresbe-
richt 2007 für das Projektmanagement im 
Bereich E-Government gute Resultate auf. 

Im BIT ist das IKT-Risikomanagement auf 
der Stufe der IKT-Projekte und auch der In-
frastrukturen implementiert. Im Rahmen der 
IKT-Projekte werden bei erhöhtem Schutz-
bedarf innerhalb von Sicherheitskonzepten 
aufgrund einer Risikoanalyse adäquate 
Massnahmen zur Risikosenkung verlangt. 
Für die bestehenden Infrastrukturen werden 
die IKT-Risiken periodisch überprüft und die 
Toprisiken der Geschäftsleitung kommuni-
ziert und bei Bedarf durch angemessene 
Massnahmen reduziert. Umfang und Art der 
Massnahmen für die Risikoreduktion hän-
gen bei IKT-Projekten und den Infrastruktu-
ren auch von den seitens der Kunden for-
mulierten Anforderungen und den dafür 
bereitgestellten Mitteln bzw. von der Risiko-
bereitschaft der Kunden ab.

Ressourcen teilen ist derzeit hoch-
modern. Für welche Aufgabenberei
che in Behörden eignen sich Shared 
Service Centers besonders? Gibt es 
hier grosse Unterschiede zwischen 
Bundes-, Kantonal- und Gemeindebe-
hörden?
Der Einsatz von Shared Service Centers 
kann nur dann einen Wertbeitrag leisten 
bzw. zur Kostensenkung führen, wenn ein 
ausreichend grosses Volumen gleichar-
tiger Supportprozesse vorliegt. Das EFD 
ist zurzeit daran, auch für Personal- und 
Finanzsupportprozesse je ein SSC aufzu-
bauen. Der vermutlich entscheidende Un-
terschied zwischen Bund einerseits und 
Kantonen/Gemeinden andererseits ist die 
Erreichung eines ausreichenden kritischen 
Volumens an Services.

In welchen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung ist Outsourcing eine ver-
gleichbare oder gar bessere Option 
als ein Shared Service Center?
Grundsätzlich stehen sich Outsourcing 
und Shared Service Center nicht als sich 
konkurrenzierende Organisationsformen 
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funden werden. Die Forderung nach Trans-
parenz wird nicht immer nur positiv wahr-
genommen. Bei der Einführung von GEVER 
muss die Geschäftstätigkeit der Amts-
stelle erfasst und analysiert werden. Damit 
werden auch die einzelnen Tätigkeiten in 
einem Amt hinterfragt. 

Gemäss dem vom Bundesrat verab-
schiedeten Aktionsplan soll in der ge-
samten Bundesverwaltung bis 2011 
durchgehend GEVER eingeführt wer-
den. Welche Rolle spielt dabei das 
BIT?
Das BIT ist heute ein wichtiger Realisie-
rungspartner für GEVER-Lösungen in der 
Bundesverwaltung. Es bietet heute einer-
seits das vom Informatikrat als Standard 
vorgegebene Produkt Fabasoft an und re-
alisiert andererseits gegenwärtig das Micro-
soft-Sharepoint-basierte Produkt GEVER- 
Office. Darüber hinaus verfügt das BIT 
über Erfahrung und Know-how bei Einfüh-
rungsprojekten.

Welche Bedeutung haben elektroni
sche Identitäten (E-ID) für die öffent
liche Verwaltung? 
Die elektronische Identität ist naturgemäss 
eine zentrale Komponente für E-Govern-
ment. Ohne sichere Identitäten ist ein 
elektronischer Verkehr mit und zwischen 
Behörden nicht denkbar. 

Österreich bietet über ein Portalver-
bundprotokoll seinen Bundesbeam-
ten die Möglichkeiten an, auf Appli-
kationen von anderen Ministerien 
zuzugreifen. Ist ein solches departe-
mentsübergreifendes Benutzen von 
Applikationen auch in der Schweiz 
möglich oder geplant? 
Ein Zugriff auf Applikationen anderer Amts-
stellen setzt ein Organisationskonzept, d.h., 
wer greift warum in welchem Umfang auf 

welche Applikation zu, und ein zentrales  
Access- und Identity-Management-System, 
allenfalls integriert in einer Portallösung, 
voraus.

Der amtsstellenübergreifende Zugriff auf 
Applikationen ist heute bereits verschie-
dentlich realisiert, z.B. im Single-Sign-On-
Portal für das EJPD oder bei der Neukon-
zeption des Informationssystems für die 
Arbeitsvermittlung und die Arbeitsmarkt-
statistik NK AVAM. 

Inwiefern ein Portalverbundprotokoll reali-
siert wird, ist von den Geschäftsprozessen 
und den Bedürfnissen der verschiedenen 
Verwaltungsstellen abhängig. Das BIT wäre 
sicher in der Lage, solche Kundenbedürf-
nisse mit modernen IT-Lösungen zu erfüllen.

Die Themen IKT-Governance und IKT-
Controlling gewinnen immer mehr an 
Bedeutung. Was sind die Kernpunkte 
der IT-Governance im BIT? Mit wel-
chen Controllingkonzepten und -ins-
trumenten arbeitet das BIT?
Die Bundesverwaltung hat mit der Reor-
ganisation der Bundesinformatik im Rah-
men von NOVE-IT 1999 die IT-Governance 
tief greifend verändert: Leistungsbezüger 
(Verwaltungseinheiten als Kunden) und 
Leistungserbringer (departementale IT-
Dienstleistungszentren, von denen das BIT 
das grösste ist) stehen in einem ständigen 
Dialog über die effektiv benötigten Leis-
tungen, die Dienstleistungsqualität und 
den zu bezahlenden Preis. Diese Kunden-
Lieferanten-Beziehung untersteht der durch 
den Informatikrat Bund wahrgenommenen 
Steuerung sowie den von ihm verabschie-
deten Strategien, Normen und Standards. 

Die Einführung der Kosten-Leistungs-
Rechnung, das neue Rechnungsmodell 
NRM im Bund, der seit 2007 für das BIT 
geltende Status als FLAG-Amt (Anm.d. 
Red.: Führen mit Leistungsauftrag und 
Globalbudget), das Leistungs- und Kos-

tenreporting sowie die Verrechnung aller 
erbrachten IKT-Leistungen sind heute die 
Eckpfeiler einer umfassenden IT-Gover-
nance und des Controllings im BIT. 

Dazu kommen Prüfungen durch die 
Eidg. Finanzkontrolle, das Revisionsorgan 
für die Bundesinformatik. 

«Wenn sich E-Government  
im erwünschten Ausmass 
durchsetzt, sind 2020 
verschiedene neue Modelle 
der Zusammenarbeit 
zwischen den föderalen 
Ebenen denkbar.»

Was sind zurzeit die grössten Schwie-
rigkeiten und Herausforderungen 
beim IKT-Controlling für das BIT re-
spektive allgemeiner für Behörden? 
Die IKT-Leistungserbringung muss vor 
allem durch die Bedürfnisse und Ge-
schäftsprozesse der IT-Kunden bestimmt 
und eigentlich auch gesteuert werden. Mit 
FLAG ist das Prinzip der Output-Steuerung 
zusätzlich verankert. Gleichzeitig unter-
steht das BIT verschiedenen gesetzlichen 
Vorschriften (öffentliches Beschaffungs-
recht, Bundespersonalrecht, Finanzhaus-
haltsrecht, Datenschutz, Öffentlichkeits-
gesetz) und verwaltungsinternen Vorgaben, 
welche im Ergebnis zu einer zusätzlichen 
Input-Steuerung und damit zu einer Über-
steuerung mit einer weniger flexiblen Leis-
tungserbringung führen können.

Wie wird sich das BIT im Jahr 2020 
vom BIT von heute unterscheiden?
Aussagen für 2020 sind spekulativ. 2020 
werden wir Probleme lösen müssen, die 
uns heute noch nicht bekannt sind. Wenn 
sich E-Government im erwünschten Aus-
mass durchsetzt, sind 2020 verschiedene 
neue Modelle der Zusammenarbeit zwi-
schen den föderalen Ebenen denkbar. Die 
Wirtschaftlichkeit des IKT-Einsatzes wird 
auch 2020 ein aktuelles Thema bleiben. 
Deshalb sind auch aus wirtschaftlichen 
Gründen neue Formen der Zusammenarbeit 
mit dem Bund bzw. dem BIT denkbar.

Besten Dank für das Interview, 
Herr Redli.
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Europameisterschaft der Partizipation: 
Fussball: 1, E-Democracy/E-Government/E-Health: 0
Markus Fischer

Nach den seit Jahren enttäuschenden 
Platzierungen der Schweiz in den E-Go-
vernment-Studien1 hat die schweizerische 
Nationalmannschaft im europäischen 
Fussballwettbewerb 2008 genau zwei 
Spiele gebraucht, um auszuscheiden. 
Sehr zur Konsternation der hoch moti-
vierten Fussball-Schweiz: So nicht! Das ist 
unseres Landes nicht würdig, wir sind 
doch besser!

Analysen hier und dort. Sozusagen als 
Trostpflaster attestiert man uns auch für 
die EM 08, was wir als bevorzugte Touris-
musdestination offenbar traditionell gut 
können, nämlich: ein guter Gastgeber für 
ausländisches Publikum zu sein. Gegen-
über der Fussballpein durchzuckt uns je-
doch keinerlei Schmerz, wenn wir – nach 
einem vollen Jahrzehnt seit der Erstfas-
sung der bundesrätlichen Strategie  
für eine Informationsgesellschaft in der 
Schweiz2 – dem gesamten europäischen 
Feld punkto E-Government immer noch 
weit hinterherhinken, mit durchaus intak-
ten Aussichten auf das Tabellenende.

E-Voting in der Schweiz  
ein Schnäppchen
Nicht viel besser sieht es im Bereich  
E-Democracy aus, obwohl die E-Voting-
Pilotprojekte in den Kantonen Zürich, Neu-
enburg und Genf seit Jahren als Erfolg 
gelten und, am Beispiel von Zürich, sogar 
international ausgezeichnet wurden.3 Aber 
selbst das ist uns offenbar gleichgültig; 
kein Hahn kräht nach einer raschen und 
flächendeckenden Einführung4, obwohl di-
ese im Vergleich zu anderen kostspieligen 
Vorhaben unseres Landes geradezu als 
Schnäppchen zu haben wäre – und uns 
innert Kürze an die internationale E-Vo-
ting-Spitze katapultieren würde.

Und punkto E-Health? Keine Entwar-
nung, im Gegenteil! Zwar wurden – wie im 
E-Government – in den letzten Jahren 
neue Strategien formuliert, Vereinbarungen 

erzielt, Strukturen geschaffen, Teilprojekte 
ausgelöst. Und haufenweise Dokumente 
erstellt, in die Vernehmlassung gegeben, 
verabschiedet, publiziert und kommentiert 
mit dem Ziel, die Akteure und Betroffenen 
wachzurütteln, zu motivieren und zu enga-
gieren, die Kostenentwicklung zumindest 
zu stabilisieren und die teilweise erheb-
lichen Qualitätsmängel im schweizerischen 
Gesundheitswesen zu beheben.

Dabei verfügt unser Land – wie kaum 
ein zweites – über sämtliche nötigen Vor-
aussetzungen, um in diesen Schlüsselge-
bieten einer modernen Informationsgesell-
schaft an die Weltspitze vorzurücken: 
politische Stabilität, etablierte Strukturen, 
erstklassige Bildung und Forschung, Fi-
nanz- und Innovationskraft, internationale 
Kooperationen, weltweite Vernetzung.

E-Partizipation chancenlos 
gegenüber Fussballpartizipation
Woran mag es also liegen, dass die  
E-Partizipation unseres Landes und seiner 
Bevölkerung – gegenüber beispielsweise 
der Fussballpartizipation (selbst bei aus-
bleibendem Turniererfolg) – so darnieder-
liegt? An der Mannschaft? An den Trainern? 
An den Clubs? An Strategien, Konzepten 
und Taktiken? An Information und Kom-
munikation? Oder: Geht es uns in unserer 
«Liga» einfach (noch) zu gut?

Und doch: Nach dem E-Hype und  
E-Grounding florieren E-Business und E-
Commerce prächtiger denn je. Auf der  
einen Seite nutzen wir Bancomat-, Debit-, 
Kredit- und Kundenkarten so selbstver-
ständlich wie PC, World Wide Web und 
Handy, und andererseits lassen uns Inter-

Markus Fischer
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der Schweizerischen Akademie 
der Technischen Wissenschaften 
(SATW)
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netkriminalität, Attacken und Schädlinge 
trotz steigender «pain in the ass» relativ un-
bekümmert.
Vielleicht steht uns gerade dieses ambi-
valente Verhältnis im Weg. Wir individuali-
sieren gezielt den persönlichen Nutzen, 
sind verwöhnt und gesättigt, und wir so-
zialisieren den «unnötigen» Aufwand für 
künftige Lösungen oder zeigen Gleich- 
gültigkeit und Desinteresse.
Playstation und Handy schon im Kindes-
alter, aber ohne zu überlegen, wie diese 
«E-Welt» funktioniert und wozu sie führt, 
ohne Interesse und Motivation, dies zu er-
gründen. Eltern und Erziehende, Kinder 
und Jugendliche, Lehrpersonen, Arbeit-
geber aus Wirtschaft und Verwaltung,  
Politiker und Medien leben und zeichnen 
«ihre» Welt, ohne sich dauerhaft und nach-
haltig für ein gemeinsames Verständnis 
und eine kooperative Entwicklung dieser 
«unserer» Welt zu engagieren.

Aktive Partizipation also, nicht nur am 
Fussball. Im Interesse einer innovativen 
Entwicklung und einer günstigen Platzie-
rung unseres Landes auf dem internatio-
nalen Tableau. Dank Interesse, Motivation, 
Beteiligung, Verantwortung und Ausdauer. 
Als kompetente Informations- und Wissens-
gesellschaft.

1 �http://www.at.capgemini.com/m/at/tl/EU_eGovernment-
Studie_2006.pdf

2 �http://www.bakom.admin.ch/themen/infosociety/00695/
index.html?lang=de

3 �http://www.swissinfo.org/ger/startseite/UNO_
Auszeichnung_f_r_Z_rcher_E_Voting.html?siteSect=105&
sid=7949660&cKey=1182868812000&ty=st

4 �http://www.swissinfo.ch/ger/startseite/E_Voting_kostet_
bis_zu_600_Millionen_Franken.html?siteSect=105&sid=8
363712&cKey=1193677985000&ty=st

Kolumne
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«Prozesse innerhalb der Verwaltung und  
gegenüber den Anspruchsgruppen optimieren  
und automatisieren ist eine ständige Aufgabe»

«eGov Präsenz»: Herr Wohlwend, Sie 
sind Mitglied des Steuerungsaus-
schusses der E-Government-Strate-
gie Schweiz. Wie sind Sie zu diesem 
Posten gekommen? 
Ernst Wohlwend: Der Schweizerische 
Städteverband wurde eingeladen, eine 
Person in den Steuerungsausschuss zu 
delegieren. Da wir in Winterthur auf dem 
Gebiet des E-Government stark engagiert 
sind, habe ich diese Aufgabe gerne über-
nommen. 

Mit welchen Zielen und Erwartungen 
haben Sie diese Aufgabe angenom-
men? 
Ich hoffe, dass es uns gelingt, die Mög-
lichkeiten von E-Government optimal für 
Bevölkerung und Wirtschaft nutzbar zu 
machen. 

Wie arbeitet der Steuerungsaus-
schuss? Wie ist die Zusammenarbeit 
organisiert? 
Da sich der Steuerungsausschuss erst ein 
Mal getroffen hat, lässt sich diese Frage 
noch nicht beantworten. 

Was sind Ihre besonderen Anliegen be-
züglich der E-Government-Entwicklung 
in der Schweiz? 
Wenn die Möglichkeiten von E-Govern-
ment über alle drei Staatsebenen – Bund, 
Kanton, Gemeinde – bestmöglich ausge-
schöpft und genutzt werden sollen, muss 
der Einsatz koordiniert erfolgen. 

Die Rolle des Bundes ist im Schwei-
zer Föderalismus grundsätzlich im-
mer umstritten. Soll der Bund die 
Städte bei der Umsetzung von E-Go-
vernment unterstützen? 

Als Mitglied des Steuerungsausschusses der E-Government-Strategie Schweiz betrachtet  
Ernst Wohlwend die E-Government-Entwicklung als gesamtstaatliches Vorhaben, welches vom 
Bund koordiniert und zum Teil auch finanziert werden muss. Er verfolgt mit der Stadt Winterthur 
ehrgeizige E-Government-Ziele und scheut sich dabei nicht, für die Verbesserung der Kunden-
zufriedenheit und der Standortattraktivität die Verwaltungsprozesse umzukrempeln.
Weiter spricht der Winterthurer Stadtpräsident über die Entlastungen durch elektronische 
Behördendienstleistungen, über die Beteiligung am kantonalen E-Voting-Projekt sowie über den 
Stand der Sedex-Umsetzung in Winterthur.

Ernst Wohlwend, Stadtpräsident von Winterthur
Interview: Raphael Scherrer

Die gängige Definition ist, dass E-Govern-
ment den Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologie für die Be-
reitstellung öffentlicher Leistungen um-
fasst. Zusätzlich beinhaltet sie die Unter-
stützung und Gestaltung der Prozesse 
innerhalb der Behörden sowie zwischen 
den Behörden und ihrer Zielgruppen. 

Die Definition zeigt, dass E-Government 
Schweiz als ein gesamtstaatliches Vorha-
ben angesehen werden muss. Vor allem 
für die Gestaltung der Prozesse zwischen 
den Behörden auf allen drei Ebenen sowie 
zu den Zielgruppen, wie etwa der Wirt-
schaft, ist eine Koordination durch den 
Bund sinnvoll. Es wird auch nötig sein, 
dass der Bund solche Vorhaben finanziert. 
Verwaltungsinterne Prozesse können durch 
die Städte im Sinne von Best Practice, 
also «einmal entwickeln – mehrfach an-
wenden», selbst gestaltet und unterstützt  
werden. 

«E-Government Schweiz muss 
als ein gesamtstaatliches 
Vorhaben angesehen werden. 
Es wird nötig sein, dass der 
Bund behördenübergreifende 
Vorhaben finanziert.»

Was sind die Hauptziele und die Vi
sion der Stadt Winterthur bezüglich 
E-Government? 
Winterthur hat mit E-Government grund-
sätzlich die gleichen Ziele wie die E- 
Government-Strategie Schweiz. Lediglich 
die Bedeutung der Reihenfolge ist wegen 
des Einflussbereiches unterschiedlich. Für 
Winterthur steht im Vordergrund, der Be-
völkerung und der Wirtschaft zu ermögli-
chen, die wichtigen Geschäfte mit der  
Verwaltung elektronisch abwickeln zu  
können. Dafür muss sie die eigenen  

Geschäftsprozesse ebenfalls anpassen 
und modernisieren. Dadurch sollen Effi- 
zienz und Kundenorientierung der Verwal-
tung verbessert wie auch die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes Winterthur 
gestärkt werden.
 
Hat die Stadt Winterthur eine E-Go-
vernment-Strategie?
Winterthur hat eine E-Government-Strate-
gie, die sich auf wenige Seiten beschränkt. 
Sie wird ergänzt durch eine städtische  
Informatikstrategie, in der die Informatik-
infrastruktur, die -standards und die Rege-
lung der Geschäftsprozesse und anderes 
mehr definiert sind. 

E-Government unterliegt einem ständi-
gen Änderungsprozess, sei es durch neue 
technische Innovationen und Möglich-
keiten, veränderte Rahmenbedingungen 
oder rasch eintretende neue Anforde-
rungen. 

Welche Bedeutung hat ausgebautes 
E-Government für eine Stadt wie  
Winterthur, sei es als umfassendes  
Behördenportal, sei es als effizienter 
IT-Einsatz in der Behördenarbeit? 
E-Government hat seit längerer Zeit eine 
sehr grosse Bedeutung. Seit 1997 ist  
Winterthur mit einem umfassenden und 
harmonisierten Behördenportal im Inter-
net. Zuerst eher mit Informationen,  
später mit Interaktions- und vor allem auch 
mit Transaktionsmöglichkeiten. Die Nut-
zung der Onlineformulare, die eine Trans-
aktion ermöglichen, nimmt ständig zu. 
Rund 30 000 Mal konnten 2007 ver- 
schiedene städtische Dienstleistungen  
auf elektronischem Weg rationell abge- 
wickelt werden. Vielfach findet eine  
direkte, medienbruchfreie Anbindung an  
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erklärung, Adresswechsel für die Einwoh-
nerkontrolle und die Umzugsmeldungen 
von Liegenschaftsverwaltungen bis hin  
zu Reservationen von Sportanlagen und  
-hallen und zur Online-Veloprüfungsvorbe-
reitung. Solche Transaktionen, die von der 
Verwaltung nicht mehr manuell behandelt 
werden müssen, bringen natürlich die 
grösste Entlastung.

Aber auch andere viel genutzte Dienst-
leistungen werden über eine Transaktions-
plattform abgewickelt. Dazu gehören z.B. 
Meldungen von Neuzuziehenden, Bestel-
lungen von Dokumenten wie Heimat-,  
Geburts-, Familienschein, Domizilzeugnis, 
Anfragen an die Stadt oder an eine Anlauf-
stelle der Ämter und Bereiche, Medien-
wünsche an die Stadtbibliothek bis hin zu 
Kremationsaufträgen von anderen Ge-
meinden. Solche elektronisch abgewickel-
ten Dienstleistungen erleichtern die Arbeit 
der Verwaltung ebenfalls stark.   

Welche elektronischen Angebote  
sind besonders wichtig für den Wirt-
schaftsstandort?
Wichtige elektronische Angebote sind sol-
che, die der Bevölkerung und der Wirt-
schaft die grössten Vorteile bringen und 
häufig nachgefragt werden, sowie diejeni-
gen, die der Verwaltung einen grossen 
Aufwand vermeiden helfen. 

«Ein gut strukturierter,  
harmonisierter Auftritt mit 
elektronischen Dienstleis-
tungen weist auf eine mo
derne Verwaltung hin und ist 
deshalb wichtig für das 
Image und die Wettbewerbs-
fähigkeit einer Gemeinde.»

Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach 
eine Gemeinde-Website für das Image 
einer Gemeinde? 
Für Winterthur ist bedeutend, dass Bevöl-
kerung und Wirtschaft ihre wichtigen Ge-
schäfte möglichst elektronisch abwickeln 
können. Ein gut strukturierter, harmoni-
sierter Internetauftritt ist nötig. Diese Fak-
toren weisen auf eine moderne Verwaltung 
hin und sind deshalb ein wichtiges  
Element für das Image und für die Wett-
bewerbsfähigkeit. 

Diejenigen Personen, die keinen Inter-
netzugang haben, dürfen jedoch nicht be-
nachteiligt werden. Winterthur bietet des-
halb an verschiedenen Standorten auch 
Gratis-Internet an.

Wie sehen die Pläne zur Weiterent-
wicklung der Stadt-Website und des 
IKT-Einsatzes in der städtischen Ver-
waltung aus? 
In den Legislaturzielen 2006 bis 2010 des 
Stadtrates ist die Weiterentwicklung von 

E-Government ebenfalls thematisiert. E-
Government ist ein ständiger Prozess. Das 
Portal wird deshalb laufend mit Informa-
tions- und Transaktionsangeboten ausge-
baut. Zudem wird das Portal optimiert, 
damit es auch Menschen mit Behinde-
rungen zugänglich ist. 

Die Stadt Winterthur beteiligt sich 
neuerdings auch am E-Voting-Pilot-
projekt des Kantons Zürich. Wie sieht 
der aktuelle Stand der Umsetzung 
aus? 
Momentan ist die Stadt Winterthur in der 
Vorbereitungsphase. Die erste elektroni-
sche Abstimmung wird am 28. September 
2008 mit einem Stadtkreis durchgeführt.

Ist die flächendeckende Einführung 
von E-Voting eine Option für Winter
thur? 
Winterthur ist gewillt, E-Voting in allen 
Stadtkreisen einzuführen. Allerdings sind 
dazu die Vorgaben des Bundes und des 
Kantons Zürich massgebend.

E-Government bedeutet teure Investi
tionen. Wie sehen Sie das Kosten-
Nutzen-Verhältnis? Messen Sie den 
Nutzen explizit? 
Die Optimierung und Automatisierung der 
Prozesse innerhalb der Verwaltung und 
gegenüber den Anspruchsgruppen ist eine 
ständige Aufgabe, sei es auf dem elektro-
nischen oder teilweise dem herkömm-
lichen Weg. 

Bei den erwähnten Online-Dienstleistun-
gen kann der Nutzen genau gemessen 
werden. Einzelne Bereiche wie z.B. das 

Ernst Wohlwend
Der 61-jährige Sozialdemokrat Ernst Wohlwend 
ist seit 2002 Stadtpräsident von Winterthur  
und gleichzeitig Vorsteher des Departements 
Kulturelles und Dienste. Er ist als Vertreter des 
Schweizerischen Städteverbandes Mitglied des 
Steuerungsausschusses der E-Government-
Strategie Schweiz. Der einstige Reallehrer war 
lange im Zürcher Kantonsrat und im Winterthurer 
Gemeinderat vertreten, bis er 1992 in den 
Stadtrat von Winterthur gewählt wurde, wo er  
als Vorsteher des Sozialdepartements amtete.

die Back-End-Systeme, d.h. an die An-
wendungen, statt. Den Erfolg des Auftritts 
zeigen einerseits die hohen Besucherzah-
len, anderseits aber auch die diversen 
Auszeichnungen für das Portal. 

«Durch die Modernisierung 
der Geschäftsprozesse 
sollen Effizienz und Kunden-
orientierung der Verwaltung 
verbessert und die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes 
Winterthur gestärkt werden.»

Die Stadt Winterthur hat auf ihrer 
Website wie erwähnt ein breites In-
formations- und Transaktionsangebot 
und wurde dafür ausgezeichnet. Wie 
wird die Website von den Zielgruppen 
genutzt? Gibt es hier Zahlen und 
Trends? 
Die Entwicklung der Besucherzahlen  
des Internet- und E-Government-Portals  
www.stadt.winterthur.ch ist erfreulich. Die 
Anzahl Besuchende hat sich von 980 000 
im Jahr 2002 auf über 4,3 Mio. im Jahr 
2007 erhöht, was einer Steigerung von 
440 Prozent in fünf Jahren entspricht. Als 
Besuch zählt dabei jeder Aufruf einer Seite 
mit eigener URL-Adresse. Wie bereits  
vorher erwähnt, werden auch die Online-
formulare immer häufiger genutzt.

Winterthur hat eine Kampagne zur 
Bekanntmachung und Förderung des 
elektronischen Behördenverkehrs 
durchgeführt. Was waren die Motive 
für diese Kampagne? Was hat die 
Kampagne gebracht? 
Die ständige Sensibilisierung und das Auf-
zeigen der elektronischen Möglichkeiten 
sind sehr wichtig. Bevölkerung und Wirt-
schaft – aber auch die Verwaltung selbst – 
sollen auf die bereits vorhandenen E-Go-
vernment-Dienstleistungen aufmerksam 
gemacht werden. Die Statistiken zeigen, 
dass die Kampagne ebenfalls zur erfreu-
lichen Entwicklung der Besucherzahlen 
beigetragen hat. Gelegentlich gibt es auch 
Vorschläge aus der Bevölkerung und der 
Wirtschaft für zusätzliche Angebote auf 
dem Portal.

«Elektronisch abgewickelte 
Dienstleistungen erleichtern 
die Arbeit der Verwaltung 
stark.»

Welche elektronischen Behörden-
dienstleistungen haben für die Stadt-
verwaltung die grössten Entlastungen 
gebracht? 
Zu den am meisten nachgefragten und 
verwendeten Dienstleistungen gehören die-
jenigen, die vollständig automatisiert ab-
gewickelt werden können. Dazu gehören 
Fristerstreckungsgesuche für die Steuer-



«eGov Präsenz» 2/08

   29Interview

Melde- und Zivilstandswesen können ge-
naue Aussagen über den Nutzen der elek-
tronischen Dienstleistungen machen. 

Andere Dienstleistungen, vor allem die 
Informations- und Interaktionsmöglichkei-
ten wie z.B. downloadbare Formulare, 
können weniger genau gemessen werden. 
Die steigenden Besucherzahlen weisen je-
doch darauf hin, dass sie ebenfalls einem 
Bedürfnis der Bevölkerung und der Wirt-
schaft entsprechen. 

«Winterthur ist gewillt,  
E-Voting in allen Stadtkreisen 
einzuführen.»

Für die E-Government-Entwicklung in 
den Gemeinden ist die Zusammenar-
beit untereinander zentral. Wie sieht 
die Zusammenarbeit der Stadt Winter
thur mit anderen Gemeinden aus? 
Wie erwähnt ist E-Government Schweiz, 
in dem alle drei Staatsebenen betroffen 
sind, als ein gesamtstaatliches Vorhaben 
anzusehen, wofür eine Koordination und 
eine eventuelle Finanzierung durch den 
Bund vorteilhaft sind. Eine einzelne Ge-
meinde kann nur mitwirken, jedoch nicht 
federführend sein. 

Die Stadt Winterthur ist jedoch stark in-
volviert in den gemeindeübergreifenden 
Projekten des Kantons Zürich. Ebenfalls 
ist sie im Vorstand und in Arbeitsgruppen 
der Interessengemeinschaft EDV der Zür-
cher Gemeinden vertreten, wo für die 

Gemeinden standardisierte Lösungen ge-
sucht werden. Durch die Vertretung im 
Vorstand von eCH möchte sie ebenfalls 
aktiv zur Entwicklung von E-Government 
beitragen. Mit den meisten grossen 
Deutschschweizer Städten besteht im 
Sinne von Best Practice ein regelmässiger 
Austausch zu allen Themen der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie.

Zudem bietet Winterthur erfolgreich Re-
chenzentrumsdienstleistungen für andere 
Gemeinden und Werke an, was die Zu-
sammenarbeit mit anderen Verwaltungen 
ebenfalls stärkt. 

Welche Chancen bieten diese Koope-
rationen für eine Gemeinde? 
Es findet eine Sensibilisierung unter den 
Gemeinden statt. Durch die Kommunikati-
on entstehen Vertrauen und gemeinsames 
Verständnis. Nötige Standards können ge-
schaffen oder vorhandene angewendet 
werden. Synergien ermöglichen den opti-
maleren Einsatz der Ressourcen.

«Durch die Beteiligung an 
Forschungsprojekten werden 
neue Denkansätze in  
die Verwaltung eingebracht.»

Seit Anfang dieses Jahres werden 
die Schweizer Gemeinden an die Da-
tenaustauschplattform Sedex ange
schlossen, damit Daten zwischen ver-
schiedenen Verwaltungsstellen aller 

föderalen Ebenen effizient ausge-
tauscht werden können. Wie ist  
der Stand der Sedex-Umsetzung in 
Winterthur? 
Winterthur ist am Aufbereiten und Harmo-
nisieren des Datenkatalogs der Personen-
daten für den Kanton. Der Gebäudestamm 
ist mit dem kantonalen Gebäude- und 
Wohnungsregister abgeglichen. Die Zutei-
lung des eidgenössischen Wohnungsiden-
tifikators Evid ist noch offen. Sedex bildet 
die Plattform für diese Arbeiten.

Die Stadt Winterthur ist Projektpart-
ner im EU-Forschungsprojekt Picture. 
Was bringt Ihnen diese Zusammen
arbeit mit der Forschung allgemein? 
Können Sie eine solche Zusammen-
arbeit anderen Verwaltungsstellen 
empfehlen? 

Die Beteiligung an Picture ist eine inter-
essante Erfahrung. Dadurch werden neue 
Denkansätze in die Verwaltung einge-
bracht. Da es sich um ein Forschungspro-
jekt handelt, ist jedoch ein direkter Nutzen 
nicht gewährleistet. Das Projekt trägt aber 
zusätzlich zur Sensibilisierung des Pro-
zessgedankens und -managements in der 
Verwaltung bei. Eine solche Zusammen-
arbeit kann empfohlen werden, wenn  
Bedürfnisse und Ressourcen stimmen. 

Herr Wohlwend, besten Dank  
für das Gespräch.
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E-Government interdisziplinär gedacht
«E-Government is a journey, not a destination» (Univ.-Prof. Roland Traunmüller). Wenn E-Government 
eine Reise ist und kein Ziel, wie können wir in die richtige Richtung gehen und uns einem Ziel 
nähern? Wie können wir E-Government-Innovation «machen»? Diese Kolumne bricht eine Lanze 
für einen trans- und interdisziplinären Thinktank. E-Government ist zu wichtig, um es einigen 
wenigen Technikern zu überlassen. 

Josef Makolm

«E-Government is a journey, not a destina-
tion»: Wir befinden uns auf dieser Reise 
und wollen ihr eine Richtung geben, damit 
wir zumindest nicht im Kreis, immer um 
dieselben Themen herum, gehen. Es geht 
um Innovation; Innovation beginnt mit dem 
Denken und das Denken beginnt mit der 
Idee; diese wiederum setzt Kreativität vor-
aus. Wollen wir Innovation triggern, so 
müssen wir die Voraussetzungen fürs Den-
ken schaffen, d.h., wir müssen ein Ambien-
te schaffen, das Ideen und Kreativität för-
derlich ist. Wenn es stimmt, dass Kreativität 
ja doch nur die Rekombination von Beste-
hendem ist, so müssen wir trachten, diese 
Basis an Bestehendem möglichst breit zu 
halten, sie nirgends einzuengen. Auf einer 
solchen möglichst breiten Basis kann sich 
dann die Kette von Kreativität, Ideen und 
Innovation entfalten. Eine Nebenbedingung 
hierfür ist wohl ein unbürokratisches Ambi-
ente mit einem Minimum an Regulierungen 
und Formalvorschriften. Wir kennen dies 
von der Methode des Brainstormings.

Um nicht immer bloss um dasselbe The-
ma im Kreis herum zu denken, ist es not-
wendig, wenn auch nicht hinreichend, 
mehrere Personen zu involvieren. Wird nur 
eine einzige Person involviert, so besteht 
die Gefahr einer Zentrierung auf ein ein-
ziges Thema oder auf einige ganz wenige 
Themen: Jeder und jede hat schliesslich 
seine resp. ihre Steckenpferde, meist han-
delt es sich dabei eben um das, worin er 
bzw. sie sich gut auskennt. Zusätzlich be-
steht, hier in voller Abstraktion gedacht, 
natürlich immer die Gefahr, dass ein sol-
cher Key-Player / eine solche Key-Playerin 
kraft Institution, Amt und Struktur einer In-
volvierung weiterer Personen entgegen-
wirkt. Damit sind wir beim Thinktank ange-
langt, der aus mehreren Personen besteht 

und der die E-Government-Reise vorwärts-
bringen kann und ihr die richtige Richtung 
geben soll. Dass es sich bei dieser Perso-
nengruppe um die besten Köpfe handeln 
soll, versteht sich ebenfalls von selbst. 

«Bei E-Government geht  
es um mehr als darum,  
Bestehendes in die IT zu 
transformieren. Es geht 
darum, den Staat neu zu 
denken.»

Wenn wir nun an die oben erwähnte mög-
lichst breite Basis für Kreativität denken, 
so folgt daraus, dass für E-Government 
ein trans- und interdisziplinärer Ansatz zu 
wählen ist: E-Government ist zu wichtig, 
um es den Technikern zu überlassen. Ein 
E-Government-Thinktank sollte daher Per-
sonen aus verschiedensten wissenschaft-
lichen Disziplinen umfassen. Schliesslich 
geht es bei E-Government ja um mehr als 
bloss darum, Bestehendes in die IT zu 
transformieren. Es geht darum, den Staat 
neu zu denken: Welche Dienstleistungen 
sollen wie erbracht werden? Wie können 
Services verbessert werden, wenn gleich-
zeitig bisherige Bürokratismen gestrichen 
werden? Wie können staatliche Institutio-
nen auf Basis neuer Prozessmodelle  
zusammenarbeiten und welche Interope-
rabilitätsmodelle, welche Orchestrierungs-
modelle können dem zugrunde liegen? 
Was können semantische Technologien 
zur Wissenserschliessung für Verwaltungs-
mitarbeiter und -mitarbeiterinnen, aber 
auch für Bürgerinnen und Bürger leisten 
und wie können solche Systeme in die 
Praxis umgesetzt werden? Wie können die 
Bürgerinnen und Bürger in solche Verän-
derungsprozesse eingebunden werden? 
Können hierfür neue, auf Web 2.0 basie-
rende Methoden der Stakeholder-Befas-
sung entwickelt werden? Inwiefern sind 
staatliche Strukturen zu hinterfragen und 
gegebenenfalls zu ändern? Welche recht-
lichen Rahmenbedingungen bestehen und 
sind zu hinterfragen? Welcher Teil des vor-
gefundenen Regelungsbestandes findet 
seine historische Begründung lediglich in 
der überkommenen papiergetriebenen 
und tayloristisch-arbeitsteilig organisierten 
Verwaltungsorganisation? Wie kann in einem 

Josef Makolm
Ministerialrat, Abteilungsleiter  
im österreichischen  
Bundesministerium für Finanzen; Mitglied 
des Vorstands der Oesterreichischen 
Computer Gesellschaft (OCG),  
Leiter des Forums e|Government der OCG
josef.makolm@bmf.gv.at

föderalen Staat die Zusammenarbeit über 
die föderalen Ebenen hinweg organisiert 
werden? Sind transföderale One-Stop-
Shops möglich? Auf welcher föderalen  
Ebene sollen sie angesiedelt werden und 
welche Services sollen sie anbieten?

Die Fragen liessen sich fortsetzen und 
lassen sich durchaus konkretisieren: Müs-
sen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
eine jährliche Steuererklärung abgeben, 
wo ihre Einkommensdaten ja sowieso schon 
bei so genannten Drittparteien gespeichert 
sind? Müssen Studentinnen und Studen-
ten ihren Studienerfolg nachweisen, um an 
ein Stipendium zu kommen, wo doch ihre 
Studienerfolge und Nachweise in den IT-
Systemen der Universitäten hinterlegt sind? 
Kann es sein bzw. wollen wir zulassen, 
dass jene Bevölkerungsgruppen, die weniger 
Affinität zu bürokratischen Arbeitsweisen 
haben, Nachteile dadurch erleiden, dass 
sie bloss nicht den richtigen Antrag stellen? 

Vorstehende, völlig unstrukturierte Auf-
listung von Fragen zu E-Government zeigt 
eines: E-Government ist nicht nur eine An-
gelegenheit für Techniker. E-Government 
ist eine trans- bzw. interdisziplinäre Aufga-
be; eine Reise, die ständig hinterfragt wer-
den muss, sowohl bezüglich Richtung als 
auch bezüglich Geschwindigkeit. Alles auf 
einmal wird nicht gehen; aber alles muss 
bedacht werden und für alles sind Lö-
sungsansätze zu denken, zu bündeln und 
dann eben doch umzusetzen. Ein E-Go-
vernment-Thinktank sollte daher Vertreter 
der verschiedensten wissenschaftlichen 
Disziplinen umfassen, die lose und mit mi-
nimaler institutionell-bürokratischer Struk-
tur zu einem Thinktank zu koppeln wären. 
In einem solchen Thinktank sollten Ideen 
gewälzt, Projektvorschläge erarbeitet und 
Umsetzungsprojekte begleitet werden. E-
Government ist zu wichtig, um es einigen 
wenigen Technikern zu überlassen!

Der österreichische E-Government-Experte Josef Makolm 
beschäftigt sich in seiner Kolumne mit grundsätzlichen 
Fragen von E-Government. Er drückt hier seine persönliche 
Meinung aus, die nicht notwendigerweise mit einer 
offiziellen Sicht der Dinge übereinstimmen muss.
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«Gemeinsame Datenmodelle  
sind die Voraussetzung für durchgängige  
Arbeitsprozesse in der Verwaltung»

«eGov Präsenz»: Die Implementierung 
der E-Government-Strategie Schweiz 
kommt langsam in Fahrt. Bislang  
wurden zwei Drittel der priorisierten 
Vorhaben einer federführenden Orga-
nisation zugewiesen, wobei die Pri-
vatwirtschaft aber keine Rolle spielte. 
Welche Rolle soll und kann die Privat-
wirtschaft bei der Umsetzung der pri-
orisierten Vorhaben spielen? 
Urs Schaeppi: Die Privatwirtschaft spielt 
schon heute bei der Umsetzung eine wich-
tige Rolle. Beispiele dafür sind die digitale 
Signatur und die Ausgabe von elektro-
nischen Zertifikaten – Dinge, die von der 
Privatwirtschaft geleistet werden. So war 
Swisscom zum Beispiel das erste Unter-
nehmen, das digitale Zertifikate nach dem 
Bundesgesetz über die digitale Signatur 
(ZertES) ausgeben durfte. Das war bereits 
im Jahr 2005. Die Initialzündung für jegli-
che Initiative muss aber weiterhin vom 
Staat kommen. Und mittlerweile hat der 
Bund für sich eine eigene Public Key In-
frastructure aufgebaut, um der Verwaltung 
digitale Zertifikate zur Verfügung zu stellen.

Welche der priorisierten Vorhaben 
haben für Sie oberste Priorität?
Es gibt keine Liste mit Vorhaben höchster 
Dringlichkeit, weil alle Vorhaben wichtig 
sind. Einen Sinn haben vor allem Projekte, 
bei denen ein unmittelbarer Nutzen für den 
Bürger erzielt werden kann. Aus Sicht der IT 
erzielen diejenigen Vorhaben den grössten 
Nutzen, bei denen es um Skaleneffekte und 
Standardisierung geht. Denn Anpassungen 
an sich ändernde Zahlen von Zugriffen und 
Nutzern werden genauso ein zentrales  
Thema sein wie die Vereinheitlichung von 
Datenstrukturen und Oberflächen. 

Urs Schaeppi, Leiter Grossunternehmen Swisscom (Schweiz), über die zwei Kundengruppen 
öffentliche Verwaltung und Privatwirtschaft, über IT-Outsourcing in Behörden und warum  
die Konvergenz der Medien auch vor dem Staat nicht Halt machen wird. In seinem Blick in die 
Zukunft spricht er über anstehende Innovationen und über mobile Arbeitsplätze für Behörden-
mitarbeitende. Er ist überzeugt, dass es das Gemeindehaus auch in ferner Zukunft noch geben  
und es nicht kleiner sein wird.

Urs Schaeppi, Leiter Grossunternehmen und Mitglied der Konzernleitung Swisscom (Schweiz) AG
Interview: Prof. Dr. Reinhard Riedl, Raphael Scherrer

Sie haben in viele IT-Projekte der öf-
fentlichen Verwaltung und der Privat-
wirtschaft vertieft Einsicht. Muss 
man als Dienstleister die beiden Kun-
dengruppen anders ansprechen? 
Bei den kaufentscheidenden Kriterien die-
ser Kundengruppen stellen wir fest, dass 
sowohl Gemeinsamkeiten als auch klare 
Unterschiede zu erkennen sind. In den öf-
fentlichen Verwaltungen zählt oft die Kun-
denbeziehung, für die Privatwirtschaft ist 
es meist wichtig, Wettbewerbsvorteile und 
Produktivitätssteigerung aufzuzeigen, die 
mit Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) erreicht werden können.

«Diejenigen priorisierten 
Vorhaben, bei denen es um 
Skaleneffekte und Stan-
dardisierung geht, erzielen 
den grössten Nutzen.»

Wie beurteilen Sie den IT-Einsatz in 
der öffentlichen Verwaltung im Ver-
gleich mit der Privatwirtschaft? 
Die Anforderungen an die IT bezogen auf 
Sicherheit, Verfügbarkeit und Tauglichkeit 
für den Gebrauch sind identisch mit jenen 
der Privatwirtschaft. Die verschiedenen 
Verwaltungen – also Bund, Kantone und 
Städte – entwickeln und bauen aufgrund 
unseres föderalistischen Staates jeweils 
individuelle IT-Lösungen, was aus unserer 
Sicht nicht immer sinnvoll ist. Das Zusam-
menführen und Vereinheitlichen der Lö-
sungen könnte den Verwaltungen grosse 
Vorteile bringen, weil die Kosten sinken 
würden und die Effizienz steigen würde. 
Eine solche Zusammenführung wurde vom 
Informatikstrategieorgan Bund im Rahmen 
des Projekts E-Government-Architektur 
resp. Event Bus Schweiz bereits angedacht.

Kann IT-Outsourcing für die öffent-
liche Verwaltung Vorteile bieten ge-
genüber verwaltungsinterner IT?
Je nach Situation, ja. Planung, Bau und 
Betrieb von IT- und Telekommunikations-
Lösungen sind das Kerngeschäft von 
Swisscom. Daher wissen wir, dass beim 
Betrieb ab 50 000 Computer-Arbeitsplät-
zen Skaleneffekte entstehen. Swisscom 
betreibt bereits heute rund 100 000 Com-
puter-Arbeitsplätze inklusive der dazuge-
hörigen Netzleistungen zur Zufriedenheit 
der Kundschaft. Und bei all diesen Unter-
nehmen werden Sicherheit und Vertrau-
lichkeit grossgeschrieben. Swisscom 
Schweiz verfügt über das Sicherheitszerti-
fikat ISO27001, das die sicherheitskriti
schen Produkte umfasst und jährlich ge-
mäss der Nachfrage ergänzt wird. 

Sehen Sie grosse Risiken, wenn der 
Staat die IT-Dienstleistungen und  
damit auch IT-Know-how outsourct? 
Untergräbt das die Autonomie des 
Staats?
Nein, ausser bei staatshoheitlichen Aufga-
ben. Im Vordergrund steht natürlich der 
Datenschutz. Im Übrigen gelten die glei-
chen Kriterien wie in der Privatwirtschaft: 
Wichtig sind das Erzielen von Skaleneffek-
ten und Lösungen, die standardisierbar 
sind. Es ist per se keine Kernkompetenz 
des Staates, IKT-Know-how aufzubauen 
und zu verwalten. Selbstverständlich ist es 
Aufgabe des Staates, verlässliche und 
vertrauenswürdige Partner für das Out-
sourcing auszusuchen. Es gibt aber auch 
Bereiche, in denen Outsourcing keinen 
Sinn hat.
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Digitale Identität ist ein Schlüssel
konzept für E-Government und die 
private Internetnutzung. Inwieweit 
soll der Staat diesen Bereich umfas-
send gesetzlich regeln und/oder 
selbst Infrastruktur anbieten, wie das 
in einigen europäischen Ländern ge-
schehen ist?
Die Authentifizierung ist der entscheidende 
Moment für die Nutzung von sicherheits-
relevanten Daten. Dabei ist es gleich, ob 
der Nachweis der eigenen Identität über 
technische Wege führt, zum Beispiel über 
ein Secure-ID-Token, wie es auch Geldins-
titute für das Online-Banking einsetzen, 
oder über körperliche Merkmale wie der 
Fingerabdruck, der heute schon bei man-
chen Computern gescannt wird. Nicht nur 
das Online-Banking, sondern auch die 
Stimmabgabe für eine Wahl oder ein Refe-
rendum erfordert höchste Sicherheit. Des-
halb ist es sinnvoll, wenn gesetzliche  
Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
wie es zum Beispiel für die Ausgabe von 
elektronischen Zertifikaten und für die  
Nutzung von digitalen Signaturen gemacht 
wurde. Wichtig ist dabei, dass solche Re-
gelungen einfach, verständlich und hand-
habbar bleiben. Die Infrastruktur selbst 
sollte der Markt anbieten nach den Richt-
linien des Bundes.

«Der zukünftige Behörden-
mitarbeiter müsste allenfalls 
wesentlich mobiler sein und 
für verschiedene Gemeinden 
und Behörden arbeiten.»

Seit Jahren wird uns von allen die 
Konvergenz der Medien versprochen. 
Wie weit ist die Swisscom damit?
Wir machen grosse Fortschritte. Swiss-
com hat bereits Konvergenzangebote am 
Markt. So ist OneNetbase eine komplette 
Kommunikationslösung zu einem fixen 
Preis, die sich aus den Komponenten 
WAN, LAN, VoIP sowie Gesprächskosten 
zusammensetzt. Dazu gehören auch um-
fassende Servicedienstleistungen wie In-
stallation, Störungsannahme, Support  
sowie Netzüberwachung. One Workplace 
ist schon in der Basisversion ein Paket aus 
PC, Software, Standortvernetzung und  
Internetanschluss, was wir als Managed 
Service anbieten. Mit One Phone Business 
(OPB) präsentiert Swisscom ein Konver-
genzangebot, das die Festnetz- und  
Mobilkommunikation kombiniert. Zum  
ersten Mal gibt es Festnetz- und Mobil- 
telefonie auf demselben Endgerät, mit  
einer Rechnung und zu genau budgetier-
baren Kosten.

Auf der Ebene der Prozesse bietet 
Swisscom mit Customer-Interaction- 
Management-Lösungen die Integration 
von Callcentern und Systemen für das 

Customer Relation Management. Weitere 
Angebote wie Unified Communication und 
Collaboration sind in der Umsetzung. 

Was bedeutet das für den Arbeitsall-
tag? Welche Einschränkungen gibt 
es, wenn man viel reist und auch im 
Ausland tätig ist? 
Mobile Working ist heute ein wesentlicher 
Bestandteil des Arbeitsalltags in grossen 
Unternehmen, vor allem wenn sie Nieder-
lassungen im Ausland haben. Überall und 
jederzeit auf alle Informationen zugreifen 
zu können, ist eine Notwendigkeit im har-
ten Wettbewerb. Sicher verschlüsselte 
Netze wie in der Schweiz und Virtual Pri-
vate Networks (VPN) ermöglichen es, von 
jedem Ort auch auf brisante Firmendaten 
zugreifen zu können. Das ist aber nicht 
überall auf der Welt so. 

Geschäftsleute und auch Politiker, die 
viel reisen, müssen sich im Klaren sein 
darüber, dass in manchen Ländern der 
Staat versucht, alles zu kontrollieren. Man 
muss sich also vor Beginn der Reise infor-
mieren und sein Kommunikationsverhalten 
darauf abstimmen. Problemlos ist das 
BlackBerry, das hohen Sicherheitsstan-
dards genügt und deshalb auch von vielen 
Politikern benutzt wird. Beim BlackBerry 
werden die Daten bereits vor dem Versand 
im Gerät verschlüsselt und erst beim Emp-
fänger wieder entschlüsselt. 

Der SwissTrustRoom, unsere Secure-
Collaboration-Plattform, ermöglicht es so-
gar, ohne Installation einfach, hochsicher 
und weltweit Dokumente und Daten aus-
zutauschen. Dies ermöglicht es Entschei-
dungsträgern in Wirtschaft und Politik, je-
derzeit und überall verschlüsselt und 
nachvollziehbar auf vertrauliche Informati-
onen zugreifen zu können, die in einem 
elektronischen Schliessfach in der Schweiz 
liegen.

Generell spielen konvergente Produkte 
zunehmend eine wichtige Rolle. Beispiels-
weise verzeichnen wir ein zunehmendes 
Interesse an Embedded Notebooks, bei 
denen die Mobilfunktechnologie gleich 
eingebaut ist, sodass der Benutzer überall 
online gehen und seine Mails abrufen und 
auf den Firmenserver zugreifen kann.

«Der Zugriff auf Behörden-
daten, auf polizeiliche 
Informationen, auf Gesund-
heits-, Versicherungs- und 
Personendaten wird integral 
nötig sein.»

Wie gut lassen sich die verschiedenen 
GEVER-Implementationen der öffent-
lichen Verwaltung in mobile Arbeits-
plätze einbinden?
Im Prinzip kann man jeden Arbeitsplatz 
mobil machen. Es ist eine Frage der Ein-

bindung von Software und des damit ver-
bundenen Aufwands. Ähnlich wie vor Jah-
ren bei der Einführung von SAP für die 
Warenwirtschaft in Unternehmen werden 
auch solche Anwendungen einmal pro-
blemlos in eine IKT-Umgebung integriert 
werden können. Dann ergibt sich für den 
Kunden ein Mehrwert dadurch, dass er bei 
der Nutzung nicht nur verbunden ist, son-
dern überall und jederzeit auf seine An-
wendungen und Daten zugreifen kann.

«Ein Blog zu staatsbürger-
lichen Rechten und Pflichten 
wird sicher schwerer zu 
führen sein als ein Blog über 
eine Boygroup.»

Wie werden mobile Arbeitsplätze für 
Behördenmitarbeitende in zehn Jah-
ren aussehen? 
Wir sehen bereits heute den Trend zu Zu-
sammenschlüssen von Gemeinden und 
Behörden. Für künftige Arbeitsmodelle 
eines Behördenmitarbeiters könnte das 
bedeuten, dass er wesentlich mobiler sein 
muss als heute und für verschiedene Ge-
meinden und Behörden arbeitet. Zusam-
men mit parallel stattfindenden technolo-
gischen Entwicklungen könnte das dazu 
führen, dass neue Anforderungen an den 
mobilen Arbeitsplatz gestellt werden. So 
wird zum Beispiel der Zugriff auf Behör-
dendaten, auf polizeiliche Informationen, 
auf Gesundheits-, Versicherungs- und 
Personendaten integral nötig sein. Der Ar-
beitsplatz wird nicht nur mit anderen Com-
putern, sondern auch mit Dingen kommu-
nizieren wie ID-Chips und Healthcare-Chips. 
Damit das alles Realität werden kann, sind 

Urs Schaeppi
Der 48-jährige Ingenieur und Ökonom Urs Schaeppi 
ist seit Januar 2008 Leiter Grossunternehmen  
bei der Swisscom (Schweiz) AG. Er ist Mitglied 
der Konzernleitung und ausserdem Mitglied des 
Verwaltungsrats von Fastweb, der italienischen 
Breitband-Tochter von Swisscom, sowie der BV 
Group Bern, einer Venture-Capital-Gesellschaft im 
Bereich Telekom/Medizinaltechnik. Davor war der 
langjährige Swisscom-Angestellte für Swisscom 
Solutions – als CEO – und für Swisscom Mobile 
tätig. Frühere Stationen seines beruflichen 
Werdegangs waren die Papierfabrik Biberist, die 
Ascom und die Iveco Motorenforschung.
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aber gesetzliche Rahmenbedingungen 
und internationale Datenschutzlösungen 
Voraussetzung.

Viel hängt davon ab, wie umfassend 
die Integration von Backoffice-Res-
sourcen in den Behörden gelingt. 
Wie wichtig sind gemeinsame Daten-
modelle, standardisierte Prozesse 
und Ontologien? 
Sie sind extrem wichtig. Denn ganz gene-
rell sind standardisierte End-to-End-Pro-
zesse unabdingbar für eine effiziente Zu-
sammenarbeit. Hier liegt sicher grosses 
Potenzial. Gemeinsame Datenmodelle 
sind die Voraussetzung für durchgängige 
Arbeitsprozesse in der Verwaltung. Nur so 
lassen sich die übergreifenden Zugriffe 
auch in den eben genannten Beispielen 
überhaupt ermöglichen. Hinzu kommt, 
dass eine solche Vereinheitlichung es spä-
ter ermöglicht, die gesamten Modelle zu 
skalieren, also unterschiedlichen Bedürf-
nissen anzupassen. Denn alles, was gleich 
ist, kann auch skaliert werden. 

Europa investiert derzeit in multi- 
nationale E-Government-Trials, um 
«grenzüberschreitende» Erfahrungen 
zu sammeln. Was erwarten Sie vom 
ICT-Policy-Support-Programm?
Auch wenn wir uns derzeit dort nicht aktiv 
beteiligen, verfolgen wir das Programm 
aufmerksam. Der effizientere Einsatz von 
Informations- und Kommunikationstech-
nologien ist von uns natürlich immer von 
Interesse. Auch der Einsatz mehrspra-
chiger Dienste, der dort gefördert werden 
soll, ist für uns in der viersprachigen 
Schweiz natürlich interessant. Wir schau-
en also, ob es gute Ideen gibt, die wir für 
die Schweiz adaptieren können.

Web 2.0 gewinnt immer mehr an Be-
deutung. Welches Potenzial für die 
öffentliche Verwaltung und die Politik 
sehen Sie darin?
Ein ähnliches Potenzial wie bei der Privat-
wirtschaft. Nur wird ein Blog zu staatsbür-
gerlichen Rechten und Pflichten sicher 
schwerer zu führen sein als ein Blog über 
eine Boygroup bei einem Musikverlag. Be-
stimmte Hemmnisse für das Web 2.0 sind 
also allein in der Thematik der Verwal-
tungen begründet. Vor allem müssten die 
Mitarbeitenden intensiv geschult werden, 
denn solche Arten der beruflichen Kom-
munikation sind für sie neu und beinhalten 
auch rechtliche Risiken. Generell muss 
man also feststellen, dass Web 2.0 ein 
Marketingschlagwort ist, das sich nicht 
auf bestimmte Technologien bezieht, son-
dern auf die Art und Weise, wie das Netz 
genutzt wird. Inwieweit die Verwaltung in 
diesem Sektor das Potenzial für eine Stei-
gerung ihrer Effizienz sieht, muss sie letzt-
endlich selbst beantworten.

«Das Zusammenführen 
sämtlicher Kommunikations-
wege ist für jede Verwaltung 
eine Möglichkeit, Effizienz 
und Arbeitstempo zu 
steigern.»

Was sind die nächsten technischen 
Innovationen? Welche Dienstleis-
tungsinnovationen stehen bevor? 
Das sind sicherlich Unified Communica-
tion und Collaboration. Das Zusammen-
führen sämtlicher Kommunikationswege 
ist für jede Verwaltung eine Möglichkeit, 
Effizienz und Arbeitstempo zu steigern, 
zumal das Ziel ist, den Zugriff dann aus je-
der Büro-Software heraus zu ermöglichen. 
Auch Collaboration, also die Verbesserung 
der Zusammenarbeit, wird eine grosse 
Rolle spielen. 

Wie schon vorhin erwähnt, wird der Mit-
arbeitende in der Zukunft mobiler sein als 
heute. Wechselnde Arbeitsorte erschwe-
ren Teamarbeit. Collaboration im Zusam-
menhang mit Unified Communication hebt 
das wieder auf, vereinfacht Teamarbeit so-
gar. Denn damit ist es zum Beispiel mög-
lich, dass mehrere Mitarbeitende in einer 
Telefonkonferenz sind und dabei gemein-
sam dasselbe Dokument bearbeiten. Je-
der Teilnehmer kann das Dokument än-
dern und jeder sieht jede Änderung sofort. 
Das ist effizient, es gibt nicht mehr mehre-
re Versionen eines Dokuments, es fallen 
keine Reisekosten mehr an und niemand 
muss kostbare Arbeitszeit für die Anreise 
opfern. In besonders gesicherten virtuellen 
Arbeitsräumen können Daten und Doku-
mente abgelegt werden und heute noch 
existierende technische Beschränkungen 
werden fallen. Der Fortgang und der Ein-

satz dieser Mittel hängen also von den Be-
dürfnissen der – in diesem Fall – öffent-
lichen Kunden ab. Die IKT-Anbieter werden 
entsprechende Lösungen bauen und an-
bieten.

Welche Kommunikationsmöglichkei-
ten wird man in ferner Zukunft nut-
zen können? Gibt es dann einen rein 
virtuellen Staat?
Konvergenz macht auch vor dem Staat 
nicht Halt. Da sich Unified Communication 
und Collaboration, nämlich Vereinheitli-
chung der Kommunikation und Zusam-
menarbeit, in der Geschäftswelt langsam 
durchzusetzen beginnen, werden diese 
Lösungen innert der nächsten Jahre auch 
beim Staat Einzug halten. Zwischen den 
Gemeinden und gegenüber dem Bund 
gibt es enorm viel Potenzial.

Der heutige Schalter mit einem Ange-
stellten wird – ähnlich der Veränderung bei 
den Banken – zum Teil durch virtuelle 
Schalter abgelöst. Die sind dann 24 Stun-
den geöffnet und bieten alle Services elek-
tronisch an. Dabei wird aber auch «self 
servicing» verlangt, das heisst, der Bürger 
ist für die Abwicklung selbst verantwort-
lich. Damit ist mehr Bürgernähe möglich 
und Amtshandlungen können schneller 
umgesetzt werden. Der Staat könnte da-
durch schlanker werden und die Mittel 
statt in die Verwaltung in andere Aktivi-
täten stecken. Die Information per Internet 
ist bereits heute weitgehend sicherge-
stellt. 

Weitere Automatisierungen bestehender 
Prozesse werden durch aktuelle E-Go-
vernment-Initiativen eingeleitet. So werden 
in Zukunft Abstimmungen elektronisch von 
Zuhause aus möglich werden. Aber auch 
informale Umfragen zu aktuellen Themen 
durch Communities oder Blogs – durch 
geeignetes Identitätsmanagement gesi-
chert – könnten durchaus neben Abstim-
mungen wertvolle Hinweise über die Stim-
mung im Volk geben. 

Prozessverbindungen zwischen Behör-
den und Amtsstellen könnten «lästige» 
Meldeverfahren obsolet machen: Die Ge-
burt eines Kindes, Heirat oder der mittels 
geeigneter Sensorik ermittelte Umzug an 
eine neue Wohnadresse würden keine 
weiteren formalen Handlungen mehr nach 
sich ziehen. Die junge Generation von In-
ternetanwendern und «Googlern» wird 
keine Mühe haben, solche Angebote ziel-
bringend zu nutzen. Das Gemeindehaus 
wird es aber auch in ferner Zukunft noch 
geben und es wird nicht kleiner sein.

Herr Schaeppi, besten Dank  
für das Gespräch.
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Tagung E-Gov Fokus «Shared Services»
Am 19. Mai 2008 trafen sich Interessierte aus Verwaltung und Wirtschaft an der vom Kompetenz-
zentrum Public Management und E-Government organisierten Tagung E-Gov Fokus «Shared Services 
in der öffentlichen Verwaltung». Die Referenten aus der Schweiz, Deutschland und Österreich 
sprachen über konzeptionelle Grundlagen und Praxiserfahrungen beim Aufbau und Betrieb von 
Shared Service Centers in Behörden. Die Vorteile und Nutzeneffekte der zentralen Leistungs-
bereitstellung für die öffentliche Verwaltung wurden ebenso behandelt wie die Voraussetzungen, 
Erfolgsfaktoren und Risiken. 

Raphael Scherrer

Gleichartige Prozesse aus verschiedenen 
Bereichen einer Organisation können  
standardisiert, zusammengefasst und von 
einer zentralisierten Stelle oder Abteilung, 
dem Shared Service Center (SSC), ange-
boten werden. Das Potenzial für Einspa-
rungen und Qualitätsverbesserungen ist 
u.a. dank den Skaleneffekten eines SSC 
für eine Organisation enorm hoch und der 
Nutzen ist vielfältig. 

Besonders prädestiniert für den Aufbau 
eines SSC sind Informatikdienstleistun-
gen. Shared IT-Services implementieren 
organisationsintern das Prinzip der Wie-
derverwendung und des Ressourcentei-
lens. So können IT-Kosten gesenkt und 
die Qualität der IT-Dienstleistungen gestei-
gert werden. SSC können IT-Leistungen 
für mehrere Gemeinden oder Ämter zu-
sammenfassen und liefern damit sowohl 
die Basis für das Outsourcing von IT-
Dienstleistungen als auch für die Vereinfa-
chung der behördenübergreifenden Zu-
sammenarbeit.

Von SSC zu Leistungsnetz-
werken
Die Tagung wurde von Prof. Dr. Reinhard 
Riedl, Leiter des Kompetenzzentrums  
Public Management und E-Government, 
eröffnet. In seinem Einführungsreferat be-
tonte er einerseits die positiven Effekte 
von SSC auf die Effizienz und die Qualität 
durch Professionalisierung, Spezialisie-
rung und Standardisierung und anderer-
seits beleuchtete er die Herausforderun-
gen beim Aufbau und Betrieb eines SSC. 
So sei im Vorfeld die Definition einer Archi-
tektur unerlässlich und der Aufbau stets 
als organisatorischer Wandelprozess zu 
führen, welcher einen «langen Atem» brau-
che. Einen Blick in die Zukunft wagend, 
stellte Riedl die Vision von E-Government-
Leistungsnetzwerken vor, welche, aufgesetzt 

Veranstaltungen

Dienstleistungen der AKDB und ihren Nut-
zen für die bayerischen Kommunen vor. Im 
Beispielprojekt «Würzburg integriert» geht 
man in Richtung moderne Bürgerbüros als 
SSC, in dem über IT-Systeme verschie-
dene Verwaltungszuständigkeiten an einem 
Arbeitsplatz gebündelt werden, sodass ein 
einziger Ansprechpartner unterschiedlichste 
Anliegen eines Bürgers behandeln kann.

Die Reihe der Referate abschliessend, 
präsentierte Dr. Wilfried Jäger, Leiter Infra-
struktur im österreichischen Bundesrechen-
zentrum, die Rahmenbedingungen und 
Hindernisse von Shared Services auf un-
terschiedlichen Ebenen der österreichi-
schen E-Government-Praxis. Er vertrat die 
Meinung, die Technik sei bei Informatik-
projekten nie das Problem, sondern die 
Organisationsentwicklung führe zu den 
beobachtbaren Schwierigkeiten. 

Dieser Standpunkt wurde unter ande-
rem in der anschliessenden Podiumsdis-
kussion mit den Referenten eifrig disku-
tiert. Nahezu Einigkeit in der Diskussion 
unter den SSC-Vertretern bestand beim 
heiklen Thema zentrale Leistungserstellung 
in Shared Service Centers versus Outsour-
cing in die Privatwirtschaft. Externes Out-
sourcing sei für die öffentliche Verwaltung 
häufig der Optimalfall für Supportprozesse, 
jedoch aufgrund von Akzeptanzproblemen 
zurzeit oftmals undenkbar. Doch insbe-
sondere im Bereich der Kernprozesse der 
Verwaltung können interne Shared Ser-
vices absolut berechtigt sein. Das Wich-
tigste bei allen Formen der Einführung der 
zentralen Leistungserstellung sei das Über-
denken der bestehenden Organisations- 
und Prozessstrukturen sowie der Auf- 
gabenteilung.

Raphael Scherrer
Chefredaktor «eGov Präsenz» 
Kompetenzzentrum  
Public Management und  
E-Government 
raphael.scherrer@bfh.ch

auf einem Event-Bus-Verbund mit Sedex, 
die Ressourcen auch auf der Ebene von 
Expertisen und Fachleistungen teilen.

Wegweisendes Projekt in  
der Bundesverwaltung
Projektleiter Pius Breu stellte den Aufbau 
von zwei Dienstleistungszentren im Eidge-
nössischen Finanzdepartement vor, welche 
innerhalb des Departements gleichartige 
Prozesse in den Bereichen Personal und 
Finanzen bündeln und weitgehend stan-
dardisieren sollen. Dieses Pilotprojekt ist 
für die gesamte Bundesverwaltung weg-
weisend, da damit Erfahrungen im Aufbau 
von SSC gesammelt werden sollen und 
nicht zuletzt der Beweis erbracht werden 
soll, dass Shared Services in der Bundes-
verwaltung funktionieren und einen Nutzen 
bringen. Die Umsetzung könnte sich aus-
zahlen, hat doch die vorangegangene 
Machbarkeitsstudie bei Personal- und  
Finanzsupportprozessen ein Einsparungs-
potenzial von 20 Prozent bei gleichzeitiger 
Qualitätssteigerung ergeben. Stellte sich 
nur noch die Frage, wieso diese Support-
prozesse nicht gleich in die Privatwirt-
schaft outgesourct werden, wo allenfalls 
die Nutzeneffekte noch grösser wären? 
Gemäss Breu könnte das tatsächlich die 
bessere Lösung sein, welche jedoch zum 
jetzigen Zeitpunkt aufgrund von Akzep-
tanzproblemen undenkbar sei.

Im anschliessenden Referat vertrat  
Peter App, Direktor des öffentlich- 
rechtlichen Verwaltungsrechenzentrums 
St. Gallen (VRSG), die Überzeugung, dass 
sich durch den «Marktdruck» das Modell 
Shared Services auch in der öffentlichen 
Verwaltung in naher Zukunft etablieren 
wird. Die Voraussetzungen dafür seien 
gut, da im Gegensatz zur Privatwirtschaft 
viele Prozesse von Gesetzes wegen ein-
heitlich definiert seien.

Shared Services versus  
Outsourcing 
Der aus Deutschland angereiste Vor-
standsvorsitzende der Anstalt für Kommu-
nale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB), 
Alexander Schroth, stellte einige zentrale 
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Dr. Wilfried Jäger,  
Leiter Infrastruktur beim österreichischen  
Bundesrechenzentrum

Alexander Schroth,  
Vorstandsvorsitzender der Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern (AKDB)

Pius Breu,  
Projektleiter Shared Service Center Pilot EFD

Peter App,  
Direktor Verwaltungsrechenzentrum  
St. Gallen (VRSG)

Nächster E-Gov Fokus: 
«Behördenübergreifendes  
E-Government»

Die nächste Tagung der Veranstaltungsreihe  
E-Gov Fokus findet am Freitag, 19. September 
2008, zum Thema «Behördenübergreifendes  
E-Government» statt. Weitere Informationen  
und die Anmeldung finden Sie unter  
www.e-government.bfh.ch/crossegov

Prof. Dr. Reinhard Riedl,  
Leiter Kompetenzzentrum Public Management  
und E-Government

http://www.e-government.bfh.ch/crossegov 
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Salzburg und Winter, da denkt der Thea-
terfreund an Molière und das psychedeli-
sche Schneegestöber auf der Bühne der 
Perner Insel – beispielsweise an die stille 
Fröhlichkeit und Dankbarkeit, wenn viel-
stündiger, monomanischer Männerwahn 
im mittsommerlichen Bühnenschnee ver-
sinkt. Denn nach Salzburg fährt man  
meist im heissen August, um den Clash  
of Cultures zu erleben, der sich alljährlich 
beim Aufeinandertreffen von hübscher 
High Society, hoffnungsvoller Politik und 
Hardcore-Kunstbegeisterung abspielt. Die 
Diskrepanz zwischen randalierenden Top-
managern (z.B. beim 2003er-Woyzeck), 
entrüstet moralisierenden Rentnern (wie 
letztes Jahr bei Molière) und den einzigar-
tigsten und wunderbarsten Intimitäten 
(etwa bei den Liederabenden im Mozar-
teum) garantiert ein an innovativen Ideen 
reiches Welttheater der Extraklasse.

Grösste wissenschaftliche 
Rechtsinformatik-Tagung im 
mitteleuropäischen Raum
Seit elf Jahren lohnt es sich nun, auch eine 
Winterreise in die Mozartstadt zu machen. 
Zwischen 21. und 23. Februar 2008 fand 
bereits zum elften Mal das Internationale 
Rechtsinformatik Symposion (IRIS) an der 
Universität Salzburg statt. Was 1998  
noch als «Internationales Rechtsinformatik- 
Kolloquium» ins Leben gerufen wurde, ist 
inzwischen zur wohl grössten und be- 
deutendsten wissenschaftlichen Rechts-
informatik-Tagung im mitteleuropäischen 
Raum avanciert. Die für das Tagungspro-
gramm Verantwortlichen, namentlich Prof. 

Prof. Dr. Reinhard Riedl
Herausgeber,  
Leiter Kompetenzzentrum  
Public Management und  
E-Government
reinhard.riedl@bfh.ch

IRIS 2008 – Alles, was Recht und Informatik ist!

der Dienstleistungsrichtlinie pragmatisch 
bescheiden aus, was angesichts des engen 
Zeithorizonts (Umsetzung bis 28.12.2009) 
sehr realitätsbezogen gedacht ist. Im  
Wesentlichen geht es dem Bundeskanzler-
amt darum, das gut funktionierende  
und breit akzeptierte, lebenslagenbasierte  
E-Government-Portal www.help.gv.at aus-
zubauen und noch mehr Informationen 
und Möglichkeiten zur Verfahrensinitiierung 
für in- und ausländische Dienstleister dort 
bereitzustellen.

In einem weiteren Vortrag zeigte der in 
der Fachszene sehr renommierte E-Go-
vernment-Pionier Sektionschef Dr. Arthur 
Winter die Zukunftsvisionen auf, die vom 
österreichischen Bundesfinanzministerium 
in Zusammenarbeit mit dem Bundeskanz-
leramt und anderen Ministerien entwickelt 
werden. Mittelfristiges Ziel ist es, ein  
One-Stop-E-Government-Portal für Wirt-
schaftsunternehmen aus der EU bereitzu-
stellen. Dieses Front-Office soll den Kern 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie, den ein-
heitlichen Ansprechpartner (EAP) imple-
mentieren, ohne dass vorerst an den  
lokalen Behördenprozessen, also am 
Back-Office, etwas geändert wird. Unter-
nehmen sollen die Möglichkeit bekommen, 
entweder das Front-Office oder die ver-
schiedenen zuständigen Behörden direkt 
zu kontaktieren. Um die Folgen der in der 
Dienstleistungsrichtlinie verankerten Ge-
nehmigungsfiktion zu managen, die bei 
Fristüberschreitung durch die Behörden 
zur automatischen Genehmigung des An-
trags des Unternehmens führt, kontrolliert 
das Front-Office alle Antragsprozesse. 
Langfristig soll diese «frontale» Qualitäts-
kontrolle dann das Bereinigen der Back-
Office-Prozesse ermöglichen, was nicht 
zuletzt das in der Dienstleistungsrichtlinie 
verlangte Normen-Scanning umfassend 
implementieren würde.

Anlässlich dieser beiden schwergewich-
tigen Key-Note-Referate entbrannte eine 
heftige Diskussion unter den IRIS-Teilneh-
menden. Die einen bevorzugten den Light-
Weight-Ansatz von Matzka und äusserten 
die Befürchtung, Winters Konzepte wür-
den den Staat aufblähen, weil für den Be-
trieb des One-Stop-Portals neue Leute 

Das 11. Internationale Rechtsinformatik Symposion (IRIS) in Salzburg wurde durch 
interessante Diskussionen zu aktuellen Themen getragen. Vor allem die Herausforderungen 
der Dienstleistungsrichtlinie haben eine intensive Debatte unter den Rechts- und 
Informatikfachleuten ausgelöst. Ausserdem wurde der Rechtsvisualisierung ein grosses 
Interesse zuteil.

Reinhard Riedl, Peter Koval

Peter Koval
wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Kompetenzzentrum  
Public Management und  
E-Government
peter.koval@bfh.ch

Dr. Erich Schweighofer von der Universität 
Wien und Dr. Friedrich Lachmayer von der 
Universität Innsbruck, konnten auch 
dieses Jahr eine reichhaltige Palette von 
aktuellen Themen zusammenstellen, die 
das Kompositum Rechtsinformatik in sei-
ner intellektuellen Breite nur dürftig über-
dachen kann.

Diese Vielfalt reflektiert die Komplexität 
der «Fragestellungen, die mit dem explosi-
onsartigen Aufstieg der modernen Infor-
mationstechnologie verbunden sind». Es 
war ein ausdrückliches Ziel der Zusam-
menkunft, dass sich die anwesenden Ex-
perten «sowohl praktisch-rechtlichen The-
men als auch technischen, philosophischen 
und sozialen Grundlagen der Informati-
onsgesellschaft»1 zuwandten. So gab es 
neben Workshops zur IT-Sicherheit oder 
zur Theorie der Rechtsinformatik auch 
verschiedene E-Themenworkshops, etwa 
zu E-Government, E-Democracy, E-Taxa-
tion, E-Justiz, E-Commerce, E-Learning, 
aber auch zur Rechtsvisualisierung oder 
sogar zu Science-Fiction und Utopien. Zu-
sammengehalten wurden die ziemlich ver-
schiedenartigen Beiträge durch das Gene-
ralthema «Reduktion der Komplexität. 
Durch Recht und IT».

Topthema Dienstleistungs-
richtlinie
Umrahmt wurden die Arbeitskreise, die 
neben dem informellen Austausch der Teil-
nehmenden den Schwerpunkt der Tagung 
ausmachten, durch gewichtige Plenarvor-
träge. Im Folgenden gehen wir auf zwei 
näher ein. Sektionschef Dr. Manfred Matz-
ka, Primus inter Pares der österreichischen 
Chefbeamten – Selbstdefinition «Ich bin 
die Lokomotive des österreichischen  
E-Government!» – stellte einen pragma-
tischen Ansatz zur Umsetzung der be-
rühmt-berüchtigten Dienstleistungsrichtlinie 
vor. Anders als Deutschlands Behörden-
apparat will das österreichische Bundes-
kanzleramt nicht die Verwaltungswelt im 
grossen Stil neu planen. Beabsichtigt ist in 
Österreich auch keine hundertfünfzigpro-
zentige Umsetzung der Dienstleistungs-
richtlinie wie in Deutschland, beziehungs-
weise fällt die Interpretation des «Muss» 
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eingestellt werden müssten und die Berei-
nigung der Back-Offices am Widerstand 
der Beamtenschaft scheitern würde. An-
dere meinten hingegen, der Light-Weight-
Ansatz sei zu kleinmütig und man müsse 
sofort sozusagen mit Volldampf Winters 
Portalkonzept realisieren. Wahrscheinlich 
ist aber Österreichs Konzept – nämlich  
zuerst termingerecht die Light-Weight-
Version zu implementierten und dann in 
längerer Frist das volle, portalbasierte Ver-
einfachungsprogramm durchzuziehen – 
ziemlich schlau. Sicher ist, dass es zwi-
schen beiden Ansätzen keinen Gegensatz 
gibt, es sei denn im Auge des gegensatz-
gewöhnten – Anna oder Christine2, das ist 
hier die Frage! – Salzburger Betrachters, 
der einen theatralischen Konflikt sehen 
will, wo sachliche Zusammenarbeit statt-
findet. Insgesamt hatte man den Eindruck, 
in Österreich sei die Lage wie immer hoff-
nungslos (weil man bisher zu viel Zeit ver-
plempert hat), aber natürlich nicht ernst, 
weil man es erstens irgendwie und sowie-
so rechtzeitig schaffen wird, um zweitens 
irgendwann das gänzlich Unmögliche zu 
realisieren, die Dienstleistungsrichtlinie an 
und für sich.

Neuer Trend Rechtsvisualisierung
Eines ist uns am umfangreichen IRIS-Pro-
gramm besonders aufgefallen: das in den 
letzten Jahren bemerkenswert gestiegene 
Interesse der Rechtsinformatik an der 
Rechtsvisualisierung. Mit ganzen fünf Work-
shopfolgen gehörte dieses relativ neue, 
noch nicht ganz disziplinierte Themenfeld 
zu jenen mit grösster Präsenz. Und das, 
wie Dr. Colette Brunschwig von der Uni-
versität Zürich in ihrer Einführungsreflexion 
feststellte, obwohl es bislang keine ein-
deutige Definition von Rechtsvisualisierung 
gibt, die einen breiten Konsens unter den 
Fachleuten geniessen würde. Nicht selten 
wird unter Rechtsvisualisierung die Ver-
bildlichung der – medial beinahe aus-
schliesslich nur als Text existierenden – 
Gesetze verstanden: gut und allen 
verständliche Bilder statt endlose Blei-
wüste? Ist das überhaupt möglich? Wie? 
Welche Folgen hätte das für das Rechts-
system? Wie schon der Name sagt, geht 
es um die (gegenseitige) Beziehung zwi-
schen Recht und Bild. Man kann sich si-
cherlich vorstellen, wie vielschichtig diese 
Beziehung ist. Womöglich rührt gerade 
aus dieser Vielschichtigkeit eine beinahe 
paradigmatische Inkommensurabilität der 
Methoden und Gegenstände der Rechts-
visualisierung, die aber zugleich mit der 
Faszination einhergeht, «augenscheinlich» 
Neues zu erschliessen. Mit anderen  
Worten, das Versprechen, die Komplexi-
tätsreduktion einzuhalten, ist tatsächlich 
hochkomplex.

So betrachtete z.B. Dr. Hans-Georg Fill 
von der Universität Wien die Semantik von 
Prozessvisualisierungen, um die Struktu-
ren in visualisierten Rechtstexten auf auto-
matisierbare semantische Operationen wie 
Redundanz, Synonymie oder Ähnlichkeit 
zu untersuchen. Laut Fill sei der mensch-
liche Faktor bei der Visualisierung von 
Rechtstexten nicht reduzierbar. Florian 
Holzer von der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München präsentierte ein Produkt, 
welches das Strafrecht in einer Baum-
struktur abbildet. Er ging auch auf die 
Möglichkeiten ein, wie die in Gesetzes-
texten relativ häufig verwendeten Meta-
phern vor allem pädagogisch verwertet 
werden könnten – z.B. bei der Gestaltung 
von interaktiven Lernfilmen. Weiterhin wur-
de auch über Mindmaps, Unified Modeling 
Language für juristische Anwendungen, 
Karikaturenstreit oder logische Bilder in 
Rechtstexten diskutiert. Auf erwartet gros-
ses Echo ist der saarländische Erfahrungs-
bericht von einer Gerichtsverhandlung in 
Second Life gestossen. Mark Giereth von 
der Universität Stuttgart präsentierte  
wiederum Visualisierungsmethoden zu 
Patent Retrieval, die selbst den Human-
Computer-Interaction-Psychologen Ben 
Shneiderman beeindrucken würden.

Wie liesse sich diese Fülle von Objekten 
und Ansätzen einordnen? Und welcher 
Ordnung stellt sie sich voran? Spätestens 
seit Michel Foucaults Analysen lässt man 
den Diskurs sprechen. Warum sollten wir 
die Rechtsvisualisierung nicht zeichnen 
lassen (Abbildung 1)?

Einerseits zeichnet sich die Rechts- 
visualisierung durch ein (multi)disziplinäres 
Interesse an der Grundlagenforschung 
aus, d.h. jeweils als eine Reflexion der 
Rechtsvisualisierung und ihrer Eigenartig-
keit selbst. Andererseits formt sie eine an-
wendungsorientierte, an der Problemfin-
dung und -lösung interessierte Forschung, 

die nach konkreten, adäquaten Wegen der 
Verbildlichung sucht. Hier verdichten sich 
wiederum zwei ökonomische Argumen- 
tationsstränge: Der eine abstrahiert von 
der Textualität des Rechtssystems, um  
rechenmaschinelle Automatisierung oder 
bestenfalls informationstechnologische 
Unterstützung der Operationen im Rechts-
system zu ermöglichen. Der andere will 
das in den Texten Festgehaltene in Bilder 
umwandeln, um es Menschen verständlich 
zu machen und damit Mehrwerteffekte, 
etwa in der Pädagogik, zu bewirken. In 
den anwendungsorientierten Ansätzen 
steht die Ökonomie der Funktionalität im 
Mittelpunkt, in den epistemisch-theore-
tischen deren Möglichkeitsbedingung.

Das schöne an Konferenzen ist, dass 
sie Forscher und Experten über solche 
Einordnungen wie auch über ihre Diszipli-
nen hinaus zusammen- und manchmal 
auch durcheinanderbringen – und so  
einen Clash of Cultures im Innerwissen-
schaftlichen verursachen. Das auf täglich 
bis sieben Parallelsessions gewachsene 
IRIS 2008 bot genug Raum für einen pro-
duktiven Dialog. Selbst wenn es manch-
mal nicht so einfach war, dem Programm 
so zu folgen, wie man es gerne getan  
hätte. Auch da wünschte man sich eine 
Komplexitätsreduktion – am besten durch 
IT – mit Recht. Doch wie heisst es in  
Schuberts Winterreise «’s führt ja jeder 
Weg zum Ziel». Freilich haben sich som-
mers wie winters im kleinen, überschau-
baren Salzburg schon viele mit ihren Auf-
führungen oder Urteilen verirrt! Alles, was 
Recht und Informatik ist! .

1 �Für weitere Informationen siehe http://www.univie.ac.at/
RI/IRIS2008/

2 �Anna Netrebko und Christine Schäfer waren 2006  
die grossen Stars in «Nozze di Figaro»

Abbildung 1: Rechtsvisualisierung – eine (mögliche) Visualisierung

http://www.univie.ac.at/RI/IRIS2008/
http://www.univie.ac.at/RI/IRIS2008/


«eGov Präsenz» 2/08

40

Business Rules
«Eine Geschäftsregel ist eine Direktive 
oder Guideline, die das Geschäftsverhal-
ten beeinflussen oder leiten soll.»1 Grund-
sätzlich führen (sinnvolle) Regeln zu einer 
Reduktion der Freiheitsgrade eines Sys-
tems.2 Business Rules können von zwei 
Standpunkten aus definiert werden: 
1. �Aus Sicht des Business ist eine Busi-

ness Rule eine Anleitung, welche die 
Verbindlichkeiten bezüglich der Um-
gangsformen, Aktivitäten, Gewohn-
heiten und Abläufe innerhalb eines Ge-
schäftsfeldes vorgibt.

2. �Aus Sicht der IT ist eine Business Rule 
eine Aussage, die bestimmte Aspekte 
eines Geschäftes definiert und dessen 
Struktur und Verhalten bestimmt.

Grundsätzlich gilt für jede Business Rule, 
dass erstens eine explizite Motivation für 
sie existieren muss und dass zweitens ihre 
Verletzungen auch Konsequenzen haben. 
Business Rules stehen nicht allein da, sie 
sind eingebettet in Businessprozesse und 
dienen den Visionen, Strategien und Zielen 
des Unternehmens, wie dies im Business 
Motivation Model (BMM, www.omg.org) 
dargestellt wird. Leitplanken für Business 
Rules werden schlagwortartig durch ein 
Business Rule Manifesto gegeben, wel-
ches zehn Prinzipien für Business Rules 
und ihre Anwendung aufstellt.3 Der Busi-
ness-Rules-Ansatz basiert auf dem Zach-
man Framework und wird von der Busi-
ness Rules Group (weiter-)entwickelt. 

Implizite Business Rules explizit 
machen
Daten und Regeln sind Teil des Funda-
ments von Unternehmen. Heute werden 
Daten durch Datenbankmanagementsys-
teme verwaltet. Business Rules sind hin-
gegen selten explizit, sie sind vielmehr in 
verschiedenen Applikationen versteckt und 
liegen häufig nur implizit als Teil des Pro-
grammcodes vor. Unternehmen brauchen 
Flexibilität und Agilität, wenn sie sich an 

Veränderungen des Marktes, der Kund-
schaft oder des rechtlichen Rahmens ge-
nügend rasch und kostengünstig anpas-
sen wollen. Es ist direkt einsichtig, dass 
solche Änderungen mit erheblichem zeit-
lichem und finanziellem Aufwand einher-
gehen können, wenn zur Anpassung der 
Geschäftslogik und -regeln der Programm-
code geändert werden muss und ganze 
IT-Entwicklungszyklen ausgelöst werden 
müssen. Es ist daher wünschenswert, die 
Business Rules ebenso unabhängig vom 
Programmcode zu halten, wie dies bereits 
mit den Datenbanksystemen möglich ist. 
Die Abstraktion Business Rules, d.h. das 
Herauslösen und Trennen der Regeln aus 
den bestehenden Strukturen entlang lo-
gisch definierter Grenzen, macht die Re-
geln explizit und erlaubt die Modifikation 
der Business Rules unabhängig vom Pro-
grammcode. In heutigen Programmen gibt 
es immer häufiger die Möglichkeit, ge-
wisse Regeln anzupassen, so etwa wenn 
in einem «Optionsdialog» gewisse Grös-
sen eingestellt werden können (z.B. Zins-
satz) oder beispielsweise ein Regeldialog 
das automatische Sortieren von E-Mails in 
verschiedene Postfächer ermöglicht. 

Vokabular wider die babylo-
nische Sprachverwirrung
Um Business Rules verständlich formulie-
ren zu können, braucht es eine standardi-
sierte Sprache. In einem Vokabular werden 
die relevanten Begriffe eines Geschäfts-
feldes, deren Definition und deren Ver-
knüpfungen zusammengestellt. Das Erstel-
len und Durchsetzen eines standardisierten 
Vokabulars kann erheblichen Aufwand be-
deuten. Es ist aber trotzdem ein wichtiger 
und sinnvoller Schritt, weil es eine ent-
scheidende Grundlage für die «sinnvolle» 
Kommunikation zwischen Fachleuten und 
Informatikern ist. Zudem hilft ein Vokabular 
gegen die häufig genug anzutreffende  
babylonische Sprachverwirrung, welche 
den «Gap» zwischen Business und IT  

Veranstaltungen

Business Rules und E-Government
Business Rules waren in diesem Jahr Hauptthema zweier Veranstaltungen: Sowohl die  
14. Fachtagung der Fachgruppe Software Engineering der Schweizer Informatik Gesellschaft 
(24./25. Januar 2008) als auch das 9. Berner Architekten-Treffen (14. März 2008) standen in 
ihrem Zeichen. Dies wird zum Anlass genommen, Business Rules vorzustellen und über ihren 
Einsatz im E-Government nachzudenken.

Thomas Jarchow - von Büren

Dr. Thomas Jarchow - von Büren
Senior-Researcher,  
Kompetenzzentrum Public Management 
und E-Government
thomas.jarchow@bfh.ch
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zusätzlich vergrössert. Es ist trivial, aber 
durchaus bemerkenswert, dass ein ge-
meinsames Vokabular die Zusammenar-
beit sowohl fördert als auch verbessert 
und somit Voraussetzung für Agilität, Fle-
xibilität und föderal verteilte Strukturen ist 
und diese nicht etwa verhindert. 

Business Rules sind klar, einfach und 
konkret formuliert, und sie sind direkt um-
setzbar. Sie erlauben nur einen geringen 
Interpretationsspielraum, sie sollen ja das 
Geschäftsverhalten anleiten resp. beein-
flussen. Sie werden von Fachpersonen für 
Fachpersonen geschrieben und haben zu-
dem die Eigenschaft, dass sie von Ma-
schinen gelesen werden können. Daher 
sind Regeln unter Berücksichtigung ge-
wisser Besonderheiten in natürlicher Spra-
che abgefasst.

Business Rules haben verschiedene 
Gestalten: Sie können als Parameter einen 
Zinssatz definieren, als Schwelle für die 
Bonitätsprüfung dienen, die Bedingungen 
eines Kundentreue-Rabattes festlegen 
oder als Teil eines Regelnetzwerks bei der 
Steuerprüfung auftreten.

Business Rules im Kontext  
von Businessprozessen
Neben der begrifflichen Definition der 
Business Rules ist auch deren Volatilität 
festzustellen. Eine hohe Volatilität gibt an, 
dass die Business Rule häufig geändert 
wird, eine tiefe, dass die Regel sich nur 
selten ändert. Die Volatilität bestimmt, wie 
eine Business Rule implementiert wird. 
Eine Regel, von der von vornherein be-
kannt ist, dass sie sich nie ändern wird, 
kann direkt im Sourcecode programmiert 
oder sogar als Hardware gebaut werden, 
für Änderungen im Wochen-, Tages- oder 
Stundenrhythmus sind flexiblere Arten der 
Implementation besser geeignet. 

Business Rules sind unabhängig von 
Businessprozessen: Prozesse verwandeln 
Input in Output. Business Rules legen die 
einzuhaltenden Vorgaben und die Um-
gangsformen und Normen fest, d.h., sie 
geben die Richtung und Leitplanken vor. 
Sie sind weder Prozesse noch Prozeduren 
und gelten häufig über die Prozessgren-
zen hinweg. Die meisten Business Rules 
werden mehrfach und in verschiedenen 
Prozessen verwendet; sie gehören also 
nicht nur zu einem Prozess und sind auch 
nicht nur in einem Kontext gültig. So ist 
beispielsweise eine Regel zum Prüfen ei-
ner Kreditlimite nicht nur innerhalb des ei-
gentlichen Bestellprozesses aktiv, sondern 
auch bei Änderung der Bestellung oder 
der Kreditlimite, bei Preiserhöhungen, bei 
Kursschwankungen usw.

Bezeichnenderweise gibt es im Umgang 
mit Business Rules und Businessprozes-
sen eine Reihe von Gemeinsamkeiten: 

1. �Beiden Ansätzen ist gemein, dass sie 
intuitiv verständlich sind, was vermut-
lich die Ursache dafür ist, dass Busi-
ness Rules und Businessprozesse häu-
fig unzureichend, falsch resp. gar nicht 
dokumentiert sind. 

2. �Business Rules und Businessprozesse 
explizit zu beschreiben, kann mit be-
trächtlichem Aufwand verbunden sein.

Von Fachleuten für Fachleute
Business Rules werden von Fachpersonen 
und Wissensträgern aufgestellt und in der 
jeweiligen Fachsprache strukturiert formu-
liert. Sie werden nicht von IT-Technikern 
formuliert und auch nicht im Programm-
code abgelegt. Es gilt, Business Rules 
dort entstehen und verwalten zu lassen, 
wo die höchste Kompetenz und der 
höchste Wissenstand über die involvierten 
Geschäftsvorfälle besteht. Weiter soll der 
Aufwand vermieden werden, der entsteht, 
wenn Fachwissen zwischen Spezialisten 
verschiedener Gebiete ausgetauscht wer-
den muss (z.B. Buchhaltung und IT). 

Der Einsatz von Business Rules verlangt 
weiter den Einsatz einer standardisierten 
Sprache. Dazu müssen Begriffe, Fakten 
und Regeln des jeweiligen Geschäftsbe-
reiches präzise definiert und beschrieben 
werden; dabei werden Fakten mit Hilfe der 
Begriffe und Regeln definiert. Alle diese 
Definitionen werden durch die Fachseite 
und nicht durch die IT erstellt. Business 
Rules werden als einfache, klare und natür-
lich-sprachliche Sätze formuliert, welche 
genau einen Sachverhalt beschreiben. Es 
sind deklarative Aussagen, die beschreiben, 
«was» getan wird, und setzen sich aus 
Fakten und den Begriffen zusammen, die 
im Vokabular definiert wurden. (Business 
Rules beschreiben nicht prozedurale «wie» 
oder «wann», dafür wird die Prozess- 
modellierung verwendet).

Business Rules und  
E-Government?
Sind Business Rules besonders geeignet 
für das E-Government? Die öffentliche 
Verwaltung bietet Leistungen, welche auf 
einer gesetzlichen Grundlage beruhen, die 
wiederum durch Verfahrensbestimmungen 
für das Verwaltungshandeln konkretisiert 
werden. Im Unterschied zur Privatwirtschaft 
werden Motivation und Zielvorgabe des 
Verwaltungshandelns durch Gesetze und 
nicht durch das Management vorgegeben, 
gemeinsam aber ist, dass aus diesen Vor-
gaben konkrete Business Rules abgeleitet 
werden müssen, welche in Form von Ver-
fahrensbestimmungen die Direktiven und 
Leitplanken für spezifische Aktivitäten vor-
geben.

Der öffentlichen Verwaltung wird nachge-
sagt, dass sie ihre eigenen Prozesse nicht 

kenne; dies vermutlich mit dem Hinterge-
danken, dass es unbedingt nötig sei, da-
mit die öffentliche Verwaltung endlich 
effizient(er) arbeite. Hingegen ist anzuneh-
men, dass die öffentliche Verwaltung die 
rechtlichen Grundlagen und Regeln sehr 
genau kennt, vermutlich genauer als ihre 
eigenen Prozesse. Dies legt nahe, dass der 
Unterschied zwischen der stärker regel-
basierten öffentlichen Verwaltung und der 
stärker prozessorientierten Privatwirtschaft 
zu einem wesentlichen Teil auf eine «dekla-
rative» respektive eine «prozedurale» Welt-
sicht zurückgeführt werden kann.

1 �Schacher, M., Grässle, P.: Agile Unternehmen  
durch Business Rules, Springer 2006

2 �Semantics of Business Vocabulary and Business Rules 
(SBVR), 1.0, Clause 12

3 �http://www.businessrulesgroup.org/brmanifesto.htm
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Mit jeweils jährlich über 1000 Kongressbe-
sucherinnen und -besuchern haben sich 
die Telematiktage Bern, die dieses Jahr 
bereits zum elften Mal stattfanden, zum 
viel beachteten Forum für Anwendungen 
der Informations- und Kommunikations-
technologien in Bildung, Verwaltung, Health-
care und Wirtschaft entwickelt. Der Brand 
Telematiktage Bern ist vor allem bei An-
bietern gut etabliert. Für Anwender und 
Nutzer von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien ist er aber oft wenig 

Die Themenschwerpunkte 2009: 
elektronische Geschäfts-
verwaltung und Sicherheit
Am ersten Tag des Government-Forums 
steht die elektronische Geschäftsverwal-
tung als Baustein für erfolgreiches E-Go-
vernment im Zentrum. Die Auflagen des 
Öffentlichkeitsprinzips, gesetzliche Grund-
lagen und ein genereller Kostendruck ver-
anlassen Bund, Kantone und Gemeinden 
dazu, ihre Tätigkeit besser nachvollziehbar 
zu machen. Abläufe sind effizienter zu  
gestalten und veraltete, nicht mehr aus-
baufähige Systeme müssen ersetzt  
werden. Damit wird die elektronische  
Geschäftsverwaltung mit ihren Instrumen-
ten Aktenführung, Prozessführung und 
Geschäftskontrolle zu einer der wichtigs-
ten Herausforderungen für erfolgreiches 
E-Government.

Wie können Prozesse besser beherrscht 
werden? Wie kann die Geschäftstätigkeit 
nachvollzogen werden? Wie kann die Kon-
trolle über die eigenen Informationsres-
sourcen sichergestellt werden? Wie sind 
die Weichen für erfolgreiches E-Govern-
ment zu stellen? Antworten darauf geben 
die Plenumsreferate des Vormittags. Am 
Nachmittag legen im Rahmen der Solution-
präsentationen Vertreterinnen und Vertreter 
von Bund, Kantonen und Gemeinden in 
vier themenspezifischen Tracks Erfahrungs-
berichte vor, sprechen über Erwartungen, 
Hemmnisse und realisierten Nutzen. 

Angesprochen sind Entscheidungs- 
trägerinnen und -träger in Politik und  
Verwaltung aller Stufen, E-Government-, 
Informatik-, Geschäfts- und Prozessver-
antwortliche auf Stufe Bund, Kantone und 
Gemeinden, Mitarbeitende von Unterneh-
men, die Beratungs- oder Informatik-
dienstleistungen für die Verwaltung  
erbringen, und Mitarbeitende von wissen-
schaftlichen Instituten oder Verbänden, 
die sich mit E-Government befassen. 

Am Abend findet in der Dampfzentrale 
Bern das «eGovernment Networking Din-
ner» statt – mit den Referentinnen und Re-
ferenten des Forums und künstlerischer 
Umrahmung.

Sicherheit und Datenschutz  
als Grundvoraussetzung  
für eine breite Akzeptanz  
von E-Government
Sicherheit und Datenschutz zählen zuneh-
mend zu den fundamentalen Herausforde-
rungen unserer Zeit. Mit der stark  
wachsenden Zahl an E-Government-An-
wendungen wird E-Government immer 
mehr zur kritischen Infrastruktur. Zentrale 
Komponenten wie Register, Verzeichnisse 
und Transaktionen sind besonders zu 
schützen. Denn Angriffe, Pannen und 
Missbrauch können schon im kleinen Aus-
mass zu Verunsicherung führen und das 
Vertrauen in den elektronischen Behör-
denverkehr gefährden. Deshalb stehen am 
zweiten Forumstag Fragen zur (Internet-) 
Sicherheit und zum Datenschutz im Fokus 
der Referate und Präsentationen.

Wie kann das Vertrauen in den elektro-
nischen Behördenverkehr nachhaltig si-
chergestellt werden? Welche Methoden 
und Instrumente stehen zur Verfügung, 
um die Sicherheit von Onlineverfahren und 
Onlinediensten auf Stufe Bund, Kantone 
und Gemeinden zu gewährleisten? Was 
kommt nach Sedex? Wie können Daten 
sicher vernetzt werden? Wie steht es um 
die Rechtsstaatlichkeit im virtuellen Raum? 
Antworten darauf geben die Plenumsrefe-
rate des Vormittags. Am Nachmittag legen 
im Rahmen der Solutionpräsentationen 
Vertreter von Bund, Kantonen und Ge-
meinden in vier themenspezifischen Tracks 
Erfahrungsberichte vor, sprechen über  
Erwartungen, Hemmnisse und realisierten 
Nutzen.

Angesprochen sind an diesem zweiten 
Forumstag Fach- und ICT-Verantwortliche 
auf den Stufen Bund, Kantone und Ge-
meinden, Mitarbeitende von Beratungs- 
und Informatikdienstleistern im Auftrag der 
öffentlichen Verwaltung, Mitarbeitende 
wissenschaftlicher Institute oder Verbän-
de, die sich mit E-Government befassen. 
Weitere Informationen zu den InfoSociety-
Days 2009: http://www.infosocietydays.ch

In den drei Foren E-Education, E-Government und E-Health behandelten die Telematiktage Bern 
als einzige Plattform unter einem Dach drei wichtige Kerngebiete für eine Informations-
gesellschaft in der Schweiz. Mit einem neuen Namen – InfoSocietyDays – soll diesem Umstand 
vermehrt Rechnung getragen und die Veranstaltung künftig klar als führende Plattform für 
ICT-Anwendungen im öffentlichen Bereich positioniert werden.

Jürg Lehni

Aus den Telematiktagen Bern  
werden die InfoSocietyDays

Jürg Lehni
Organisator InfoSocietyDays, 
Mitinhaber MKR Consulting AG
juerg.lehni@mkr.ch 

verständlich und schafft einen zu starken 
technischen Bezug. Deshalb hat sich die 
BEA bern expo als Veranstalterin zu einem 
Namenswechsel auf InfoSocietyDays Bern 
entschlossen. Zusammen mit einer Kon-
zentration auf die drei Themenschwer-
punkte E-Education, E-Government und 
E-Health soll sich die Veranstaltung künf-
tig klar als führende Plattform für ICT-An-
wendungen im öffentlichen Bereich positi-
onieren. Weiter soll mit dem neuen 
Branding die starke Betonung der anwen-
der- und nutzenorientierten Behandlung 
der Thematik zum Ausdruck gebracht 
werden. Das Programm der InfoSociety-
Days 2009 umfasst drei Foren, die wie 
folgt stattfinden: E-Education Forum am 
Montag, 2. März, E-Government Forum 
am Dienstag und am Mittwoch, 3./4. März, 
und E-Health Forum am Donnerstag und 
am Freitag, 5./6. März.
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wendig hält – auch wenn im direkten Ver-
gleich deutlich klar wird, wie unterschied-
lich die Herausforderungen, Baustellen 
und Lösungsansätze sind. 

Die Interdisziplinarität wurde in mehre-
ren Beiträgen thematisiert: Forschende 
unterstrichen das Bedürfnis einer holisti-
schen Herangehensweise und erwähnten 
als Erfolgsfaktoren für E-Government-Pro-
gramme die Berücksichtigung des organi-
satorischen Kontextes sowie die Fokus-
sierung auf die Benutzerakzeptanz.

Politische Agenda und  
Forschungsfragen
Keynote-Speaker Trond Arne Undheim  
fokussierte einerseits die Relevanz von 
«communities of practice», welche Erfah-
rungsaustausch und Zusammenarbeit so-
wie Positionierung einer Einheit ermögli-
chen; andererseits plädierte er für eine 
«openness policy», da er Offenheit und 
Anschlussfähigkeit der technischen Lö-
sungen als Bestandteile des Erfolgsre-
zepts für E-Government-Programme hält.

Weiter zeigte er die historische Entwick-
lung der E-Government-Policy im europä-
ischen Kontext auf: Ging es bei «Informa-
tionsgesellschaft für alle» darum, Regierung 
und Verwaltung bis 2002 online zu brin-
gen, geht es zurzeit im Rahmen von i2010 
um Openness und Standards. In Zukunft 
wird man sich bei «c2020 policy – seman-
tic cSociety» verstärkt mit Konvergenz, 
Zusammenarbeit und dem Aufbau von 
Communities auseinandersetzen. 

Undheim betonte anschliessend die Re-
levanz der «communities of practice» mit 
folgender provokativen These: «People 
commune, governments don’t.» Gesell-
schaften bzw. Communities sollen befähigt 
werden, die Art und Weise, wie der Staat 
agiert und wie der öffentliche Sektor was 
als Dienstleistungsangebot erbringen soll, 
grundlegend zu überdenken. E-Govern-
ment-Instrumente und -Lösungen würden 
dazu tendieren, Hierarchien zu bekämpfen. 
Die institutionalisierten Systeme und deren 
Akteure neigen hingegen dazu, sich zu  
widersetzen, um ihre Macht aufrechtzuer-

halten. Um die Entwicklung von E-Govern-
ment zu begünstigen, plädiert Undheim für 
Interoperabilität und Offenheit der Systeme, 
was gemeinsame Standards voraussetzt.

Als Input für mögliche zukünftige For-
schungsarbeiten wies Undheim auf die 
Spezifikation der Konvergenz hin – insbe-
sondere mit Fokus auf Technologien, auf 
staatliche Architekturen (juristisch, kulturell 
und technologisch) sowie auf das mensch-
liche Verhalten. Eine für Forscher und  
Praxisleute zukunftsträchtige Thematik  
sei die Nachhaltigkeit der Communities. 
Dabei sei insbesondere Folgendes von  
Interesse: Was fördert die Stabilität und 
die Nachhaltigkeit von E-Government-
Communities? Wie kann man Erfolg und 
Misserfolg dabei dokumentieren? 

In Anlehnung an die europäische Policy 
stellte Undheim die Frage des Impacts der 
Lösungen und Dienstleistungen sowie der 
Bottom-up-Partizipation: Welche Commu-
nities erlangen welchen Impact bei wel-
cher Lösung? Welche Storys über Em-
powerment der Bürgerinnen und Bürger 
sind bekannt und wie könnte man Parti-
zipation visualisieren? Insbesondere die 
Relevanz der Partizipation war auch im 
weiteren Verlauf der Veranstaltung im Zen-
trum der internationalen Betrachtungen.

1 �http://www.academic-conferences.org/eceg/eceg2008/
eceg08-home.htm

2 http://www.ejeg.com

100 Teilnehmende, mehrheitlich aus der akademischen Welt, trafen sich am 10. und  
11. Juli 2008 in Lausanne zur achten europäischen E-Government-Konferenz (ECEG 2008). 
Die in diesem Jahr an der École polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL) durchgeführte 
Veranstaltung bot ein abwechslungsreiches Programm mit internationalen Referentinnen  
und Referenten sowie Möglichkeiten zum Austausch über die aktuellen Herausforderungen 
der E-Government-Community.

Alessia C. Neuroni

ECEG 2008 – 8th European Conference  
on e-Government 

Dr. Alessia C. Neuroni
Senior-Researcherin,  
Kompetenzzentrum Public Management 
und E-Government
alessia.neuroni@bfh.ch

Internationalität und  
Interdisziplinarität im Fokus
An der ECEG 2008 trafen sich 100 Teil-
nehmende aus 25 Ländern aus Forschung 
und Praxis im Bereich E-Government.  
Die Veranstaltung wurde vom Gastgeber 
Matthias Finger (EPFL Lausanne, Schweiz), 
Leiter des Executive Master in E-Gover-
nance an der EPFL, eröffnet. Panos  
Hahamis (Westminster Business School, 
Grossbritannien), zuständig für die Zusam-
menstellung des Programms, lud als Key-
note-Speaker Trond Arne Undheim (Oracle 
Europe), ehemaliger nationaler Experte in 
der EU-Kommission und Leiter des Portals 
ePractice.eu, ein. 

Neben Streams zu Themen wie z.B. Pri-
vacy und Policy, regionale Case Studies, 
Kollaboration, Evaluationen, Knowledge-Ma-
nagement und Innovation sowie E-Voting 
wurden folgende Minitracks angeboten:  
1. KMU und E-Government, 2. rechtliche, 
organisatorische und Governance-Themen 
im E-Government, 3. E-Democracy sowie  
4. E-Tax und E-Revenue.

Aus den 112 zu Beginn eingereichten 
Abstracts wurden nach einem «double-
blind peer-reviewed»-Verfahren 55 Papiere 
für die Veranstaltung zugelassen. Diese 
Artikel repräsentieren Forschungsaktivi-
täten nicht nur aus dem europäischen 
Kontext, sondern auch aus fernen Län-
dern, z.B. Australien, Brasilien, Libyen, 
Mauritius, Südafrika, Thailand und den 
USA.1  Ausgewählte Papers aus der Konfe-
renz werden in einer Spezialausgabe der 
Zeitschrift «Electronic Journal of e-Go-
vernment»2 publiziert.

Die internationale Besetzung der Konfe-
renz und das Interesse für Erfahrungen 
aus anderen Ländern zeigt, dass die Com-
munity den grenzübergreifenden Austausch 
in Forschung und Praxis für absolut not-

Schweizer Beiträge zur E-Government-
Debatte an der ECEG 2008
Von den über 50 Beiträgen war die Schweiz mit 
drei wissenschaftlichen Projekten vertreten: 
1. �«Leading and Communicating ICT-Based 

Change in the Public Sector. Approaching an 
E-Government-Project in a Swiss Federal 
Department from a Communicational Perspec-
tive», Kompetenzzentrum Public Management 
und E-Government der Berner Fachhochschule

2. �«Measuring and Evaluating e-Government in 
Europe», École polytechnique fédérale de 
Lausanne / Universität Amsterdam 

3. �«Transformational Government – A Conceptual 
Foundation for Innovation in Public Administra-
tions», Universität St. Gallen

http://www.academic-conferences.org/eceg/eceg2008/ eceg08-home.htm


2. nationales eGovernment-Symposium
am 18. November 2008 in Bern
Reservieren Sie sich schon heute das Datum des 2. nationalen 
eGovernment-Symposiums am Dienstag, 18. November 2008 von 
9 bis 17 Uhr in der BEA expo in Bern. 

Das eGovernment-Symposium 2008 bietet wiederum eine aktuelle Bestandesauf-

nahme zu eGovernment-Themen mit Fokus Wissenschaft, Politik sowie Anwen-

dungen aus dem In- und Ausland. Es richtet sich an eGovernment-Verantwortliche 

aus Bund, Kantonen und Gemeinden, Parlamentarier, Vertretern aus Wissenschaft 

und Forschung, interessierte Verbandsmitglieder und Industrievertreter. 

Die Verantwortlichen haben ein abwechslungsreiches Programm aus Keynotes, 

Fachsessions und einem abschliessenden Politpodium zusammengestellt. Speziell 

beleuchtet werden heuer die Themen Benutzerzentrierung, Geschäftsmodelle und 

Produktivität. 

Weitere Informationen, das Symposium-Programm sowie online-Anmeldemöglich-

keiten finden sich ab Ende August unter http://www.egovernment-symposium.ch 

(Ticketpreis inkl. Kaffeepause, Lunch und Apéro CHF 400 p.P.).

Inserat eGovernment 2008.indd   1 4.8.2008   10:12:57 Uhr

http://www.egovernment-symposium.ch
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Stephan Röthlisberger
Programm-Manager
E-Government Schweiz,
Informatikstrategieorgan Bund ISB
stephan.roethlisberger@isb.admin.ch

Geschäftsstelle E-Government 
Schweiz im Aufbau
Mit der Unterschrift zur öffentlich-rechtli-
chen Rahmenvereinbarung über die E-Go-
vernment-Zusammenarbeit in der Schweiz 
(2007–2011) durch den Bundesrat und 
alle Kantone ist die E-Government-Strate-
gie Schweiz definitiv flächendeckend über 
die ganze Schweiz abgestützt. Nach der 
Konstituierung sowohl des Steuerungs-
ausschusses im November 2007 sowie 
des Expertenrates im März 2008 steht nun 
auch die Geschäftsstelle E-Government 
Schweiz im Informatikstrategieorgan Bund 
im Aufbau. Stephan Röthlisberger hat seit 
1. Mai 2008 die Funktion des Programm-
Managers für E-Government Schweiz über-
nommen. Als Stabsorgan des Steuerungs-
ausschusses und des Expertenrates hat 
die Geschäftsstelle die Umsetzung der 
Strategie zu koordinieren und deren Um-
setzungsinstrumente zu bewirtschaften. 
So ist sie für den Aufbau und die Pflege 
des Beziehungsnetzes mit den Kantonen 
und den involvierten Bundesstellen zu-
ständig und stellt durch geeignete Kom-
munikationsmassnahmen die notwendige 
Transparenz sicher.

Als wichtiges Element der Umsetzung 
wurden die Vorhaben, welche koordiniert 
umgesetzt werden müssen, in einem  
Katalog erfasst. Dieser Katalog priorisier-
ter Vorhaben ist das zentrale dynamische 
Umsetzungsinstrument der E-Government-
Strategie Schweiz. Der Katalog bezweckt 
eine Fokussierung der gesamtschweize-
rischen Arbeiten und dokumentiert, an 
welchen E-Government-Leistungen und  
-Voraussetzungen schwerpunktmässig ge-
arbeitet werden soll. Der Katalog wird  
regelmässig durch den Steuerungsaus-
schuss beurteilt, bei Bedarf aktualisiert 
und publiziert. Pro Vorhaben aus diesem 
Katalog ist eine federführende Organisa-

eidgenössische Zollverwaltung für das 
Vorhaben A1.04 Zollabfertigung von Wa-
ren oder die eidgenössische Steuerver-
waltung für A2.01 Einreichung der MWST-
Abrechnung zu erwähnen. Bei weiteren 
Vorhaben konnten entsprechende Vereine 
oder Verbände für die Übernahme der Ver-
antwortung gewonnen werden. Der Verein 
swissdec1 für das Vorhaben B1.08 Stan-
dardisierung der Unternehmens- und Lohn-
daten oder die Organisation e-geo.ch2 für 
A1.14 Zugang zu Geobasisdaten und in-
teraktiven Kartenanwendungen können als 
Beispiel genannt werden.

Nicht ganz so einfach ist die Situation 
bei Vorhaben, bei welchen die gesetzliche 
Hoheit nicht für die ganze Schweiz auf der 
gleichen föderalen Stufe liegt. Beim Vorha-
ben A1.06 Einreichen von Baubewilligun-
gen ist dies der Fall. Auch bei Vorhaben, 
bei welchen bereits mehrere Einzellösun-
gen auf kantonaler oder kommunaler  
Ebene existieren, ist die Zuordnung der  
federführenden Organisation nicht trivial. 
Besitzen die Betreiber einer solchen indivi-
duellen Lösung in der Regel ein ausgewie-
senes Know-how in diesem Fachbereich, 
so stehen sie doch als Vertreter einer spe-
zifischen Lösung in der Konfliktsituation 
zwischen Kompetenzzentrum und Leis-
tungserbringer bzw. «Leistungsverkäufer». 
Hier ist die Balance zu finden, um Lö-
sungen respektive Standards zu definie-
ren, die möglichst rasch in der ganzen 
Schweiz angewendet werden können. 

Die Geschäftsstelle arbeitet nun daran, 
für jene Vorhaben ohne definierte feder-
führende Organisation mittels Gesprächen 
und Workshops mit beteiligten Akteuren 
die Erfolg versprechende federführende 
Organisation zu eruieren. Diese dadurch 
breit abgestützten federführenden Organi-
sationen werden dem Steuerungsausschuss 
zur formellen Einsetzung durch die Ge-
schäftsstelle vorgeschlagen.

1 �swissdec; nicht gewinnorientiertes Gemeinschaftsprojekt 
unabhängiger Partner: http://www.swissdec.ch

2 �e-geo.ch; Programm für den Aufbau einer nationalen 
Geodaten-Infrastruktur: http://www.e-geo.ch

E-Government Schweiz:  
Die Rolle der federführenden Organisationen
Der Fokus der Umsetzung der E-Government-Strategie Schweiz ist über den Katalog 
priorisierter Vorhaben definiert. Für eine erfolgreiche Umsetzung der E-Government-Strategie 
Schweiz ist es nun entscheidend, für diese Vorhaben die richtigen Akteure zu gewinnen. 
Bereits konnten bei zwei Dritteln der Vorhaben die Verantwortlichkeiten an so genannte 
federführende Organisationen übertragen werden.

Stephan Röthlisberger

tion zu bestimmen. Die Aufgaben und 
Kompetenzen der federführenden Organi-
sationen sind in der Rahmenvereinbarung 
über die E-Government-Zusammenarbeit 
in der Schweiz wie folgt festgehalten.

Die federführenden Organisationen
– bestimmen ihre Projektleitungen;
– �sorgen in Zusammenarbeit mit weiteren 

beteiligten Akteuren für das Rechtset-
zungskonzept sowie für ein tragfähiges 
Finanzierungs- und Organisationskonzept;

– �gewährleisten die Einhaltung von Stan-
dards und achten auf die Interoperabili-
tät der erarbeiteten Lösungen;

– �berichten der Geschäftsstelle im Rahmen 
eines Monitorings regelmässig über den 
Stand der Arbeiten.

Die Geschäftsstelle E-Government Schweiz 
dient den federführenden Organisationen 
als primäre Anlaufstelle. Insbesondere 
können sie über die Geschäftsstelle den 
Expertenrat um fachliche Unterstützung 
angehen und dem Steuerungsausschuss 
Anträge zur Finanzierung von Vorhaben 
unterbreiten. Die federführenden Organi-
sationen sollten zudem die folgenden Kri-
terien bestmöglich erfüllen:
– �Zuständigkeit: Die Koordination der Um-

setzung des Vorhabens gehört zu den 
Aufgaben der Organisation.

– �Themenführerschaft: Die Organisation hat 
bereits strategiekonforme Vorarbeiten 
geleistet.

– �Ressourcen: Die Organisation hat genü-
gend Ressourcen, um ein Finanzierungs- 
und Organisationskonzept zu erarbeiten.

– �Akzeptanz: Die Organisation wird von 
den involvierten Stellen akzeptiert.

Suche nach federführenden 
Organisationen noch nicht 
abgeschlossen
Bis jetzt konnten für 25 der 39 priorisier-
ten Vorhaben federführende Organisati-
onen bestimmt werden. Zurzeit arbeitet 
die Geschäftsstelle an der Ermittlung der 
noch fehlenden Organisationen. In den 
meisten Fällen sind aufgrund der oben be-
schriebenen Kriterien gemäss Rahmen-
vereinbarung die federführenden Organi-
sationen offensichtlich. Als Beispiel ist die 
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Postulate und Problemstellungen
Die E-Government-Strategie Schweiz pos-
tuliert ein «neues Ebenen übergreifendes 
Dienstleistungs- und Prozessverständnis». 
Prozessorientierung und Geschäftsprozess-
management (GPM) stellen zwei grundle-
gende Anforderungen der organisatorischen 
Umsetzung von E-Government Schweiz dar. 

Doch was beinhaltet das GPM auf Stufe 
E-Government? Welchen Zweck soll es er-
füllen? Worin unterscheidet es sich von 
einem organisationsinternen Ansatz und wie 
wären gegebenenfalls «lokale» und organisa-
tionsübergreifende Ausprägungen des GPM 
zu verbinden und koordiniert umzusetzen?

Von Folgendem ist auszugehen: Nur 
wenn die Behörden bereits aus eigenem 
Antrieb und in eigener Zuständigkeit ihre 
Leistungen und Prozesse gut managen, 
kann das Geschäftsprozessmanagement 
im E-Government erfolgreich auf einer or-
ganisationsübergreifenden Ebene etabliert 
werden. Verbindungsglied zur Entwicklung 
des GPM auf Stufe E-Government stellt so-
mit das Geschäftsprozessmanagement in 
den einzelnen Organisationen dar. Daher 
gilt: Damit GPM im E-Government als er-
folgreiche Managementpraxis etabliert wer-
den kann, müssen «global» definierte Füh-
rungsinstrumente, Methoden und Resultate 
auf die «lokale» Ebene übertragbar sein und 
hier einen praktischen Nutzen entfalten.

Vor diesem Hintergrund wird klar, dass 
für E-Government das Geschäftsprozess-
management nicht neu erfunden werden 
muss, sondern bei den bereits bewährten 
Methoden und Praktiken anschliessen kann.

 
Geschäftsprozessmanagement
Die eCH-Fachgruppe Geschäftsprozesse1 
ist bei ihren Sondierungen sowohl auf Ge-
meinde-, Kantons- als auch Bundesebene 
fündig geworden: Es gibt bereits viele weg-

lic. phil. Marc Schaffroth
Projektleiter beim Informatik- 
strategieorgan Bund ISB.  
Er leitet u.a. die eCH-Fachgruppen 
Geschäftsprozesse und Records 
Management / GEVER
marc.schaffroth@isb.admin.ch

Interoperabilität und Geschäftsprozess- 
management im E-Government

weisende, nachahmenswerte Beispiele für 
eine erfolgreiche Umsetzung des GPM.2

Einige wichtige Grundzüge und Erfolgs-
faktoren der lokalen GPM-Umsetzungs-
strategien sollen hier kurz dargelegt werden: 

Nach zum Teil frustrierenden Erfahrun-
gen bei der Übertragung von Business-
Process-Reengineering-Rezepten3 auf die 
öffentliche Verwaltung4 hat sich im Gefolge 
des New Public Management (NPM)5 in 
verschiedenen Verwaltungszweigen ein 
pragmatischer Ansatz entwickelt. Erfolg-
reich und nachhaltig im Geschäftsalltag 
etablieren konnte sich das GPM  
insbesondere in Organisationen, bei de-
nen Ziele und organisatorischer Rahmen 
(Governance) auf Führungsebene strate-
gisch vorgegeben wurden und die Umset-
zung auf dem direkten und verantwort-
lichen Einbezug aller Mitarbeitenden 
beruhte (Stichwort: Change Management). 
Der Grundtenor dieser pragmatisch aus-
gerichteten GPM-Strategien lautet: «Ziele, 
Methoden und Resultate des GPM sind 
einfach, verständlich, zweckmässig und in 
der Alltagspraxis direkt umsetzbar.» 

Angelpunkt des Geschäftsprozessma-
nagements wurde dabei die (intra-)organi-
satorische fachliche Zusammenarbeit, d.h. 
die Entwicklung eines organisationsweit 
von allen Mitarbeitenden getragenen, 
fachlichen Grundverständnisses der Ge-
schäftsprozesse sowie deren operativen 
Abwicklung. Im Vordergrund standen nun 
also nicht mehr maschinengesteuerte  
Automatisierungsvorhaben, sondern die von 
den Mitarbeitenden getriebene und ge-
steuerte, wissens- und informations- 
basierte Zusammenarbeit (human-driven  
interaction6). Leistungen und Geschäfts-
prozesse der Organisation wurden in  
Form von «Landkarten» und «Referenz-
dokumentationen» (Repositories) erfasst, 

Problemstellungen – Standards – Umsetzungen: Auch im E-Government fängt das Geschäft nicht 
bei der Technik, sondern in den Chefetagen und den von hier aus gesteuerten Geschäfts-
prozessen an. Erfolg und Nachhaltigkeit im E-Government Schweiz hängen wesentlich davon 
ab, ob das Geschäftsprozessmanagement (GPM) auf allen föderalen Stufen erfolgreich 
etabliert und organisationsübergreifend verknüpft und koordiniert werden kann. Durch eine 
stärkere Ausrichtung auf die Organisations- und Prozessgestaltung könnte die Schweiz  
den in internationalen Vergleichsstudien periodisch festgestellten Entwicklungsrückstand im 
E-Government rascher aufholen.
Der vorliegende Artikel erläutert anhand eines Steuerungsmodells für organisationsübergreifende 
Prozesse den Dokumentations- und Regelungsbedarf für ein schweizweit interoperables GPM 
und stützt sich dabei auf die aktuellen Arbeiten der eCH-Fachgruppe Geschäftsprozesse.

Marc Schaffroth
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fachlich beschrieben und im operativen 
Prozessgeschehen zugänglich gemacht. 
Wohlgemerkt: Die Leistungs- und Pro-
zessdokumentation sollte also nicht nur 
die permanente Optimierung der Abläufe 
im Unternehmen ermöglichen, sondern als 
verlässliche und verbindliche Wissens- 
und Informationsquelle den Mitarbeitenden 
in den operativen Prozessabläufen jeder-
zeit zur Verfügung stehen. 

Wie steht es aber mit der Anwendungs-
implementierung, d.h. der Umsetzung  
des Prozessgeschehens in elektronische 
Workflows? Auch hier begann sich bei der 
öffentlichen Verwaltung der pragmatische 
Weg durchzusetzen. Anstelle von ge-
schlossenen, unflexiblen Workflow-Sys-
temen (nach dem Motto «für jeden  
Prozesstyp ein eigenes Prozessmodell») 
haben sich insbesondere bei dokumen-
ten- und dossiergestützten Geschäfts-
prozessen generisch einsetzbare Prozess- 
und Informationsmanagementplattformen 
durchgesetzt. Der Einsatz von so genann-
ten GEVER-Anwendungen7 erlaubte es 
den Mitarbeitenden, situationsbezogen 
und ad hoc generische Prozessbausteine 
zur Abwicklung eines fachlich definierten  
Prozesses zu nutzen und zusammenzu-
fügen (die Stichworte hierzu lauten: flexible 
Prozesse, generisches Prozessmodell).8

Organisationsübergreifende 
Interoperabilität
Interoperabilität bedeutet «… im Wortsinn 
die Ausführbarkeit von Operationen unter 
Beteiligung von zwei oder mehreren unab-
hängigen Einheiten».9

Im E-Government wird das Thema organi-
satorische Interoperabilität auf eine neue 
Stufe gehoben: Es geht hier nun auch um 
die gemeinsame, organisationsübergreifende 
Steuerung und Ausgestaltung der interorga-
nisatorischen Zusammenarbeit. Für Behör-

den, die Leistungen für ihre gemeinsame 
Kundschaft kooperativ erstellen, ergeben 
sich aus Geschäftssicht folgende Problem-
stellungen und Anforderungen:
– �Die kooperierenden Behörden müssen 

sich auf ein gemeinsames Steuerungs-
modell einigen. Dieses darf jedoch weder 
in die hoheitliche noch in die operative 
Zuständigkeit der einzelnen Behörden 
direkt eingreifen.

– �Grundlegende Ergebnisse und Instrumen-
te des Geschäftsprozessmanagements 
(z.B. Leistungsinventare, Leistungs- und 
Prozessdokumentationen usw.) müssen 
im E-Government organisationsübergrei-
fend definiert, erfasst, gepflegt, publiziert 
und genutzt werden.

Steuerungsmodell für  
organisationsübergreifende 
Geschäftsprozesse 
Im E-Government Schweiz wird für die 
operative Steuerung in den organisations-
übergreifenden Prozessen ein Steuerungs-
instrument benötigt, das dem föderalisti-
schen (rechtsstaatlichen) Zuständigkeits-
prinzip uneingeschränkt Rechnung trägt. 

Das Steuerungsmodell einer losen ope-
rativen Koppelung von Behörden bei der 
organisationsübergreifenden Leistungser-
stellung erfüllt diese föderalistische Rahmen-
bedingung (Abbildung 1). Das flexible Mo-
dell funktioniert auf der Basis von fachlichen 
Leistungsvereinbarungen, bei denen die Ak-
teure also die relevanten Aspekte der inter-
organisatorischen Zusammenarbeit gemein-
sam definieren und für alle verbindlich regeln.
Die Leistungsvereinbarungen betreffen 
– �das zu erstellende Gesamtergebnis 

(d.h. die Leistung, die «über den 
Ladentisch» an den Kunden geht), 

– �die beteiligten Stellen (zumeist sind  
dies Behörden, aber nicht nur),

– �die sachliche Abfolge der Bearbeitungs- 

und Kompetenzübergänge (d.h. der 
Interaktionen) sowie 

– �die bei diesen Interaktionen zu überge-
benden (auszutauschenden) Objekte.10

Aus der Sicht der organisationsübergrei-
fenden Steuerung im E-Government stel-
len die internen Prozesse «black boxes» 
dar: Zwar verpflichten sich die Behörden 
mit der Leistungsvereinbarung, einen defi-
nierten Beitrag in den organisationsüber-
greifenden Prozess einzubringen; die Be-
reitstellung dieses Inputs erfolgt jedoch  
im Rahmen von internen Prozessen. Über  
diese bewahren die zuständigen Behörden 
ihre uneingeschränkte Kontrolle. Aus Steue-
rungssicht brauchen somit im E-Govern-
ment die internen Abläufe der koope-
rierenden Behörden nicht von aussen her 
diktiert zu werden: Wie die Kirche bleibt 
auch der Föderalismus «im Dorf».

Das auf einer losen operativen Koppe-
lung der Akteure basierende Steuerungs-
modell im E-Government tangiert zwar 
nicht direkt die internen Steuerungskreis-
läufe und Bearbeitungsabläufe. Aus der 
Anforderung der organisationsübergreifen-
den Zusammenarbeit im E-Government 
leiten sich – wie noch dargelegt wird – aber 
trotzdem bestimmte Anforderungen an 
das interne GPM ab. 

Für den Aufbau des organisationsüber-
greifenden GPM müssen sowohl ein trag-
fähiges Governancekonzept als auch ein 
geeignetes Dokumentationsmodell defi-
niert werden. Weiter sind die Bereitstellung 
und der Betrieb einer Dokumentations-
plattform11 für E-Government Schweiz zu 
planen. 
– �Im Governancekonzept sind einerseits 

die Verantwortlichkeiten, Rollen und Pro-
zesse im organisationsübergreifenden 
Geschäftsprozessmanagement zu defi-
nieren und gegenüber dem lokalen GPM 
abzugrenzen (Wie muss die Governance 

Abbildung 1: Lose Koppelung der Behörden in organisationsübergreifenden Prozessen
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unter den Gesichtspunkten: Bürokratie-
abbau16 für Verwaltungskunden und orga-
nisationsübergreifende Interoperabilität.
Ein Hauptzweck der Referenzdokumenta-
tion zu den Leistungen und Prozessen im 
E-Government Schweiz besteht in der Un-
terstützung der organisationsübergreifen-
den Interoperabilität. 

Die Zusammenarbeit der Behörden im 
Rahmen der kooperativen Leistungserstel-
lung setzt ein fachlich definiertes und ver-
einbartes Grundverständnis hinsichtlich 
der Ergebnisse, Zuständigkeiten, Abläufe, 
Bearbeitungsobjekte usw. voraus.

Im operativen Prozessgeschehen mani-
festiert sich Interoperabilität gerade darin, 
dass die an den organisationsübergreifen-
den Abläufen beteiligten Akteure
– �ihre jeweiligen Geschäftseingänge rasch 

und zuverlässig identifizieren und den 
zugrunde liegenden Leistungen und  
Geschäftsfällen zuordnen können (eine  
Anforderung, die im konventionellen  
E-Mail-Verkehr nicht erfüllt wird, was  
zu einer permanenten Informationsüber-
lastung führt) sowie

– �die zugewiesenen Aktivitäten sofort mit 
dem entsprechenden Bearbeitungskon-
text in Verbindung bringen können (Wo-
rum geht es? Was muss ich tun? Was 
wird von mir erwartet? usw.). Wird alles 
richtig umgesetzt, können die Mitarbei-
tenden bei Bedarf die fachlich vereinbar-
ten und aktualisierten Prozessbeschrei-
bungen jederzeit online konsultieren 
(dieser Ansatz ist so z. B. bei der Direk-
tion Ressourcen und Aussennetze des 
EDA für alle Konsulate realisiert).

Damit Behörden im E-Government aus  
organisatorischer Sicht effizient zusam-
menarbeiten können, müssen sie sich auf 
gemeinsame Dokumentationsgrundsätze 
und -struktur für öffentliche Leistungen 
und Prozesse einigen. Andernfalls besteht 
die Gefahr einer babylonischen Sprach-
verwirrung hinsichtlich Beschreibungs-
methoden und -merkmalen.

Die eCH-Fachgruppe Geschäftsprozesse 
legt mit dem Dokumentationsstandard 
[eCH-0073] die Basis für eine schweizweit 
einheitliche Inventarisierung und fachliche 
Dokumentation von öffentlichen Leistun-
gen und Prozessen.17

Der Dokumentationsstandard definiert 
die Beschreibungselemente zur Erstellung 
sowohl a) von Leistungsinventaren als 
auch b) von Leistungs- und Prozessdoku-
mentationen (siehe Abbildung 2):
a) �Das auf der Basis von [eCH-0073] er-

fasste Leistungsinventar ermöglicht die 
schweizweite Identifizierung von öffent-
lichen Leistungen und stellt damit eine 
wichtige Grundlage der organisato-
rischen Interoperabilität dar. Das Inven-
tar liefert Basisinformationen für eine 
kundenorientierte Strukturierung von E-
Government-Portalen (vgl. www.ch.ch) 
und erlaubt hierdurch auch ein schweiz-
weites Metadatenmanagement.18 Als 
Landkarte des Politikvollzugs kann das 
Inventar sowohl für die politische Steue-
rung, die organisatorische Gestaltung 
(Optimierung, Harmonisierung) als auch 
für die organisationsübergreifende ope-
rative Zusammenarbeit (Interoperabili-
tät) genutzt werden.

Abbildung 2: Beschreibungselemente zur Dokumentation öffentlicher Leistungen und Prozesse (Dokumentationsstandard nach eCH)

für das GPM auf Stufe E-Government 
Schweiz definiert werden?).

– �Gemeinsames Dokumentationsmodell12: 
organisationsübergreifend zu erbringende 
öffentliche Leistungen und Prozesse 
müssen schweizweit einheitlich erfasst, 
d.h. auf der Grundlage von einheitlichen 
Dokumentationsvorgaben inventarisiert, 
beschrieben, freigegeben, publiziert und 
gepflegt werden (Welche Dokumentati-
onsergebnisse sind nach welchen Doku-
mentationsvorgaben bereitzustellen?).

Geschäftsmodell und Referenz-
dokumentation 
Die eCH-Fachgruppe Geschäftsprozesse 
erarbeitet im Kontext der Umsetzung der 
E-Government-Strategie diverse Vorgaben 
für das GPM im E-Government Schweiz 
(Referenzmodelle, Standards und Hilfs-
mittel). Diese Aktivitäten sind mit den 
massgeblichen priorisierten Vorhaben der 
Strategie abgestimmt13 und beinhalten 
eine sehr enge Zusammenarbeit mit der 
Bundeskanzlei sowie dem Staatssekreta-
riat für Wirtschaft (Seco).

Die beiden inhaltlichen Tätigkeitsschwer-
punkte der Fachgruppe betreffen die Aus-
arbeitungen eines Geschäftsmodells für  
E-Government Schweiz14 sowie die Vorbe-
reitung von Standards zur Dokumentation 
von öffentlichen Leistungen und Prozessen.
Das Geschäftsmodell [eCH-0077] (in Ar-
beit)15 behandelt die organisatorischen 
Gestaltungsprinzipien und -elemente der 
Distribution (gemeinsames Vertriebsmodell) 
und der Produktion (kooperative Leistungs-
erstellung) im E-Government Schweiz  
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b) �Weiter werden im Dokumentationsstan-
dard die Merkmale zur fachlichen Be-
schreibung von Leistungen und Prozes-
sen definiert (Referenzdokumentation). 
Für die Darstellung von organisations-
übergreifenden Bearbeitungsabläufen 
wird der offene Standard Business Pro-
cess Modeling Notation (BPMN) emp-
fohlen.19

Die eCH-Standards zur Dokumentation 
der Geschäftsprozessmanagement auf 
Stufe E-Government
– �ermöglichen eine optimale und mit ein-

fachen Instrumenten abbildbare Fach-
sicht auf Geschäftsprozesse,

– �sind sowohl für organisatiosübergreifen-
de als auch organisationsinterne Be-
schreibungen und Darstellungen von 
Geschäftsprozessen einsetzbar, 

– �basieren auf offenen und weltweit aner-
kannten Standards (BPMN) statt auf 
proprietären und produktabhängigen 
Methoden und Werkzeugen, 

– �haben sich in der Praxis bereits gut be-
währt und sind vielerorts eingeführt,

– �sind einfach, zweckmässig und Nutzen 
stiftend auf das organisationsinterne 
GPM übertragbar (vgl. zur praktischen 
Anwendung das Hilfsmittel eCH-0074 
Geschäftsprozesse modellieren mit BPMN) 
und

– �können auf Geschäftsseite mit wenig 
Aufwand erlernt und auch ohne externes 
Know-how beherrscht werden.

E-Governance 
gesamtschweizerisch etablieren 
Zu Steuerung, Führung, Aufbau und  
Pflege des organisationsübergreifenden 
GPM sind die E-Government-Akteure aller 
staatlichen Ebenen direkt und mitverant-
wortlich einzubeziehen. 

Entlang des Steuerungsmodells für E-
Government können wichtige Schluss- 
folgerungen für ein praxistaugliches Gover-
nancekonzept gezogen werden:
– �Interne Prozesse bleiben gesamthaft in 

der Zuständigkeit der einzelnen Organi-
sationen resp. deren Geschäftsträger. Sie 
werden folglich nicht von E-Government 
Schweiz übersteuert oder gar diktiert.

– �Die fachliche Definition von organisa- 
tionsübergreifenden Leistungen und 
Prozessen liegt in der Zuständigkeit der 
jeweils involvierten Geschäftsverant-
wortlichen. Weder eCH noch ein ande-
res Gremium ist dazu berufen, koopera-
tiv zu erbringende Leistungen und 
Prozesse der Behörden fachlich vorzu-
definieren.

– �Im Rahmen der Umsetzung der E-Go-
vernment Strategie sind allerdings 
schweizweit gültige Standards zur Do-
kumentation des GPM vorzugegeben.  

Diese stellen eine Voraussetzung zur  
organisationsübergreifenden, fachlichen 
Verständigung unter den Behörden dar.

– �Das Inventar für öffentliche Leistungen 
[eCH-0070], das alle öffentliche Leistun-
gen erfasst, die über das gemeinsame 
Wegweiserportal www.ch.ch referenziert 
sind, wird schweizweit von der Bundes-
kanzlei unter aktivem Einbezug aller 
Schweizer Behördenstellen gepflegt. 
eCH empfiehlt, weitere Leistungsinven-
tare im regionalen und lokale Bereich zu 
erstellen und zu pflegen und übergrei-
fend zu harmonisieren. Dadurch kann 
der elektronische Geschäftsverkehr zwi-
schen den Behörden sehr viel effizienter 
gestaltet und abgewickelt werden. 

– �Erstellung und Betrieb von fachlichen 
Leistungs- und Prozessdokumenta- 
tionen (Repositories) können grundsätz-
lich sowohl zentral als auch dezentral 
erfolgen (sofern harmonisiert). Die Nähe 
zu den Geschäftsverantwortlichen wäre 
hier sehr vorteilhaft.

– �Für eine effiziente Nutzung der Inventare 
und Referenzdokumentationen im opera-
tiven Prozessgeschehen wird ein schweiz-
weit verfügbarer Verzeichnis-Service be-
nötigt.

Die nächsten Schritte
Auf dem Weg zur Realisierung des Ge-
schäftsprozessmanagements auf der Stu-
fe E-Government Schweiz zeichnen sich 
folgende weitere Schritte ab:
– �Schweizweite Standardisierung des  

Geschäftsmodells sowie der Dokumen-
tationsvorgaben zur Leistungs- und  
Prozessbeschreibung,

– �Definition der Governance und des Pfle-
geprozesses (im Zusammenhang mit 
den Leistungsinventaren und Referenz-
dokumentationen),

– �Umsetzung der Dokumentation organi-
sationsübergreifender Leistungen und 
Prozesse durch alle Akteure,

– �Aufbau von geeigneten Dokumentations-
infrastrukturen.
Die eCH-Dokumentationsstandards wer-

den im 3. Quartal 2008 in die öffentliche 
Vernehmlassung gegeben. eCH plant die 
Bereitstellung von weiteren Umsetzungs-
hilfen zum GPM. Der Aufbau der Doku-
mentationsinfrastruktur und die Definition 
des Pflegeprozesses werden von der Bun-
deskanzlei und dem Seco betreut und vo-
rangetrieben.20

Entscheidender Erfolgsfaktor für E-Go-
vernment Schweiz ist und bleibt jedoch 
die tatsächliche Umsetzung des GPM bei 
den Behörden, sei es auf Bundes-, Kan-
tons- oder Gemeindeebene.

Das Steuerungs- und Dokumentations-
modell für E-Government Schweiz er- 
laubt es den Schweizer Behörden, das 

Geschäftsprozessmanagement in ihren 
Organisationen nach den zur Verfügung 
stehenden Mitteln und nach einem selbst 
bestimmten Tempo zu entwickeln und 
gleichzeitig organisationsübergreifend zu 
koordinieren und zu harmonisieren. 
Just do it! 

 1  www.ech.ch
  2 �GPM-Projekte, -Umsetzungen und -Erfahrungen im 

Kanton Genf, in der Stadt Winterthur, im Bundesamt für 
Landwirtschaft, im Eidg. Departement des Äusseren 
(Direktion für Ressourcen und Aussennetz) usw. 

 3  �H. Oesterle: Business Engineering. Heidelberg 1995
  4 �Die ernüchternden Erfahrungen sind mit ein Grund, 

weshalb auch heute in der öffentlichen Verwaltung noch 
viele Geschäftsleitungen die Finger vom Thema GPM 
lassen: «Zu komplex, zu kompliziert und zu teuer» – so 
lautet der Tenor.

  5 �M. Osterloh / J. Frost: Prozessmanagement als 
Kernkompetenz. Wiesbaden 1996

  6 �K. Harrison-Broninski: Human Interactions. Tampa 2005
 7  �GEVER ist ein Akronym für Geschäftsverwaltung
  8 �eCH-0038 Records Management Framework – 

Informationsmanagement im eGovernment www.ech.ch, 
Informatikstrategieorgan Bund: Geschäftsverwaltung 
(GEVER): Ziele, Einsatzgebiet und Grundlagen (2004) 
www.isb.admin.ch sowie M. Schaffroth: Paradigmen-
wechsel bei der Gestaltung von E-Government-
Prozessen (2005) www.isb.admin.ch

  9 �Definition von R. Klischewski, zitiert in M. Brüggemeier 
et alt. Organisatorische Gestaltungspotentiale durch 
Electronic Government. Berlin 2006

10 �Mit der Version 2.0 der Standardschnittstelle eCH-0039 
– E-Government Schnittstelle für Dossiers und 
Dokumente (www.ech.ch, in Arbeit) können diverse 
Leistungs- und Prozessmerkmale übergeben werden. 
Dies erlaubt den Akteuren, zu jeder Interaktion den 
übergreifenden Geschäftskontext rasch und zuverlässig 
zu identifizieren. 

11 �Die Schweizerische Bundeskanzlei wird im Rahmen des 
in der E-Government-Strategie priorisierten Vorhabens 
B 1.03 eine elektronische Dokumentationsinfrastruktur 
bereitstellen (Reference E-Gov CH).

12 �eCH-0075 Dokumentationsmodell zur Geschäfts-
architektur E-Government Schweiz

13 �insbesondere mit den Vorhaben B1.03 Einheitliches 
Inventar und Referenzdatenbank öffentlicher Leistungen 
(Federführung: Bundeskanzlei) und B1.06  
E-Government Architektur Schweiz (Federführung: ISB)

14 �Präsentationen anlässlich des E-Government 
Symposiums 2007 www.egovernment-symposium.ch/
egov/files/referate/wissenschaft_schaffroth.pdf 
www.egovernment-symposium.ch sowie der 
Generalversammlung eCH 2007 www.ech.ch

15 �J. Ross, P. Weill, D. Robertson: Enterprise Architecture 
As Strategy. Boston 2006

16 �K. Lenk: Bürokratieabbau durch E-Government, 
Bochum 2007. www.egovernmentplattform.de

17 �Das Leistungsinventar [eCH-0070] liefert zusammen mit 
der Leistungs- und Prozessdokumentation die 
massgeblichen Grundlagen und Ergebnisse zum 
priorisierten Vorhaben B1.03 Einheitliches Inventar  
und Referenzdatenbank öffentlicher Leistungen der  
E-Government Strategie, vgl. www.isb.admin.ch

18 �A. Huber: E-Government Schweiz: Wie man mit wenig 
Aufwand viel Geld sparen kann, in «eGov Präsenz» 2/2007

19 �Object Management Group, vgl. www.omg.org. 
Link auf den Standard Business Process Modeling 
Notation (BPMN), Version 1.1 (vom Januar 2008) 
vgl. www.omg.org/spec/BPMN/.

20 �Für weitere Informationen siehe www.ch.ch 
sowie www.ech.ch

www.egovernment-symposium.ch/egov/files/referate/wissenschaft_schaffroth.pdf
www.egovernment-symposium.ch/egov/files/referate/wissenschaft_schaffroth.pdf
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Die Situation wiederholt sich in der 
Schweiz täglich tausendfach: ein Notfall 
hier, eine Konsultation bei einem neuen 
Arzt da, der Gang in die Apotheke bei  
akuten Schmerzen dort. Doch was kann 
die Notfallpatientin über ihre Allergien sa-
gen? Weiss der neue Arzt etwas über die 
relevanten Krankheiten des Patienten? 
Und sollte der Apotheker nicht wissen, 
welche Medikamente die über Schmerzen 
klagende Kundin nimmt?

Die meisten Menschen sind mit einer 
Gesundheitsversorgung konfrontiert, in der 
sie allein die Kontrolle wahrnehmen müs-
sen über ihre Arztbesuche, Therapien oder 
Medikamentenverschreibungen. Noch zu 
oft ruhen wichtige Informationen im Papier-
archiv eines Spitals oder einer Arztpraxis. 
Oder sie liegen zwar elektronisch vor, sind 
aber für externe Medizinalpersonen nicht 
zugänglich. Besonders problematisch ist 
diese Ausgangslage für die Chronisch-
kranken.

Im Juni 2007 hat deshalb der Bundesrat 
die «Strategie eHealth Schweiz» verab-
schiedet, die von den Kantonen mitgetra-
gen wird. Laut Bundesrat soll E-Health 
dazu beitragen, der Schweizer Bevölke-
rung den Zugang zu einem bezüglich  
Qualität, Effizienz und Sicherheit hochste-
henden und kostengünstigen Gesund-
heitswesen zu gewährleisten.

Adrian Schmid
Leiter Geschäftsstelle  
eHealth Bund–Kantone
adrian.schmid@ehealth.admin.ch

Strategie eHealth Schweiz –  
Ziele und Konsequenzen

Mehr Effizienz, Qualität  
und Sicherheit
Unter E-Health oder elektronischen Ge-
sundheitsdiensten versteht man den inte-
grierten Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) zur 
Gestaltung, Unterstützung und Vernet-
zung aller Prozesse und Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer im Gesundheitswesen.

Elektronische Gesundheitsdienste soll-
ten zuerst bei den häufigsten Prozessen 
ansetzen in den Bereichen: Administra-
tion, Information, Konsultation, Diagnose, 
Verschreibung, Überweisung, Therapie, 
Überwachung, Abrechnung. Das einlei-
tend erwähnte Beispiel ist somit nur eine 
von einer ganzen Palette von möglichen 
Anwendungen. Die übergeordneten stra-
tegischen Ziele von E-Health sind die Ver-
besserung von Effizienz, Qualität und Pa-
tientensicherheit. 

Für E-Health und E-Government hat der 
Bundesrat separate Strategien in Auftrag 
gegeben. Zwar gibt es Berührungspunkte 
und Parallelen – zum Beispiel bei elektro-
nischen Dienstleistungen, die für verschie-
dene Themenfelder und Prozesse genutzt 
werden können (Shared Services). Die bei-
den Systeme sind jedoch in Bezug auf Ak-
teure, Prozesse, Handlungsfelder oder 
Ziele sehr verschieden und deshalb strate-
gisch unterschiedlich zu positionieren.

Vision in drei Teilen
Die Vision des Bundesrates in der «Strate-
gie E-Health Schweiz» enthält drei Teile:
– �Teil 1: «Die Menschen in der Schweiz 

können im Gesundheitswesen den Fach-
leuten ihrer Wahl unabhängig von Ort 
und Zeit relevante Informationen über 
ihre Person zugänglich machen und 
Leistungen beziehen.» Ziel ist es in die-

Mit seiner «Strategie eHealth Schweiz» will der Bundesrat im Gesundheitswesen Effizienz, 
Qualität und Patientensicherheit verbessern. Auf dem langen und nicht einfachen Weg  
folgt auf nationaler Ebene als erster Schritt die Einführung der Versichertenkarte gegen Ende 
des Jahres 2009. An den nächsten Etappen wird bereits gearbeitet. 

Adrian Schmid

sem Bereich, bis zum Jahr 2015 für alle 
ein elektronisches Patientendossier zu 
ermöglichen und damit die Qualität der 
Versorgung und die Patientensicherheit 
zu verbessern.

– �Teil 2: «Die Menschen in der Schweiz 
sind aktiv an den Entscheidungen in Be-
zug auf ihr Gesundheitsverhalten und 
ihre Gesundheitsprobleme beteiligt und 
stärken damit ihre Gesundheitskompe-
tenz.» Ein Portal soll in Zukunft den Zu-
griff auf das persönliche elektronische 
Patientendossier ermöglichen. Dieses 
Portal kann mit Gesundheitsinformati-
onen und Diensten für Patientinnen und 
Patienten gekoppelt sein.

– �Teil 3: «Die Informations- und Kommuni-
kationstechnologien werden so einge-
setzt, dass die Vernetzung der Akteure 
im Gesundheitswesen sichergestellt ist 
und dass die Prozesse qualitativ besser, 
sicherer und effizienter sind.» Die IKT soll 
so eingesetzt werden, dass die Abläufe 
zwischen Ärzten, Spitälern, Apothekern 
oder Versicherern möglichst durchgän-
gig und ohne fehleranfällige Medien- 
brüche gestaltet sind.

In anderen Branchen hat sich die Informa-
tions- und Kommunikationstechnik in den 
letzten Jahren gewaltig entwickelt – zum 
Beispiel im Finanzsektor oder im Touris-
mus. Wer nicht Kunden verlieren, dafür 
neue gewinnen will, muss jederzeit den 
dezentralen Zugriff auf Dienstleistungen 
und Informationen sicherstellen können. 
Doch diese Geschäftsmodelle funktionie-
ren im sozial finanzierten Gesundheitswe-
sen gemäss Krankenversicherungsgesetz 
nicht, weil die finanziellen Anreize weitge-
hend fehlen. Das System basiert mehr-
heitlich auf der Vergütung von Pauschalen 
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oder Einzelleistungen. Nur in Ausnahme-
fällen haben Leistungserbringer einen  
finanziellen Anreiz, unnötige oder wieder-
holte Untersuchungen durch eine Koordi-
nation der Versorgung oder den Austausch 
von Informationen zu vermeiden (z.B.  
Capitation-Vergütung in Managed-Care-
Modellen, Fallpauschalen in der statio-
nären Versorgung).

Bund und Kantone setzen 
den Rahmen
Zudem kommt es bei den elektronischen 
Gesundheitsdiensten häufig vor, dass Effi-
zienzsteigerung und Kosteneinsparung 
nicht bei demjenigen Akteur anfallen, der 
am meisten investiert hat. Erschwerend 
kommt weiter hinzu, dass die Kompe-
tenzen im Gesundheitswesen zwischen 
Bund und Kantonen geteilt sind. Der Bund 
ist gemäss Bundesverfassung für einen 
wichtigen Teil der Finanzierung zuständig 
(soziale Kranken- und Unfallversicherung) 
sowie teilweise für den Schutz der Ge-
sundheit. Die Kantone ihrerseits haben die 
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen. Ob Bund oder Kanton – 
die staatlichen Vorgaben bilden häufig nur 
einen Rahmen, in dem Leistungserbringer, 
Versicherer und andere private Anbieter 
einen grossen Spielraum haben.

Diese strukturelle Zersplitterung erhöht 
die Komplexität bei der Einführung von 
elektronischen Diensten.

Das Potenzial der IKT wird in diesem 
Umfeld bei Weitem nicht ausgeschöpft. 
Die föderale Organisation der Gesund-
heitsversorgung fördert zwar praxisnahe 
Lösungen, sie erschwert aber ein einheit-
liches System. Ob Spitäler, Ärztinnen und 
Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker 
oder Versicherer – die Akteure geben viel 
Geld aus für Informatik und Kommunika-
tion, die Systeme sind jedoch kaum ver-
netzt. Das Gleiche gilt für Gesundheits- 
informationen, die im Internet zugänglich 
sind. 

Versichertenkarte 
als erster Schritt
Für die erste Etappe der Umsetzung auf 
nationaler Ebene – die Einführung einer 
Versichertenkarte (Abbildung 1) – sind alle 
rechtlichen Grundlagen seit dem 1. April 
2008 in Kraft. Dazu gehört auch der tech-
nische Standard eCH-0064. Die Einfüh-
rung der Karte erfolgt im Verlauf des Jah-
res 2009. Der genaue Zeitpunkt hängt von 
der Verfügbarkeit der neuen AHV-Nummer 
ab, die auf der Versichertenkarte enthalten 
sein wird.

Nach der Einführung muss die versi-
cherte Person beim Bezug von Leistungen 
dem Arzt, Apotheker oder Spital die Versi-
chertenkarte vorweisen. Diese müssen die 

für die Rechnungsstellung erforderlichen 
Daten von der Versichertenkarte überneh-
men, insbesondere die Kennnummer der 
Versichertenkarte sowie die neue AHV-
Nummer. Mit dieser Vorgabe kann sicher-
gestellt werden, dass gleich zu Beginn der 
Abrechnung korrekte Daten verwendet 
werden. Die rechtlichen Vorgaben schrei-
ben jedoch nicht vor, wie die Abrech-
nungsprozesse neu aussehen müssen. Es 
liegt damit in der Kompetenz der Versiche-
rer und Leistungserbringer, neue elektro-
nische Abrechnungsprozesse zu gestalten.

Die rechtlichen Vorgaben halten weiter 
fest, dass persönliche und medizinische 
Daten auf der Versichertenkarte gespei-
chert werden können. Patientinnen und 
Patienten sollen damit die Möglichkeit er-
halten, bei einer geplanten Konsultation 
oder im Notfall einem Leistungserbringer 
wichtige Informationen über ihre Person 
und ihren Gesundheitszustand zugänglich 
zu machen – zum Beispiel Krankheiten, 
Unfallfolgen, Allergien oder eingenom-
mene Medikamente.

Auf dem Weg zum elektronischen Pa- 
tientendossier macht die Versichertenkarte 
erste Schritte zur eindeutigen Identifikation 
der Versicherten und Leistungserbringer. 
Zudem können Erfahrungen gesammelt 
werden im Umgang mit elektronisch ver-
fügbaren medizinischen Daten der Patien-
tinnen und Patienten. Der Einführungser-
folg kann aber nur eintreten, wenn die 
Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Spitex-
Dienste oder andere Leistungserbringer 
von ihren Softwareanbietern Produkte er-
halten, die einen einfachen und praxis-
nahen Umgang mit der Versichertenkarte 
erlauben. 

«Koordinationsorgan eHealth» 
seit Anfang 2008
Die Arbeiten zur Planung der nächsten 
Schritte hin zum elektronischen Patienten-
dossier haben bereits begonnen. Seit An-

fang 2008 betreiben Bund und Kantone 
ein gemeinsames «Koordinationsorgan 
eHealth», das die Umsetzung der Strate-
gie betreut – in Zusammenarbeit mit allen 
Akteuren im Gesundheitswesen. Es wird 
in sechs Teilprojekten gearbeitet. Themen 
sind die rechtlichen Grundlagen, Architek-
tur und Standards, Modellversuche, die 
Onlinedienste sowie Bildung und Finanzie-
rung. Den Steuerungsausschuss präsidiert 
Bundespräsident Pascal Couchepin, wei-
tere Bundesvertreter sind BAG-Direktor 
Thomas Zeltner und BAG-Vizedirektor Pe-
ter Indra. Je zwei kantonale Gesundheits-
direktorinnen und -direktoren ergänzen 
das Gremium: Heidi Hanselmann (SG), 
Patrizia Pesenti (TI), Carlo Conti (BS) und 
Markus Dürr (LU).

Wenn es gelingt, E-Health praxisnah zu 
etablieren, wird der Computer die Ge-
sundheitsversorgung nachhaltig verän-
dern. Die Europäische Union hat im Jahr 
2006 eine umfassende Kosten-Nutzen-
Analyse zu zehn E-Health-Anwendungen 
in diversen europäischen Ländern veröf-
fentlicht («e-health is worth it»). Bei allen 
Anwendungen überstieg der jährliche Nut-
zen die jährlichen Kosten nach zwei bis 
sieben Jahren. Die Studie verweist aber 
auch auf die Erfolgsfaktoren, die zu be-
achten sind. Nicht empfohlen wird der An-
satz, den grossen Knall mit ambitiösen 
Zielen in kurzer Frist zu planen. Wer in E-
Health investiert, darf nicht kurzfristig den-
ken. Es dauert im Schnitt fünf Jahre, bis 
eine Anwendung ausgereift ist und ihr Po-
tenzial ausgeschöpft werden kann. Das 
wird in der Schweiz kaum anders sein. Mit 
der E-Health-Strategie signalisieren Bund 
und Kantone, dass sie sich auf ein länge-
res Engagement einstellen.

Abbildung 1: Die neue Krankenversicherungskarte
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Leistungstiefengestaltung im Zeitalter  
von E-Government
Tino Schuppan

E-Government geht über die Online-Bereit-
stellung von Dienstleistungen hinaus, indem 
es, auch zwischen Organisationen, neue 
Formen der Arbeitsteilung ermöglicht. 
Dadurch werden neue Formen vernetzter 
Leistungserstellung möglich, die neue An-
forderungen an die Leistungstiefengestal-
tung nahelegen. Im Artikel werden deshalb, 
ausgehend von konventionellen Ansätzen 
der Leistungstiefengestaltung, Verände-
rungen vor dem Hintergrund einer zuneh-
menden Informatisierung und Vernetzung 
beurteilt. Im Ergebnis zeigt sich, dass 
nicht nur die bisherigen operativen Kriterien, 
die der bisherigen Leistungstiefengestal-
tung zugrunde liegen, an Relevanz verlieren, 
sondern sich ganz neuartige strategische 
Fragen stellen. Insbesondere die im Public 
Management weit akzeptierten Kriterien 
Transaktionskosten und strategische Rele-
vanz verlieren an Bedeutung.

Einleitung
Der Artikel behandelt die Frage, ob und 
inwieweit durch den Einsatz neuer Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) bei der öffentlichen Leistungserbrin-
gung auch neue Auslagerungsmöglich-
keiten bestehen bzw. diese anders als bis-
her zu beurteilen sind. Hintergrund ist, 
dass die voranschreitende informations-
technologische Durchdringung von öffent-
lichen Leistungsprozessen (Informatisie-
rung) auch eine zunehmend von einem 
physischen Standort unabhängige öffent-
liche Leistungserstellung ermöglicht. Ins-
besondere können IKT-Anwendungen ba-
sierend auf Netzwerken genutzt werden, 
um auch neue Formen der Arbeitsteilung 
zwischen Organisationen zu realisieren, 
die auch neue Formen der Auslagerung 
vermuten lassen. 

Deshalb soll, ausgehend von bisherigen 
Kriterien für Auslagerungsentscheidungen, 
untersucht werden, ob angesichts der IKT-
Potenziale weitergehende oder anders-
geartete Gestaltungs- bzw. Auslagerungs-
möglichkeiten existieren als bei einer 
manuellen Leistungserbringung. Hierzu 
gibt es bis auf wenige Ausnahmen1 kaum 
Beiträge, sodass hier noch Forschungs-
bedarf besteht. 

Im Folgenden werden bestehende  
Ansätze und Kriterien zur Leistungstiefen-
gestaltung aufgezeigt, um anschliessend 
Veränderungsanforderungen aus E-Govern-
ment-Sicht zu analysieren. Danach werden 
Überlegungen zur Neugestaltung von Leis-
tungstiefenentscheidungen betrachtet.

 
Ansätze und Kriterien zur 
Leistungstiefengestaltung
Die Leistungstiefengestaltung hat insbe-
sondere in den 90er-Jahren in der Wissen-
schaft im Rahmen der Diskussion von New 
Public Management Beachtung gefunden. 
Dabei geht es vorrangig um die Auslage-
rung auf nicht staatliche Träger, wenngleich 
die Gewährleistungsverantwortung weiter-
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hin beim Staat bzw. bei der jeweiligen 
staatlichen Ebene verbleibt. Das heisst, 
der Staat hat weiterhin die Steuerungs-
verantwortung und – wenn zum Beispiel 
private Träger ausfallen – auch die Letzt-
verantwortung, sodass es sich nicht um 
einen gänzlichen Aufgabenverzicht handelt.2 

Ob bzw. bis zu welchem Grad eine Auf-
gabe auslagerungsfähig ist, dafür sind in 
der Literatur – völlig unabhängig von IKT-
Potenzialen – verschiedene Ansätze und 
Kriterien entwickelt bzw. herausgearbeitet 
worden.3 Besondere Bedeutung haben 
dabei die neue Institutionenökonomie und 
insbesondere der Transaktionskostenan-
satz gewonnen.4 Danach sind nicht nur 
die Erstellungs- bzw. Produktionskosten, 
sondern auch Transaktionskosten zu be-
rücksichtigen, die bei der Anbahnung, Ab-
wicklung und Kontrolle beim Leistungs-
austausch entstehen. Eine besondere 
Rolle spielt dabei das Kriterium der Spezi-
fität, d.h. die exklusive Widmung von Res-
sourcen, wodurch Rückschlüsse auf die 
Höhe der Transaktionskosten gezogen 
werden.5 Bei geringer Spezifität kommt 
eher der Kauf von Leistungen in Betracht, 
da mit geringen Transaktionskosten zu 
rechnen ist.6 

Eine reine (Transaktions-)Kostenper-
spektive ist für die Beurteilung der Ausla-
gerungsfähigkeit jedoch nicht ausreichend. 
Deshalb wurde der Transaktionskostenan-
satz um eine (kern-)kompetenzorientierte 
Perspektive erweitert, um eine strate-
gische Sicht einzubringen, die gerade für 
staatliches Handeln entscheidend ist. Im 
deutschsprachigen Raum hat dieser An-
satz insbesondere durch Naschold et al. 
Verbreitung gefunden.7 Nach Naschold et 
al. ist eine Aufgabe dann strategisch rele-
vant, wenn die staatliche Steuerungs- 
fähigkeit bei Auslagerung nicht mehr ge-
sichert ist, weshalb – so die vereinfachte 
Annahme – eher staatliche Träger in Be-
tracht kommen. Dabei bezieht sich der 
Steuerungsbegriff nicht nur auf das unmit-
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telbare Ergebnis eines Leistungserstel-
lungsprozesses (Output), sondern auch 
auf eine weitere gesellschaftliche Steue-
rungsdimension (Outcome). 

Neben der Transaktionskostenperspektive 
werden in der Public-Management-Litera-
tur weitere Kriterien für Auslagerungsent-
scheidungen, z.B. die Spezifizierbarkeit 
einer Leistung oder das Wettbewerbsum-
feld, genannt. Kann beispielsweise eine 
Leistung vorab nicht hinreichend spezifi-
ziert werden, sollte von einer Auslagerung 
eher abgesehen werden.8 Denn private 
Träger würden sich dann eher opportunis-
tisch verhalten und versuchen, Leistungs-
umfang und -qualität zu mindern. Auch 
wenn kein ausreichendes Wettbe-
werbsumfeld, d.h. nicht ausreichend viele 
private Unternehmen/Organisationen, für 
die Erbringung einer Leistung vorhanden 
ist, sollte die Übertragung der Aufgabe auf 
private Träger eher unterbleiben, da Mo-
nopole oder Oligopole entstehen, sodass 
Preise mittel- bis langfristig eher steigen 
würden. Mitunter ist auch die Argumenta-
tion zu finden, dass insbesondere Pro-
zesse mit Kundenschnittstellen nicht aus-
gelagert werden sollten, weil sich dies 
negativ auf den Kunden respektive Bürger 
auswirken kann.9  

Neben effizienz- und effektivitätsbezo-
genen Gründen spielen auch Legitima-
tions- und Verantwortungsfragen sowie 
weitere rechtliche Aspekte bei der Ausla-
gerung eine Rolle. Konkret muss auch bei 
einer Auslagerung die Verantwortlichkeit 
gesichert sein.10 Besteht beispielsweise bei 
der Erbringung einer Leistung ein grosser 
Ermessensspielraum, kommen eher staat-
liche Träger in Betracht. Das betrifft im Re-
gelfall hoheitliche Aufgaben, an die – ent-
sprechend der Vorstellung der traditionellen 
Staatsorganisationslehre – generell höhere 
Legitimationsanforderungen zu stellen 
sind. Zum Beispiel steht man der Auslage-
rung von polizeilichen Aufgaben oder des 
Gefängnisbetriebs häufig skeptisch gegen-
über, da hier in Rechte des Menschen ein-
gegriffen wird.11 Auch weitere rechtliche 
Rahmenbedingungen wie Datenschutz, 
Steuergeheimnis, Briefgeheimnis oder 
Vergaberecht sind bei Auslagerungsüber-
legungen zu berücksichtigen.12 

Die sich für diesen Artikel ergebende 
Frage ist, ob bisherige Kriterien und An-
sätze für die Leistungstiefenentscheidung 
unter E-Government-Gesichtspunkten über-
haupt noch tauglich sind bzw. ob sich die 
Beurteilungskriterien für Auslagerungen 
durch die informationstechnischen Mög-
lichkeiten verändern. 

Implikationen von E-Government
Aus einer E-Government-Perspektive ist 
im Hinblick auf die Neubewertung von 

Leistungstiefenentscheidungen relevant, 
dass Verwaltungsprozesse zunehmend 
mit IKT durchdrungen, d.h. informatisiert 
sind, sodass neue Formen der Arbeits- 
teilung möglich werden und auch entste-
hen. Zusätzlich werden auf der Basis  
technischer Vernetzung und elektronischer 
Vorgangsbearbeitungssysteme Prozesse 
und IKT-Funktionen ubiquitär erreichbar, 
sodass neue Formen der Arbeitsteilung 
auch über Organisationsgrenzen hinweg 
möglich werden.13 Insbesondere diese  
Potenziale lassen neue Formen der  
Leistungstiefengestaltung vermuten. Im 
Folgenden werden deshalb die Implikati-
onen für die Leistungstiefengestaltung von 
E-Government aus einer Prozessperspek-
tive und einer Vernetzungsperspektive 
heraus analysiert, um daraus im Weiteren 
zukünftige Anforderungen an die staatli-
che Leistungstiefengestaltung abzuleiten.  

Leistungs- und Prozessgestaltung
Für Leistungstiefentscheidungen sowie 
auch für die Trägerwahl generell ist die Ge-
staltungseinheit, d.h. das Objekt der Aus-
lagerung, besonders relevant. E-Govern-
ment verändert das Objekt der Auslagerung 
insofern, als es eine Leistungs- und Pro-
zessperspektive erfordert. In bisherigen 
Leistungstiefen- bzw. Auslagerungsansät-
zen wird dagegen von einem umfassenden 
Aufgabenbegriff ausgegangen, der jedoch 
für eine Leistungstiefenentscheidung zu 
unbestimmt und vieldeutig ist. Mitunter 
wird auch im Public Management auf all-
gemeine Leistungsphasen – z.B. Gewähr-
leistung, Planung, Ausführung, Betrieb, 
Finanzierung – Bezug genommen. Wenn 
die Unterteilung in diese Phasen für Leis-
tungstiefenentscheidungen beispielsweise 
beim Autobahnbau oder bei der Abwas-
serentsorgung unter Umständen noch an-
gemessen erscheint, so sind sie es nicht, 
wenn es um Verwaltungsprozesse geht. 
Hier sind Auslagerungsentscheidungen 
auf Basis von (Teil-)Leistungen und Pro-
zessteilen zu treffen, da hierdurch erst der 
Blick für neue Formen der Arbeitsteilung 
eröffnet wird. 

Am Beispiel der Kfz-Zulassung verdeut-
licht, würde man traditionell fragen, ob die 
Aufgabe der Kfz-Zulassung als Ganzes 
oder – noch allgemeiner – des Strassen-
verkehrswesens (vom Staat) ausgeführt 
werden soll. Hier wird deutlich, dass sich 
diese Entscheidung kaum sinnvoll auf der 
Basis des Aufgabenbegriffs treffen lässt, 
da bei einer solch allgemeinen Betrach-
tung es fast immer zu einer Entscheidung 
für staatliche Träger käme. Denn die Auf-
gabe der Zulassung bzw. des Strassen-
verkehrswesens enthält im Regelfall  
Entscheidungsanteile mit hohen Legitima-
tionserfordernissen (z.B. Entscheidung 

über die Zwangsstilllegung), die nicht ohne 
Weiteres auf private Träger übertragen 
werden können. 

Das Kfz-Zulassungswesen umfasst je-
doch zahlreiche Einzelleistungen, die sich 
wiederum aus unterschiedlichen Prozess-
teilen zusammensetzen. Erforderlich ist  
daher zunächst ein gesamter Leistungs- 
bzw. Teilleistungskatalog, auf dessen Basis 
entschieden werden kann, ob eine Leistung 
überhaupt noch erforderlich ist, und wenn  
ja, ob diese Leistung dann auch auslage-
rungsfähig ist. Um diese Entscheidung tref-
fen zu können, ist ein so genanntes Leis-
tungsverzeichnis erforderlich. Die folgende 
Darstellung stellt beispielhaft solche Einzel-
leistungen aus dem Bereich der Kfz-Zulas-
sung dar. 

Teilleistungen der Leistung Kfz-Zulassung 
(Prinzipdarstellung)
– Neuzulassung fabrikneuer Fahrzeuge
– Erstzulassung eines Gebrauchtfahrzeugs
– Umschreibung von ausserhalb mit Halterwechsel
– Umschreibung von ausserhalb ohne Halterwechsel
– �Umschreibung innerhalb
– �Wiederzulassung eines gelöschten Fahrzeugs 

(> 7 Jahre)
– �Wiederzulassung eines ausser Betrieb 

gesetzten Fahrzeugs (< 7 Jahre)
– �Vergabe Ausfuhrkennzeichen
– �Vergabe rote Kennzeichen
– �Vergabe Kurzzeitkennzeichen
– �Mitteilung zu einem Verwertungsnachweis

Auf der Basis des Leistungsverzeichnisses 
kann dann entschieden werden, ob eine 
Einzelleistung ausgelagert werden kann 
oder nicht. Zuvor ist jedoch zu prüfen, ob 
auf eine Einzelleistung nicht gänzlich ver-
zichtet werden könnte. Denn öffentliche 
Leistungen sind nicht selten im Zeitverlauf 
«organisch» gewachsen, weil über Jahre 
hinweg immer neuer Regelungsbedarf 
entstanden ist. Im Ergebnis liegt häufig 
eine sehr komplizierte Leistungsgestaltung 
vor, die weder zu mehr Effizienz noch zu 
mehr Effektivität oder zur Erreichung sons-
tiger Steuerungsziele beiträgt. So gibt es 
beispielsweise – um bei der Kfz-Zulassung 
in Deutschland zu bleiben – bei manchen 
landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen nur 
eine Inbetriebnahme, während bei ande-
ren auch eine Zulassung erforderlich ist. 
Die Unterscheidung zwischen Zulassung 
und Inbetriebnahme lässt sich jedoch 
sachlich kaum rechtfertigen, zumal sie 
auch nicht zur Erhöhung der Verkehrssicher-
heit beiträgt, dem übergeordneten Steue-
rungsziel im Zulassungswesen. Ausserdem 
erfordert sie mehr Qualifizierungsaufwand 
für das Personal und verursacht damit 
nicht nur diesbezüglich höhere Kosten, 
sondern führt zu potenziell höheren  
Fehlerquoten in der täglichen Sachbear-
beitung. 
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Ist eine solche Konsolidierung bzw. Ver-
einfachung vorgenommen, kann eine (wei-
tere) Zerlegung in Prozessschritte erfol-
gen. Die Kfz-Neuzulassung beispielsweise 
umfasst u.a. folgende Prozessschritte: 

Leistungsnetzen entstehen neue Fragen, 
z.B. hinsichtlich einer Netzwerksteuerung 
mit einem auf diese bezogenen Netzwerk-
controlling15, die jedoch auch unabhängig 
von einer Trägerschaft zu klären sind. 
Auch die Frage nach Abhängigkeiten und 
Ausfallstrukturen ist bei vernetzten Struk-
turen stärker als bisher zu stellen, da ge-
nerell mit zunehmender Vernetzung auch 
die Störanfälligkeit zunimmt. Denn fällt ein 
Träger aus, kann das gesamte Netzwerk 
ausfallen, was zusätzlich ein entspre-
chendes Resiliencemanagement16 erfor-
dert, das in eine Kostenbetrachtung mit-
einzubeziehen ist. Die Trägerwahl spielt 
hier insofern eine Rolle, als zu prüfen ist, 
ob private Träger eine ähnliche Ausfallsi-
cherheit wie öffentliche Träger bzw. eine 
ausreichende Ausfallsicherheit bieten. 

Für eine effiziente Vernetzung reicht es 
jedoch nicht mehr aus, auf Prozessteile ab-
zustellen. Vielmehr ist die Bildung von Mo-
dulen erforderlich, die eine Kapselung von 
Arbeitsprozessen darstellt. Durch Modul-
bildung werden Aufgaben entlang einer 
Prozesskette zu in sich abgeschlossenen 
Funktionsbereichen zusammengefasst, die 
ein End- oder Zwischenprodukt als Ergeb-
nis zur Folge haben. Damit sind Module 
eine ausgeprägte Form der Prozessinteg-
ration, die (Teil-)Leistungen menschlich un-
terstützen oder auch komplett durch IKT 
(so genannte IKT-Module) erbringen.17 Eine 
Weiterentwicklung davon sind Dienste (so 
genannte Services), die nicht nur als tech-
nische Dienste (z.B. bestimmte Software-
funktionen wie Workflow-Funktionen) zu 
verstehen sind, sondern von den fachlichen 
bzw. prozessbezogenen Anforderungen 
ausgehend zu bilden sind und dann ent-
sprechende IKT-Funktionen einschliessen. 
Die technische Realisierung der Dienste-
orientierung kann über so genannte  
Webservice-Technologien erfolgen, sodass 
kleinste Prozess- und Funktionsteile bzw. 
Dienste einer umfassenderen Prozesskette 
flexibel und effizient unterschiedlichen Trä-
gern zugewiesen und damit grundsätzlich 
auch ausgelagert werden können. 

Die Vernetzung mit der Dienstebildung 
erhöht zwar tendenziell die Koordinations- 
und damit zugleich auch die Transaktions-
kosten, die jedoch wiederum durch die IKT 
selbst reduziert werden können. So lassen 
sich insbesondere Steuerungsinformationen, 
also Informationen über die Leistungser-
bringung, vereinfacht im Netzwerk zur  
Verfügung stellen. Dabei bietet die Informa-
tisierung erweiterte Protokollierungs- und 
Nachverfolgungsmöglichkeiten, die gekop-
pelt mit Controllingsystemen typische In-
formationsasymmetrien zwischen Gewähr-
leistungsträgern und den unterschiedlichen 
Leistungserbringern abbauen können. 

Voraussetzung für die umfassende Ver-

netzung mit der Diensteorientierung sind 
Standardisierungen auf technischer, se-
mantischer und Prozessebene, welche 
entsprechend als Transaktionskosten zu 
werten sind. Diese Aufwände entstehen 
jedoch nicht nur wegen der Auslagerung, 
sondern sind generell erforderlich, um  
eine informatisierte Leistungserstellung zu 
realisieren. Deshalb sind die für die Stan-
dardisierung erforderlichen Kosten nicht 
nur einer eventuellen Auslagerungsent-
scheidung zuzurechnen. 

Durch die Vernetzungsperspektive kom-
men auch weitere Überlegungen ins Spiel, 
da es auf der Basis von Vernetzung möglich 
ist, die interne Leistungserstellung deutlich 
gegenüber den bisherigen Ansätzen zu ver-
bessern. Beispielsweise lassen sich durch 
Vernetzung Ressourcen in so genannten 
Shared Service Centers bündeln, was in 
dieser Form bislang nicht möglich war. Das 
heisst, aus Effizienzgründen kommt eine 
Auslagerung unter Umständen nicht mehr 
ohne Weiteres in Betracht. Im Gegenteil, 
durch die erweiterten internen horizontalen 
wie vertikalen Bündelungsoptionen für  
Ressourcen gibt es neue Insourcingmög-
lichkeiten. Bisherige Leistungstiefen- und 
Auslagerungsbetrachtungen gehen mehr 
oder weniger explizit davon aus, dass eine 
Verwaltungsebene/Verwaltungsorganisa-
tion eine Leistung bestellt. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass auch die 
Vernetzungsperspektive Implikationen für 
die Trägerwahl hat, da insbesondere die 
Transaktionskosten an Entscheidungsrele-
vanz verlieren und durch die Vernetzung 
neue Kriterien wie Ausfallsicherheit oder 
Vertrauenswürdigkeit ins Spiel kommen.

Fazit: Neubewertung von 
Auslagerungsentscheidungen
Im Hinblick auf die Neugestaltung der Leis-
tungstiefe entsteht ein ambivalentes Bild: 
Fest steht, dass E-Government mit der Pro-
zesssicht und insbesondere den Möglich-
keiten einer vernetzten Leistungserstellung 
eine neue Sicht auf Leistungstiefenentschei-
dung eröffnet. Zukünftig werden Leis-
tungstiefenentscheidungen nach anderen 
Kriterien und Ansätzen zu treffen sein. 

Insbesondere auf operativer Entschei-
dungsebene sind Transaktionskosten 
kaum noch relevant, wenn das alternative 
institutionelle Arrangement ebenfalls eine 
interne vernetzte Leistungserstellung ist. 
Im Gegenteil: Mitunter dürften die Koope-
rations-, Anbahnungs- und Abstimmungs-
aufwände zwischen Behörden aufgrund 
von Ressortegoismen und Organisations-
hoheit eher grösser sein als bei einer Aus-
lagerung an Private. Die Frage ist, welche 
Kriterien und normativen Entscheidungs-
rationalitäten in virtualisierten bzw. ver-
netzten Leistungsstrukturen relevant sind. 

Prozessschritte der Neuzulassung 
(Prinzipdarstellung) 
– �Identifizierung des Fahrzeughalters
– �Eingabe der Fahrzeugdaten
– �Ausdrucken der Fahrzeugdokumente
– �Einnahme der Gebühren
– �Buchung der Gebühren
– �Siegelung der Fahrzeugdokumente

Liegt ein solches Prozess(teile)verzeichnis 
vor, kann viel besser entschieden und  
herausgefunden werden, welche Prozess-
schritte auslagerungsfähig sind. Auf dieser 
Basis ist nun erneut zu prüfen, ob einzelne 
Prozessschritte bzw. darin eingeschlos-
sene Funktionen (wie z.B. Dateneingabe) 
oder auch Dokumente ohne Steuerungs-
verlust gänzlich wegfallen können. Bei der 
Kfz-Zulassung lässt sich beispielsweise 
fragen, ob die Eintragung technischer Än-
derungen in die Fahrzeugunterlagen noch 
sinnvoll ist. Man könnte auf solche Eintra-
gungen generell verzichten, müsste jedoch 
dann gleichzeitig wiederum die Frage stel-
len, ob dadurch die Sicherheit im Strassen-
verkehr abnimmt. Können Prozessschritte 
oder Einzelfunktionen nicht entfallen, ist zu 
fragen, ob sich diese – wie bereits auf der 
Leistungsebene – vereinfachen lassen.  

Die Leistungs- und Prozesssicht hat ge-
zeigt, dass sie einen neuen Zugang zu 
Leistungstiefengestaltung bietet, der um 
eine entsprechende Vernetzungssicht zu 
erweitern ist. 

Vernetzte Leistungserstellung 
Eine Vernetzungsperspektive ist für Leis-
tungstiefenentscheidungen deshalb rele-
vant, weil einzelne Prozessteile nicht mehr 
nur einem Träger zugewiesen werden. Das 
heisst, es wird über bilaterale Auftrag- 
geber-/Auftragnehmerbeziehungen hinaus-
gegangen, sodass mehr als zwei Träger 
an der Leistungserstellung beteiligt sind. 
Es entstehen informatisierte Leistungs-
netzwerke, d.h. organisatorisch vernetzte 
Formen der Leistungserstellung, die erst 
durch technische Netzwerke (effizient) 
möglich werden. Beispiele für vernetzte  
Formen der Zusammenarbeit sind die 
Trennung in Front- und Backoffice über  
Organisationsgrenzen hinweg, um die Leis-
tungserbringung an einer Stelle zwecks 
besserer Bürgerorientierung zu bündeln.14 

Bezogen auf die Leistungstiefengestal-
tung ist zu entscheiden, ob bzw. bis zu 
welchem Grad private Träger in die ver-
netzte Leistungserbringung einzubeziehen 
sind. Bei einer solchen Konfiguration von 
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Denn wenn Leistungen, Prozesse, Daten, 
Anwendungen usw., d.h. alle für die Leis-
tungserstellung notwendigen Ressourcen, 
ubiquitär zur Verfügung stehen, entstehen 
durch den Einbezug privater Träger keine 
zusätzlichen Transaktionskosten. 

Mit zunehmender Ubiquität werden Leis-
tungstiefenentscheidungen auf operativer 
Ebene auch über Rechte und Rollen defi-
niert und weniger über die Zuweisung von 
Aufgaben an sich. Es könnten dann in 
einem viel höheren Mass als bisher Legiti-
mationsrelevanz von Prozessteilen und 
sachliche Nähe sowie Nutzenaspekte dar-
über entscheiden, inwieweit private Träger 
einzubeziehen sind. Welche Module im 
Einzelnen als hoch legitimationsbedürftig 
anzusehen sind und welche weniger, lässt 
sich nicht allein durch abstrakte Massstäbe 
festlegen, sondern unterliegt letztlich auch 
der politischen Entscheidungsrationalität 
sowie der gesellschaftlichen Erwartungs-
haltung und Wahrnehmung. Auch sach-
liche Nähe ist bei der Trägerwahl entschei-
dend, die unter Umständen ein privates 
Unternehmen bereits durch sein vorhande-
nes Leistungsspektrum aufweisen kann. 

Ein entscheidendes strategisches Krite-
rium war bislang bei der Trägerwahl die 
strategische Relevanz, die über die gesell-
schaftliche Steuerungsfähigkeit beantwortet 
wurde. Wenn jedoch bei vernetztem Arran-
gement die Steuerungsfähigkeit der Teil- 
ergebnisse und des Gesamtergebnisses, 
also der Leistungserbringung, gesichert ist, 
hat die Trägerwahl keinen Einfluss auf die 
gesellschaftliche Steuerungsfähigkeit. 

Hinzu kommt, dass mit der Vernetzungs-
perspektive über die Betrachtung einzelner 
Prozessschritte hinausgegangen und eine 
strategisch ausgerichtete Entscheidungs- 
bzw. Gestaltungsdimension einbezogen wird. 
Denn es kann durchaus der Fall sein, dass 
sich bei bilateralen Auftraggeber-/Auf-
tragnehmerbeziehungen eine Leistung /
ein einzelner Prozessschritt zunächst als 
auslagerungsfähig darstellt. Bezogen auf 
ein gesamtes Leistungsnetzwerk kann 
sich diese Entscheidung jedoch anders 
darstellen: Hier sind Aspekte wie insti- 
tutionelle Stabilität, Robustheit, Wissen 
und Kompetenzerhalt oder Sicherheit zu 
berücksichtigen, die über operative Effi- 
zienzparameter hinausgehen. 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass mit 
zunehmender Informatisierung und Ver-
netzung öffentlicher Leistungserstellungs-
prozesse die Trägerwahl neu vorgenom-
men werden kann. Es ist ein «ubiquitäres 
Prozesssourcing» möglich, bei dem minia-
turisierte Services aus den jeweils besten 
institutionellen Quellen bezogen werden 
können. In jedem Fall wird die Frage nach 
der Einbeziehung privater Träger weiter 
entideologisiert und pragmatisiert.
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EU-Dienstleistungsrichtlinie:  
Kommunen setzen auf kreative Kooperationen
Peter Krolle

Bis Ende 2009 sollen in allen EU-Ländern 
bürokratische Hürden abgebaut und der 
grenzüberschreitende Handel mit Dienst-
leistungen gefördert werden. In weniger 
als eineinhalb Jahren müssen die deut-
schen Kommunen wichtige Verwaltungs-
dienstleistungen für ausländische Unter-
nehmen elektronisch anbieten. Fest steht 
bereits: Die Umsetzung der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie und ihre Anforderungen 
an die Elektronisierung von Behörden-
dienstleistungen werden die kommunale 
Verwaltung nachhaltig verändern. Vor allem 
die Informationstechnologie ist betroffen. 
Eine einzelne Kommune – selbst eine 
grosse – wird sich schwertun, sämtliche 
Auflagen allein zu erfüllen. Städte und 
Gemeinden suchen daher nach Koopera-
tionspartnern, scheuen dabei allerdings 
Partnerschaften in institutioneller Form. 
Stattdessen setzen sie auf informelle 
Kooperationen. Vor allem bei der Technik 
ist auch Outsourcing kein Tabuthema. Das 
sind Ergebnisse einer Studie von Steria 
Mummert Consulting in Zusammenarbeit 
mit dem F.A.Z.-Institut. 

Mit der Dienstleistungsrichtlinie will die EU 
einen integrierten Dienstleistungsmarkt in 
allen europäischen Mitgliedsländern schaf-
fen. Ein Mausklick aus dem Ausland soll 
es Unternehmen künftig ermöglichen, alle 
Verfahren und Formalitäten problemlos 
abzuwickeln, die für die Aufnahme einer 
Dienstleistungstätigkeit erforderlich sind. 
Jeder Staat muss ihnen dabei einen ein-
heitlichen Ansprechpartner nennen. Das 
erfordert neben einer intensiveren Vernet-
zung und einer Standardisierung des Da-
tenaustausches auch eine Neuorganisa-
tion der Verwaltung. 

Ohne Kooperationen geht es nicht
Doch an der Umsetzung hapert es. Vielen 
Städten fehlen das nötige Know-how und 
die Kapazitäten, um die Informationstech-
nologie sowie die Verwaltungsabläufe an-
zupassen. Deshalb sind Partnerschaften 
für die Kommunen unverzichtbar. Gemäss 
der Studie Branchenkompass Public Ser-
vices 2007 (siehe Kasten) wollen sie dabei 
jedoch Kooperationen in institutioneller 
Form möglichst vermeiden. Bündnisse auf 
bekanntem und sicherem Terrain sind ih-
nen am liebsten. Drei von vier Befragten 
setzen daher auf informelle Partner-
schaften, wie sie bereits mit Verbänden, 
Verwaltungsinstitutionen und der Politik 
unterhalten werden. Knapp jede zweite 
Kommune kann sich ausserdem vorstel-
len, in Projektkooperationen mit öffent-
lichen Einrichtungen und anderen Anbietern 
zusammenzuarbeiten. Die Befragung zeigt 
aber auch, dass rund jede vierte grössere 
Stadt in Deutschland bereit ist, einzelne 
Bereiche ihrer Verwaltung unter Änderung 
der Rechtsform neu aufzustellen, soweit 
sie weiterhin das Heft des Handelns selbst 
in der Hand behält (Abbildung 1). 

Auslagerung von Technik, nicht 
aber von Verwaltungsaufgaben
Jede dritte deutsche Kommune plant die 
Auslagerung technischer Dienstleistungen 
in private Hand. Daran sind Mittelstädte 
allerdings deutlich stärker interessiert als 
Grossstädte: 40 Prozent der kleineren 

Peter Krolle
Partner / Senior Executive Manager Public 
Services, Steria Mummert Consulting AG
peter.krolle@steria-mummert.de

Kommunen denken an ein Outsourcing, 
dagegen nur jede fünfte grössere. Den 
kleinen Kommunen fehlt offensichtlich 
schlicht das eigene technische Know-how. 
Ihnen bleibt nichts anderes übrig, als auf 
fremde Hilfe zurückzugreifen. Vor allem die 
technische Planung und der Aufbau des 
kommunalen E-Government sollen ausge-
lagert werden. Mit der Anlage eines sol-
chen Portals gehen auch sein Betrieb und 
seine Wartung einher. 

Knapp jede fünfte Kommune in Deutsch-
land plant dabei, den Gesamtbereich der 
Informationstechnologie auszulagern. Fast 
jeder zehnte Befragte will das eigene Call-
center an einen externen Dienstleister ver-
geben. 

Die Auslagerung von zentralen anderen 
Verwaltungsfunktionen scheuen die Städte 
jedoch. Ein Outsourcing dieser Aufgaben 
steht ganz unten auf der Liste der Koope-
rationswünsche. Komplette Verwaltungs-
prozesse wollen sogar nur zwei von hun-
dert Städten an externe Anbieter delegieren 
(Abbildung 2).

Abbildung 1: Informelle Kooperationen sind den Städten 
auch künftig am liebsten
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plant etwa Public Private Partnerships 
(PPP). In Ostdeutschland nutzen die Kom-
munen diese Form der Auslagerung bis-
lang offensichtlich gar nicht. Nur jede 
zwanzigste ostdeutsche Stadt kann sich 
vorstellen, im Rahmen der Umsetzung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie eine institutio-
nelle Partnerschaft mit einem oder mehre-
ren Partnern abzuschliessen (Abbildung 4).

Bessere Qualität durch mehr  
Kooperationen
Ungeachtet des Riesenaufwandes, der 
den Kommunen durch die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie entsteht, erkennen die 
Städte in ihrer Umsetzung zahlreiche 
Chancen. Natürlich profitieren vor allem 
Bürger und Unternehmen davon. Sie er-
halten einen einfacheren Zugang zu Infor-
mationen über Verwaltungs- und andere 
kommunale Angelegenheiten. Der Zwang, 
sich neu zu organisieren und verstärkt mit 
anderen zu kooperieren, wird nach Ansicht 
der Befragten die administrativen Prozesse 
verbessern und sich positiv bemerkbar 
machen. So rechnen 87 Prozent  damit, 
dass die Dienstleistungen der Behörden 
künftig deutlich an Qualität gewinnen  
werden. 

Abbildung 3: Drei von vier Unternehmen wollen stärker mit IT-Dienstleistern kooperieren

Abbildung 4: Ostdeutsche Unternehmen planen kaum Kooperationen in institutionalisierter Form

Bewährte Partnerschaften gefragt
Die wichtigsten Kooperationspartner für 
die Kommunalverwaltungen bei der Um-
setzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
sind die Landes- sowie andere Kommu-
nalbehörden im eigenen Bundesland. Fast 
jede Grossstadt (97 Prozent) setzt auf die 
Zusammenarbeit mit dem Land und den 
Kommunen, bei den Kleinstädten sind es 
immerhin noch 89 Prozent. Direkt dahinter 
folgen der Deutsche Städtetag und andere 
Verbände. 

Eine wichtige, wenn auch noch nicht 
genau definierte Rolle werden die Indus-
trie- und Handelskammern spielen. Fast 
die Hälfte der Kommunen erwartet, künftig 
enger mit der lokalen Wirtschaft zusam-
menzuarbeiten. Dazu zählen allerdings nur 
wenige der Befragten die ehemaligen 
Staatsbetriebe in den Bereichen Post, Tele-
kommunikation und Bahn. 

Eine Einzelanalyse zeigt, dass die Gross-
städte zwar öfter Kooperationen planen 
als die Mittelstädte, dabei aber überwie-
gend auf bewährte Partnerschaften set-
zen. Die kleineren Kommunen dagegen 
sind bereit, deutlich mehr unterschiedliche 
Kooperationsformen auszuprobieren (Ab-
bildung 3). 

Westdeutsche Städte offener für 
Public Private Partnerships
Der Vergleich zwischen den befragten ost- 
und westdeutschen Kommunen verrät, dass 
die Städte im Osten bei der Umsetzung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie eine deutlich 
grössere Bereitschaft an den Tag legen, 
technische Dienstleistungen in Privathand 
auszulagern. Ihnen fehlt möglicherweise 
der Zugriff auf einen öffentlichen Dienstleis-
ter wie etwa ein grosses Rechenzentrum. 
Fast jede zweite befragte ostdeutsche 
Kommune plant ein Outsourcing, auf west-
deutscher Seite ist es gut jede vierte.

Dagegen zeigen sich die Städte im Wes-
ten offener für Partnerschaften in instituti-
onalisierter Form. Jede vierte Gemeinde 

Abbildung 2: An die Auslagerung von Verwaltungsprozessen 
denken die wenigsten Kommunen

Studie Branchenkompass 
Public Services 2007
Im Juni und im Juli 2007 informierten 100 Top-
entscheider deutscher Gross- und Mittelstädte 
im Rahmen einer Befragung zu Massnahmen und 
Strategien ihrer Kommunalverwaltungen in Bezug 
auf die EU-Dienstleistungsrichtlinie. Die Befragten 
sind in ihren Kommunen für die Umsetzung der 
Richtlinie verantwortlich. Die Marktforschungs-
gesellschaft forsa führte die Erhebung im Auftrag 
von Steria Mummert Consulting und dem F.A.Z.-
Institut durch. Anhand eines strukturierten Frage-
bogens wurden die Teilnehmenden in Telefon-
interviews nach der Methode des Computer-Aided 
Telephone Interviewing (CATI) befragt. Darüber 
hinaus wurden Entscheider für die Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie in den Landes-
regierungen mehrerer Länder telefonisch interviewt.

Forschung / Analyse
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Shared Service Center: 
Anreiz-Beitrags-Mechanismen für erfolgreiche 
Einführung und Betrieb
Konrad Walser

Die Einführung von Shared Service Centers 
(SSC) ist heute ein gern und oft diskutier-
tes Thema. Allerdings ist die Realisierung 
eines SSC keine einfache Angelegenheit 
und will wohlüberlegt sein. Besonders 
problematisch ist die Einführung ohne 
vorherige fundierte Analyse darüber, unter 
welchen Voraussetzungen Shared Services 
auch wirklich nachgefragt werden. Dabei 
spielen Anreiz-Beitrags-Mechanismen 
eine zentrale Rolle. Vielfach wird dabei 
vergessen, dass die Anreiz-Beitrags-
gestaltung zur Nutzung von Shared Services 
bei der Implementierung von SSC in der 
Verwaltung nicht nach den gleichen Mass-
stäben angewandt werden kann wie in 
der Privatwirtschaft.

Shared Service Center –  
Positionierung des Begriffs aus 
der Verwaltungsperspektive
Shared Service Center (SSC) scheint das 
neue Schlagwort in der Verwaltung zu 
sein. Es vergeht fast keine Verwaltungsin-
formatik-Veranstaltung, an der der Begriff 
nicht aufgenommen oder gar ganze Tracks 
zum Thema veranstaltet werden. Argu-
mentiert wird meist mit Effizienz- und  
Effektivitätssteigerungen, weniger Staat 
oder New Public Management. Das zeigt, 
dass die strukturellen organisatorischen 
Ausprägungen des Staatswesens und ins-
besondere der Verwaltung nicht ein für  
allemal definiert sind. Vielmehr entwickeln 
und verändern sich Staatswesen und  
deren Aufgabengebiete kontinuierlich. Im 
Rahmen der SSC ist etwa an die zuneh-
menden Zusammenlegungen von Gemein-
den zu erinnern.1 Auch bei der Idee des 
SSC werden bestimmte Funktionen oder 
Aspekte des Verwaltungshandelns zusam-
mengelegt, um Skaleneffekte zu erreichen, 
sodass sich die Verwaltung auf ihr ho- 
heitliches und politisches Kerngeschäft 
konzentrieren kann. Die Überlegungen zu  
Gemeindezusammenlegungen können bei-
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chenzentren auf Gemeindeebene. Als Bei-
spiel eines SSC auf Bundesebene ist das 
Eidgenössische Bundesamt für Informatik 
und Telekommunikation (BIT) zu nennen 
oder beispielsweise das österreichische 
Bundesrechenzentrum (BRZ).

Ausgehend vom generischen Prozess-
modell der öffentlichen Verwaltung von 
Walser3, stellt sich die Frage, welche Pro-
zesse sich in besonderem Masse für die 
Ausgliederung an ein SSC eignen oder  
wo die Informationstechnologie, durch wel-
che die Durchführung der Verwaltungspro-
zesse unterstützt wird, an Dritte ausgeglie-
dert oder gar ausgelagert werden kann. 
Abbildung 1 versucht darauf eine mögliche, 
auch anders interpretierbare Antwort zu ge-
ben. Nicht überall sind etwa aus Sicht eines 
Kantons oder einer Gemeinde politische 
und strategische Führungsprozesse voll-
ständig auslagerbar. Viel eher handelt es 
sich hier um partielle Ausgliederungen etwa 
im Sinne des Ersatzes von interner durch 
externe Expertise. Hingegen fast überall ist 
die Ausgliederung von IT-Services denkbar, 
wobei im Einzelfall zu prüfen ist, ob die  
Ausgliederung Sinn macht. Im Sinne  
des Ausbaus von Outsourcing können zu-
dem Kombinationen von IT-Services und 
Verwaltungsgeschäftsprozessen verschie-
dener Art ausgegliedert werden, was Cross- 
und Up-Selling-Potenzial für das SSC er-
möglicht.

SSC als Cost-, Service- oder 
Profit-Center
Die Idee aus der Privatwirtschaft, sich nur 
auf Kernkompetenzen zu konzentrieren 
und nicht dazugehörende Aktivitäten an 
Dritte oder SSC auszulagern, funktioniert 
in der Verwaltung nicht notwendigerweise 
in der gleichen Form. Jedoch sind gewisse 
Aspekte dieser Maxime unter der Berück-
sichtigung gewisser Rahmenbedingungen 
trotzdem nutzbar. Denkbar sind (verwal-
tungsinterne) SSC für Supportprozesse, 
zu denen gewisse IT-, Personal-, Finanz-, 
Infrastrukturmanagement- oder gar Be-
schaffungsprozesse gezählt werden kön-
nen. Im Bereich IT-Outsourcing ist zudem 
die Möglichkeit denkbar, dass IT-Service-
Anbieter im Verwaltungsbereich versu-
chen, Marktpreise in die IT-Service-Preis-
bildung einzubringen. Das heisst, dass 

spielsweise darauf basieren, welche der 
Beteiligten welche Fähigkeiten haben und 
weshalb diese auch für andere Gemein-
den von Interesse sein könnten. Diese  
Fähigkeiten überträgt eine Gemeinde un-
ter Umständen in ein SSC, in das andere 
Gemeinden andere Fähigkeiten übertra-
gen, die wiederum für die erstgenannte 
Gemeinde von Interesse sein könnten.

Ausgehend von den obigen Ausfüh-
rungen zu SSC können verwaltungsrele-
vante Fragen dazu wie folgt lauten:
– �Was soll die Verwaltung selbst tun, was 

soll sie in SSC zusammenfassen und 
was soll sie Dritten im Sinne eines ei-
gentlichen Outsourcings überlassen?

– �Welche Kostenfolgen (-einsparungen,  
-erhöhungen) hat die Realisierung von 
SSC bei welchen Beteiligten in welcher 
Form?

– �Welche Anreiz-Beitrags-Muster oder wel-
che generellen Determinanten müssen 
gegeben sein, damit verschiedene Ver-
waltungseinheiten ihre Prozesse oder 
Assets in SSC zusammenlegen?

– �Welche Verwaltungsprozesse, -ebenen 
oder -assets eignen sich in welchem 
Umfang zur Ausgliederung in ein SSC?

Konzentration von  
Verwaltungsprozessen  
und/oder IT in SSC
Bei der zentralen Frage, was in SSC zu-
sammengefasst werden soll, kann von ei-
ner Zusammenlegung von Verwaltungsge-
schäftsprozessen oder IT-Komponenten 
jeder Art als Tätigkeitsfeld ausgegangen 
werden. In der Regel wird sich ein SSC 
von der Zusammenlegung von IT-Kompo-
nenten unter Umständen hin zur dazuge-
hörigen Zusammenlegung von Geschäfts-
prozessen entwickeln oder umgekehrt. 
Ausgehend vom Geschäftsprozessmodell 
für die Verwaltung von Walser2, kann wei-
ter konkretisiert werden, dass in der Regel 
eher Supportprozesse resp. entspre-
chende Assets in SSC konzentriert wer-
den als etwa politische Prozesse der Ver-
waltung (Policy-Cycle-Prozesse).

Im IT-Bereich können zentrale IT-Anbie-
ter oder Rechenzentren IT-Services für 
mehrere Verwaltungsorganisationen ge-
meinsam erbringen. Vergleichbar dazu 
sind Beispiele von zusammengelegten Re-
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IT-Service-Provider trotz De-facto-Monopol 
für ihre Kunden versuchen, die eigenen 
Leistungen so effizient wie am Markt anzu-
bieten. Hier stellt sich die Frage, welche 
Anreize dazu in den entsprechenden Ver-
waltungseinheiten vorhanden sind. Dies ist 
unter anderem abhängig von Ausprägungs-
möglichkeiten wie Cost-, Service- oder 
Profit-Center. Diese Ausgestaltung kann ei-
nen entscheidenden Einfluss auf die At-
traktivität der Serviceleistungen des SSC 
haben. Bleibt es Monopol und/oder Cost-
Center, bleibt die Attraktivität für interne 
Kunden gering. Wird es zum Profit-Center, 
kann durch eine zusätzliche Marktorientie-
rung (beispielsweise bezüglich der Service-
preise) die Attraktivität der Services und 
der entsprechenden Preise wieder steigen, 
was die Attraktivität, für die Verwaltung zu 
arbeiten, wieder senken kann.

Mögliches Vorgehen beim Aufbau 
eines SSC
Zunächst handelt es sich bei der Realisie-
rung von SSC unter Berücksichtigung von 
Anreiz-Beitrags-Mustern um die Ausglie-
derung von Services von verschiedenen 
Partnern an einen neu zu bildenden Drit-
ten. Ein mögliches Vorgehen beim Aufbau 
von SSC kann beispielhaft wie folgt aus-
sehen und ist allenfalls situativ an vorlie-
gende verwaltungsspezifische Gegeben-
heiten anzupassen:
 1 . �Analyse der möglicherweise zusam-

menlegbaren Services seitens der 
Partner (z.B. Supportprozesse sowie 
deren IT-Unterstützung) aus Sicht der 
Strategien der Verwaltungseinheiten 
und Analyse der dadurch verursachten 
Kosten und Nutzen bei den beteiligten 
Partnern.

  2. �Evaluation qualitativer Vor- und 
Nachteile von dezentraler und zentraler 
Abwicklung der Services bei allen 
Partnern.

 3 . �Kosten-, Investitions- und Nutzen-
rechnung bei den Partnern vor und 
nach der Zusammenlegung der 
Services.

  4. �Kosten-, Investitions- und je nach 
Ausprägung Deckungsbeitragsrech-
nungen für das SSC.

  5. �Ableitung des Geschäftsmodells des 
SSC (z.B. Cost-, Service- oder Profit-
Center).

  6. �Vergleich der Anreize und Beiträge 
der zentralisierten Lösung aus Sicht 
der Beteiligten.

 7 . �Projektplanung des Aufbaus des SSC 
und der Abtretung der Services.

  8. �Budgetierung des SSC.
  9. �Projektrealisierung: Transfer von 

Ressourcen, Personal usw. ohne 
Beeinträchtigung des laufenden 
Service und Aufbau des SSC.

10. �Projektabschluss und Aufnahme der 
neuen Kunden-Lieferanten-Beziehung.

11. �Erbringung und Verrechnung der 
Shared Services zuhanden der 
Partner sowie laufender Ausbau der 
Services nach Bedarf der Kunden.

12. �Strategisches Kundenbeziehungs-
management: Gewinnung neuer 
Leistungsbezüger durch das SSC, 
Bindung bestehender Kunden und 
ihre umsatzmässige Weiterentwick-
lung durch Cross- und Up-Selling, 
Rückgewinnung abgesprungener 
Kunden.

13. �Evaluation der Weiterentwicklungen 
der Serviceerbringung (Cross- und 
Up-Selling bei Servicebezügern). 

Anreiz-Beitrags-Management  
als Erfolgsfaktor
Ein besonderes Augenmerk ist beim Auf-
bau von SSC den Anreiz-Beitrags-Verhält-
nissen zu schenken. Die Bereitstellung von 
entsprechenden SSC kostet Geld und ver-
ursacht nicht selten, insbesondere wenn 
es um die Erbringung von IT-Services geht, 
grosse Investitionen. Diese müssen in  
irgendeiner Form amortisiert werden  
können. Servicebezüger des SSC, etwa 
unterschiedliche Ämter oder Gemeinden, 
zahlen, ausgehend von den neuen Kos-
ten-Leistungs-Rechnungen (Herauslösung 
der Kosten-Leistungs-Rechnung bezüg-
lich der abgegebenen Services), einen 
Nutzungsbetrag für den Service. Entspre-
chend müssen auch quantitative und qua-
litative Anreize bei der Verwaltungseinheit 
vorhanden sein, diese Abtretung ihrer ei-
genen dezentralen Prozesse an das SSC 
zu vollziehen, und auch dafür, später  

weiterhin Services beim SSC zu beziehen. 
Probleme können dabei entstehen, weil 
dadurch allenfalls Personal abgebaut oder 
ausgelagert wird. Zudem funktioniert eine 
Verwaltungseinheit nicht nach den gleichen 
ökonomischen Regeln wie ein privatwirt-
schaftlich organisiertes Unternehmen. Wenn 
keine Anreize für die Führungsebene der 
Verwaltungseinheiten vorhanden sind, ent-
sprechende Services zu nutzen, werden 
sich nicht genügend Servicenutzer finden, 
welche die Amortisation der teilweise ho-
hen Investitionen ermöglichen, es sei denn, 
die Nutzung werde von höherer Stelle, 
auch gegen den Willen der Betroffenen, 
angeordnet. Entsprechend wohlüberlegt 
und vorbereitet muss der Aufbau eines 
SSC sein. Beispielsweise müssen vor dem 
Aufbau Vereinbarungen oder Verträge mit 
den künftigen Nutzern abgeschlossen wer-
den, damit nach Abtretung ihrer Aufgaben, 
Kompetenzen und Verantwortungen zu-
gunsten des SSC der Leistungsumfang 
und die Qualitätsstandards gewährleistet 
werden. Überdies müssen die Preise für 
eine Leistung im Vorfeld bestimmt werden. 

Je nach Verwaltungskultur kann ein ent-
sprechender Prozess für die Beteiligten 
schmerzhaft verlaufen. Die Autonomien 
bei den entsprechenden Verwaltungsein-
heiten sind zum Teil gross und die Abgabe 
von Aufgaben, Kompetenzen und Verant-
wortungen kann dadurch stark erschwert 
oder gar verunmöglicht werden.

Fragen zur Anreiz-Beitrags-
Problematik
Folgende wesentlichen Fragen stellen sich 
im Rahmen der Anreiz-Beitrags-Proble-
matik rund um den Aufbau von SSC:

Abbildung 1: Verwaltungsgeschäftsprozesse und deren IT-Unterstützung –  
Eignung für Shared-Service-Center-Auslagerungen
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– �Sind es Economies of Scale (Mengen-
vorteile, z.B. bei der Transaktionsabwick-
lung), welche die zentrale Erbringung 
der Leistungen gegenüber der dezentra-
len Erbringung günstiger machen?

– �Sind es Economies of Scope (Speziali-
sierungsvorteile), welche die zentrale Er-
bringung der Leistungen gegenüber der 
dezentralen Erbringung günstiger ma-
chen (z.B. Applikations- oder Geschäfts-
prozess-Know-how)?

– �Ist die Reduktion von Investitionen und 
Kosten seitens des Servicebezügers 
durch die Abtretung der früher selbst  
erstellten Leistung höher als die Kosten 
für die Services, welche durch das SSC 
in Rechnung gestellt werden?

– �Sind die Anreiz-Beitrags-Auswirkungen 
bei allen Beteiligten gleich gross oder 
bestehen Unterschiede, welche sich auf 
die langfristige Nutzung des SSC nega-
tiv auswirken; beispielsweise könnten 
sich Nutzer zurückziehen und wieder zur 
Eigenerstellung der Services übergehen?

– �Sind die Anreiz-Beitrags-Muster derart, 
dass in irgendwelcher Richtung Aus-
gleichszahlungen fliessen müssen, damit 
das SSC längerfristig aufrechterhalten 
werden kann?

– �Sind die Anreiz-Beitrags-Verteilungen 
derart vorteilhaft, dass etwa Subsidiari-
täts-, Föderalismus- oder gar Autono-
mie- und Machtpositionen in den Argu-
mentationen pro oder kontra SSC in den 
Hintergrund treten?

Kosten-Nutzen-Überlegungen
Ausgehend von einer Tagung zum Thema 
SSC vom 19.5.2008 in Bern, wurden die 
Unterlagen von fünf Vorträgen im Hinblick 
auf Kosten-Nutzen-Aspekte untersucht. 
Dabei handelte es sich um einen theore-
tischen Überblick und zwei Fachvorträge 
aus der Schweiz sowie je einen Fachvor-
trag aus Deutschland und aus Österreich. 
Eine inhaltliche Zusammenstellung der 
Vorträge und die darin explizit erwähnten 
Kosten-Nutzen-Kriterien werden im Fol-
genden dargestellt. Dadurch ergeben sich 
indirekt Hinweise für Anreiz-Beitrags-Mus-
ter. Die Hinweise können zunächst durch 
die Frage abgeleitet werden, welches die 
meistgenannten Vorteile von SSC aus 
Kosten-Nutzen-Sicht waren:
– �Qualitätssteigerung der Services 
– �Konzentration auf die Kernkompetenzen 
– �Standardisierungsvorteile bezüglich Pro-

zessen und IT
– �Bündelung Mitarbeiter-Know-how
– �Kostenreduktion und -optimierung sowie 

Kostenflexibilisierung

Diverse Vorteile wurden nur einmal ge-
nannt, so etwa Effizienzgewinne (davon ist 
ein Teil Kostenreduktion), Integrations- oder 

Interoperabilitätsvorteile, Skaleneffekte, Sy-
nergie- und Kooperationsgewinne, Innova-
tionsbündelung und Prozessoptimierung. 
Die meistgenannten Vorteile gehören sicher-
lich zu den zentralen Vorteilen von SSC.

Weiter wurden als wesentliche Gründe 
für den Aufbau von SSC neue techno- 
logische Entwicklungen und steigende 
Komplexität, die knapper werdenden  
finanziellen und personellen Ressourcen 
(Spezialisten), die Möglichkeit, in SSC hö-
here Löhne zu bezahlen (Spezialisten), 
usw. genannt. Diese Elemente sind zen-
tral, um mögliche Anreiz-Beitrags-Muster 
herauszukristallisieren. Zunächst sind ge-
wisse kritische Erfolgsfaktoren (oder  
Anreize) abzuleiten, zu erläutern und in 
Rechnung zu den eigenen Aufwänden 
oder Beiträgen zu stellen, damit die Betei-
ligten sich für die Zentralisierung von Tei-
len ihrer ehemals dezentralen Infrastruktur 
oder entsprechenden Verwaltungsgeschäfts-
prozessen entscheiden:
– �Bereitschaft zu organisationalem und 

personellem Wandel.
– �Bereitschaft zur Neuorganisation der sub-

sidiären und föderalen Aufgabenteilung.
– �Flexibilität der Mitarbeiter, allenfalls beim 

zentralisierten Arbeitgeber zu arbeiten.
– �Keine Schlechterstellung bezüglich Ge-

halt, sondern eher Besserstellung; jedoch 
sind auch nichtpekuniäre qualitative  
Anreize denkbar (z.B. Attraktivität des 
Arbeitsplatzes und dessen Lage).

– �Einsicht und Wille zur Kooperation.
– �Bereitschaft zur Aufgabe von Autonomie 

auf Gemeinde-, Kantons- und Bundes-
ebene.

– �Offenheit für ökonomische Überlegungen 
im Verwaltungshandeln und im Gegen-
satz dazu neutrale Betrachtung von Zu- 
oder Abgängen von Verwaltungsaufga-
ben ohne Verlustängste bezüglich Macht 
und Status der beteiligten Rolleninhaber.

– �(Individuelle oder standardisierte) Beloh-
nungsmechanismen für das kooperative 
Verhalten in SSC-Umgebungen.

– �Hoher Standard bezüglich IT-Sicherheit 
im SSC und Kommunikation desselben.

– �Bereitschaft zur Adaption neuer Verwal-
tungsgeschäftsmodelle (Ausbau zentraler 
Frontoffices und Zentralisierung resp. Ab-
bau dezentraler Backoffices).

– �Bereitschaft zur Adaption der Organisa-
tion im Hinblick auf Vernetzung und  
Globalisierung.

Ausgehend von den hier gezeigten Er-
folgsfaktoren, können – u.a. in Anlehnung 
an Walser/Myrach4 und deren Untersu-
chungen im E-Health-Umfeld – folgende 
Anreiz-Beitrags-Schemata für SSC unter-
schieden werden, sei es auf prozessualer 
oder auf technischer Ebene:
– �Angebot kostenloser Beratung für den 

Aufbau neuer Verwaltungsgeschäftsmo-
delle wie eines SSC.

– �Begünstigung der Gemeinden und Kan-
tone im Finanzausgleich bei Inanspruch-
nahme des SSC.

– �Dokumentationsausweis der Kostenver-
änderungen durch Vorher-nachher-Ver-
gleiche und -Reports durch das SSC.

– �Kostenloses Benchmarking der Gemein-
de bezüglich Key Performance Indica-
tors hinsichtlich der Shared Services.

– �Detailliertes Reporting zuhanden von 
Gemeinden/Kantonen/Bund zu den er-
brachten Leistungen des SSC.

– �Entwicklung neuer Geschäftsfelder mit 
kostenloser Beratung durch das SSC.

– �Dezentralisierung zentralisierter Services 
bei einer Gemeinde, welche auch Ser-
vices zur Zentralisierung an das SSC  
abgibt; das kann unter Umständen eine 
Veränderung bezüglich Subsidiaritäts-
prinzip mitbringen.

– �Zusätzliche Mittelbereitstellung z.B. von 
Kanton oder Bund für Gemeinden zum 
Aufbau von SSC usw.

– �Beteiligung an den Economies of Scale 
und den Economies of Scope seitens 
der Beteiligten oder dort, wo die Nut-
zung von SSC zu Mehrkosten führt.

Zusammenfassung und Ausblick
In diesem Beitrag wurde einerseits auf die 
Möglichkeiten und Grenzen beim Aufbau 
von SSC in der Verwaltung eingegangen, 
andererseits auf Nutzen, Kosten und Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen von Shared 
Services. Damit Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tungen auch nach der Einführung gemacht 
werden können, ist ein spezifisches Kon-
zept für die Anreiz-Beitrags-Verteilung der 
beteiligten Partner aufzubauen und zu im-
plementieren, das zum eigentlichen Ge-
schäftsmodell eines SSC wird oder gehört. 
Im Beitrag wurde weiter versucht, ein Vor-
gehensmodell für die Realisierung eines 
SSC zu skizzieren. Ausführungen zu empi-
rischen Resultaten zu Kosten, Nutzen, Wirt-
schaftlichkeit sowie zu kritischen Erfolgs-
faktoren von SSC runden den Beitrag ab.

1 �Kettiger, D. (2004): Gemeindefusionen – Ein Thema mit 
vielen Facetten, auf URL: http://www.gemeindefusion.ch/
pdf/Aufsatz-Gemeindefusion-def.pdf 
Steiner, R. (2007): Freiwillig – Nicht Zwangsfusion,  
auf URL: http://www.idt.unisg.ch/org/idt/pmce.nsf/0/
A83DBE71D4698266C12573A9004B22EB

2 �Walser, K.: Umrisse eines E-Government-Geschäfts-
prozess-Referenzmodells, in: eGov Präsenz 1/2008,  
S. 61–63.

3 �Walser, K.: Umrisse eines E-Government-Geschäfts-
prozess-Referenzmodells, in: eGov Präsenz 1/2008,  
S. 61–63.

4 �Walser, K.; Myrach, T. (2006): Intermediation in the 
Healthcare System – The Example of Switzerland, in: 
Proceedings of the European Conference on eHealth 
ECEH06 2006 – Fribourg/Switzerland, GI – Lecture 
Notes in Informatics, Bonn, S. 83–94.
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Component Business Modeling –  
Voraussetzung und Grundlage für Shared Services 
und Sourcingentscheide
Conrad Bühler, Ronny P. Kamber

Als Orientierung in Outsourcing- und 
Shared-Service-Center-Projekten dienen 
die Fragen, welche Tätigkeiten und Pro-
zesse die Behörde anbietet und welche 
davon an Dritte abgegeben werden 
können. Um diese Fragen zu beantwor-
ten, gibt es verschiedene Ansätze. Eine 
erfolgreich erprobte Methode ist der Ansatz 
des so genannten Component Business 
Model (CBM). Kernstück der Methode ist 
eine Component Map – sie gewichtet die 
gemäss CBM-Modell identifizierten Orga-
nisationseinheiten betreffend Relevanz 
und Effizienz auf einer Karte, welche es 
ermöglicht, Kerntätigkeiten zu erkennen 
und sich auf diese zu konzentrieren.

Conrad Bühler
Business Development Executive,  
IBM Schweiz AG
conrad.buehler@ch.ibm.com

der Angestellten optimieren, um den stei-
genden Anforderungen der Leistungsbe-
züger gerecht zu werden. Folgende Frage-
stellungen können als Orientierungshilfe in 
diesem Prozess dienen: 
1. �Welches sind die Kerndienstleistungen 

der jeweiligen Behörde?
2. �Welche Prozesse lassen sich effizienter 

gestalten oder welche alternativen  
Servicemodelle können zum Einsatz 
gelangen?

Um diese Fragen zu beantworten, hat IBM 
ein spezifisches Analyse- und Entschei-
dungswerkzeug entwickelt: das Compo-
nent Business Modeling (CBM). Es kann 
Geschäftsaktivitäten (gebündelt in Kom-
ponenten) aufzeigen und so Lösungen für 
komplexe Fragestellungen anbieten. Darü-
ber hinaus ermöglicht CBM die Identifika-
tion von strategischen Geschäftsfeldern 
wie auch von Einsparungspotenzialen in 
Organisationen, die als Basis für mögliche 
Sourcingentscheidungen (interne oder ex-
terne Leistungserbringung) dienen.

Dieser Fachbeitrag stellt CBM als  
entscheidungsunterstützendes Instrument 
vor, welches unter anderem eine wichtige 
Voraussetzung und Grundlage für Shared-
Service-Organisationsformen und Sourcing-
entscheidungen bildet. Er zeigt die einzel-
nen Schritte der Methode auf und erläutert 
ihre jeweilige Funktion.

Wegmarke 1: Component 
Business Modeling (CBM)
CBM gruppiert die wesentlichen Aktivi-
täten einer Organisation in Komponenten 
und stellt sie in einer Komponentenkarte 
zusammen. In der öffentlichen Verwaltung 
sind solche Komponenten zum Beispiel 
eigenständige Dienste wie Finanzen, Per-
sonal oder Beschaffung. Sie erfüllen einen 
Leistungsauftrag innerhalb der Organisati-
on und benötigen hierfür Ressourcen, 
technologische Unterstützung und eine In-
frastruktur. Erfahrungsgemäss bestehen 
bestimmte Aktivitäten einer Organisation 
in der Privatwirtschaft oder Verwaltung 
aus ca. 60 bis 70 Komponenten.

Auf der Basis der Komponentenkarte  
einer Organisation ist es im nächsten Schritt 
möglich, die Handlungsfelder (z.B. für die 
IKT-Organisation) zu identifizieren. Die CBM-
Methode hilft Organisationen dabei, Wider-

Ronny P. Kamber
Business Development Executive,  
Public Sector, IBM Schweiz AG
ronny.kamber@ch.ibm.com

sprüche oder Doppelspurigkeiten im Auf-
bau einer Organisation zu entdecken und 
damit Einsparungsmöglichkeiten zu erken-
nen. Die Organisation kann effizienter wer-
den und so bei sinkenden Ressourcen und 
Budgets dieselbe oder sogar eine bessere 
Leistung erbringen (z.B. raschere Reaktion 
bei Bewilligungsverfahren). 

In einem weiteren Schritt werden die 
Komponenten aus dem CBM in eine so 
genannte Komponenten-Werte-Matrix (Ab-
bildung 1) eingefügt. Diese Matrix enthält 
die beiden Dimensionen strategischer 
Wertbeitrag und heutige Fertigkeiten. Die 
Matrix stellt vereinfacht den Wert und die 
Qualität einer Komponente im Kontext der 
Geschäftsstrategie dar. Aufgrund der Plat-
zierung einer Komponente in der Matrix 
lassen sich zum Beispiel folgende Hand-
lungsalternativen ableiten: 
– �Komponenten oder Dienste, welche einen 

hohen Wertbeitrag leisten, sich jedoch 
durch niedrige Fertigkeiten auszeichnen, 
stellen ein Investitionspotenzial dar; die 
Fertigkeiten sollten aufgewertet und ver-
bessert werden.

– �Komponenten oder Dienste, welche einen 
tiefen Wertbeitrag leisten und sich durch 
niedrige Fertigkeiten auszeichnen, stel-
len ein Optimierungspotenzial dar; hier 
lohnt es sich, genauer zu prüfen, ob ein 
externer Anbieter die Leistung besser 
oder günstiger erbringen kann.

Die CBM-Sicht ermöglicht es den Organi-
sationen, sich besser auf ihre Kerntätig-
keiten zu fokussieren, und dies bei gleich-
zeitiger Kostenreduktion. In einer kürzlich 
durchgeführten CBM-Studie für eine IKT-
Organisation konnten im Durchschnitt ca. 
30 Prozent der Kosten durch die Auslage-
rung bestimmter Server und Fachapplika-
tionen eingespart oder umgelegt werden. 
Im Falle von Shared Services können, ge-
mäss unserer Erfahrung, in der Regel 20 
bis 40 Prozent der Kosten eingespart wer-
den, je nach Ausgangslage, Verände-
rungsbereitschaft der Organisation und 
Umfang der Überführung von ursprünglich 
lokal erbrachten Dienstleistungen. 

Wegmarke 2: Sourcing als 
Option einer CBM-Analyse 
Im nächsten Schritt geht es um die kon-
kreten Optimierungsmassnahmen. Eine 

Einführung
Im Jahr 2001 haben Volk und Stände die 
Schuldenbremse angezogen. Sie haben 
den Bund verpflichtet, die Ausgaben nach 
den Einnahmen zu richten. Seitdem heisst 
die Devise für die Verwaltung «Kosten sen-
ken». Eines der Mittel, um dieses Ziel zu 
erreichen, ist die E-Government-Strategie 
der Schweiz, die der Bundesrat noch im 
selben Jahr (24.1.2007) verabschiedete. 
Sie fordert, dass die Verwaltungstätigkeit 
über alle Ebenen effizienter und wirtschaft-
licher zu gestalten ist und dass zu diesem 
Zweck auch der Einsatz von Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) zu 
optimieren sei.

In der Regel haben öffentliche Verwal-
tungen dazu drei Möglichkeiten: Erstens 
können sie ihre Betriebskosten senken, 
zweitens neue Beschaffungskanäle er-
schliessen und drittens die Produktivität 
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Möglichkeit ist das so genannte Sourcing. 
Unter Sourcing versteht man die «dyna-
mische Bereitstellung von internen und 
externen Geschäfts- und IT-Ressourcen 
und -Dienstleistungen mit dem Ziel, die ge-
schäftlichen Zielsetzungen zu erreichen».1

Die Gartner Group unterscheidet vier ver-
schiedene Sourcingtypen. Unterscheidungs-
merkmal ist, wer für die Aktivitäten zu ei-
ner bestimmten Komponente (zum Beispiel 
Büromaterialbestellung oder Ähnliches) ver-
antwortlich ist: 
1. �Typ A: Eigenbetrieb mit minimaler,  

externer Unterstützung
2. �Typ B: selektive Auslagerung ohne  

Abgabe von Anlagen und Personal
3. �Typ C: selektive Auslagerung mit  

teilweiser Abgabe von Anlagen und 
Personal

4. �Typ D: Auslagerung mit kompletter  
Abgabe von Anlagen und Personal

Nicht alle Sourcinganbieter können alle 
vier Sourcingtypen anbieten. Nur wenn  
die Kundschaft aus einer flexiblen und 
möglichst umfangreichen Angebotspalette 

wählen kann, profitiert sie von CBM. Und 
auch für den Anbieter ist das von Vorteil, 
weil er in den verschiedenen Typen seine 
eigenen Kenntnisse weiterentwickeln kann. 

IKT-Sourcing-Projekte haben in der 
Branche kein gutes Image: Viele Kunden 
sind unzufrieden. Ein Artikel der IT- 
Fachpublikation «Computerwoche» vom 
19.1.2006 zeigt die Ergebnisse der Studie 
«Warum IT-Outsourcing-Projekte schei-
tern» auf. Renommierte Analysten haben 
herausgefunden, dass die Hälfte der 
Kundschaft mit der Situation nach dem 
Betriebsübergang unzufrieden ist und  
30 Prozent der Vorhaben scheitern. Als 
Hauptursache nennt die Studie mangel-
hafte Vorbereitungen seitens der Unter-
nehmensleitung und der eigenen IT sowie 
Vertragsverhandlungen unter Zeitdruck.

Das erstaunt, denn grundsätzlich sind 
Methoden vorhanden, um ein Sourcing-
projekt erfolgreich umzusetzen. So hat 
zum Beispiel der schweizerische Verband 
der Informations- und Kommunikations-
technologie (SwissICT) eine gute Methode 
(Abbildung 2) entwickelt. 

Aus verschiedenen realisierten IT-Sourcing-
Projekten hat IBM als globaler Anbieter 
aller vier Sourcingtypen folgende kritische 
Erfolgsfaktoren festgestellt:
1. �Vor und während des Projektes ist eine 

intensive, zweiseitige Kommunikation 
mit Beteiligten und Entscheidungs-
trägern wichtig. Sie stellt die Akzeptanz 
des Projekts sicher.

2. �Es braucht sourcingerfahrene Prozess- 
und IT-Berater. Sie unterstützen den 
Kunden über alle Projektphasen, insbe-
sondere bei der strategischen, zeitlichen 
und finanziellen Vorbereitung des 
Projektes.

3. �Der Sourcinganbieter kann alle vier 
Sourcingtypen erbringen. So ist ein 
bedarfsgerechtes «on demand»-
Lösungskonzept basierend auf flexiblen 
Finanzierungsmodellen sichergestellt.

4. �Der Anbieter verfolgt eine Innovations-
strategie. So kann er die Geschäfts- und 
IKT-Prozesse mit Unterstützung von 
Forschung und Laboratorien ständig 
verbessern.

5. �Der Anbieter kann bei Bedarf auf güns-
tige Nearshore- und Offshore-Ressour-
cen zurückgreifen, um die Wirtschaft-
lichkeit von Organisation und Betrieb 
zu erhöhen.

6. �Servicevereinbarungen (Service Level 
Agreements/SLA) sind klar festgelegt 
und werden regelmässig überprüft.

Den länder- und branchenspezifischen An-
forderungen von Finanzinstituten und öf-
fentlichen Verwaltungen bezüglich physi-
scher Datenhaltung ist jederzeit Rechnung 
zu tragen. 

Dem CBM kommt bei der Entwicklung 
von neuen Organisationsformen wie Shared 
Service Centers (SSC) eine wichtige Be-
deutung zu. So wird das Modell beim Ak-
tivitätensplitting verwendet. Dort geht es 
um die Entscheidung, ob eine Aktivität in 
Zukunft ins SSC integriert wird oder lokal 
in der Geschäftseinheit verbleibt. Das Pra-
xisbeispiel auf Seite 70 dieser Ausgabe 
fasst einen aktuellen Erfahrungsbericht 
zusammen.

Fazit
Effizienz und Wirtschaftlichkeit sind The-
men, die heutzutage für alle Organisati-
onen im Vordergrund stehen. CBM ist ein 
Werkzeug, um diese Themen nachhaltig 
anzugehen. Es schafft die nötige Transpa-
renz und bildet so die Grundlage für die 
richtigen Entscheidungen. Sourcing ist eine 
mögliche Antwort, um diese Entscheidun-
gen umzusetzen und die gesteckten Ziele 
betreffend Effizienz und Wirtschaftlichkeit 
zu realisieren.

1 �Dr. Peter Dück: Sourcing-Strategien und -Modelle, 
Referat Gartner Group vom 30.10.2003

Abbildung 1: Vom CBM-Modell zur Komponenten-Werte-Matrix

Abbildung 2: Sourcingprozess von SwissICT, Quelle: SwissICT
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Flexibilität statt starre Angebote
Daniel Liebhart, Christian Wischki

Gemäss Gartner Research kommt das 
Outsourcing-Geschäft immer mehr vom 
reinen Manöver zur Senkung von Kosten 
weg und wird mehr und mehr zur strate-
gischen Initiative. Zentrale Elemente 
dieser strategischen Initiative sind eine 
Flexibilisierung des Sourcings und die 
Formulierung eines klaren Servicebegriffs. 
Ein Dienstleister muss sein Managed-
Services-Angebot auf die sich während 
der Vertragslaufzeit verändernden 
operativen Bedürfnisse der Kundschaft 
ausrichten. Diese Services sind über die 
Zeit flexibel. Erfahrungen mit moderneren 
Ansätzen zeigen jedoch, dass nicht nur 
der Anbieter sein Angebot erweitern 
muss, auch die Kundschaft muss eine 
Gesamtsicht auf ihr Service Management 
entwickeln.

Daniel Liebhart
Solution Manager Trivadis AG, 
Dozent an der Hochschule für Technik 
Zürich, Mitglied des SOA-Expertenrates 
und Autor des Buches «SOA goes real» 
(Hanser)
daniel.liebhart@trivadis.ch

Viele Verwaltungen und Unternehmen ha-
ben in den letzten Jahren die Prozesse für 
den operativen Betrieb ihrer Informations-
systeme neu organisiert. In den meisten 
Fällen wurden oder werden die internen 
oder externen Services auf Basis der Best 
Practices der IT Infrastructure Library (ITIL) 
geführt und organisiert. Zusätzlich sind im 
Rahmen der Anstrengungen zur Kosten-
kontrolle Instrumente und Prozesse für 
das operative IT-Controlling eingeführt 
worden. Anforderungen werden in Service 
Level Agreements (SLA) formuliert und 
vertraglich festgelegt. Diese SLA sind in 
den meisten Fällen einmalig definiert wor-
den. Sie werden durch das IT-Controlling 
und eventuell sogar durch gezielte Audits 
geprüft, jedoch nur selten oder gar nicht 
den unternehmerischen Changeprozessen 
angepasst. Heute formulieren immer mehr 
Verwaltungen und Unternehmen die An-
forderungen an die IT-Infrastruktur so, 
dass die IT Garantien bezüglich der  
Servicequalität abgeben muss. Um diese 
Garantien zu erfüllen, werden oftmals  
externe Leistungserbringer als Sourcing-
partner herangezogen. Diese Praxis des 
Sourcings von IT-Dienstleistungen, also 
der längerfristige externe Bezug, hat sich 
in den letzten zehn Jahren als Standard 
etabliert. Die meisten Unternehmen bezie-
hen externe Leistungen, um die Bereitstel-
lung und den Betrieb ihrer Informations-
systeme zu gewährleisten. In der Praxis 
hat sich eine Vielzahl von Sourcingmodel-
len durchgesetzt (Abbildung 1). Zuneh-
mend werden auch neue Modelle wie bei-
spielsweise die Shared Service Centers 
(SSC) entwickelt, um Informationssysteme 
zu betreiben. Die Entwicklung neuer Mo-
delle wird beschleunigt durch die beiden 
Standards ITIL V3 und SOA, die als Grund-
baustein einen Service definieren. Obwohl 
der Servicebegriff nicht genau überein-
stimmt, erlaubt er jedoch die normierte 
Beschreibung einer IT-Komponente. Und 
damit auch den definierten Betrieb dieser 
Komponente.

Der tägliche operative Betrieb
Die Unterstützung von Geschäftsprozes-
sen durch Informationssysteme ist zur all-
täglichen Selbstverständlichkeit in allen 

Betrieben geworden. Die eingesetzten In-
formationssysteme und deren Komplexität 
fallen erst dann auf, wenn sie ausfallen. 
Jede IT-Betriebsorganisation ist darauf 
ausgelegt, mit proaktiven Aktivitäten die-
sen Ausfall zu vermeiden respektive mit 
reaktiven Tätigkeiten schnell zu reagieren. 
Die proaktiven Aktivitäten umfassen z.B. 
Upgrades von Applikationen, Operating 
System Releases, Security Patches, Hard-
ware- und Firmware-Upgrades. So sind 
Netzwerk-Rekonfigurationen und die re-
gelmässige Reorganisation in der Daten-
haltung absehbare Tätigkeiten, die zu  
geplanten Ausfallzeiten während War-
tungsfenstern führen. Die reaktiven Main-
tenance-Aufgaben des Operatings sind 
jedoch nicht planbar. Sie umfassen im 
weitesten Sinne Reparaturarbeiten, die 
aufgrund von Hardwarefailures, Netzwerk- 
und Stromunterbrüchen und nicht zuletzt 
auch durch Fehler des Unterhaltsperso-
nals oder in der Bedienung des IT-Services 
sowie durch unvorhersehbare Einwir-
kungen verursacht werden. Beiden Tätig-
keiten ist gemeinsam, dass die Anforde-
rungen an die IT-Services in Menge und 
Ausprägung der notwendigen Spezialisie-
rung über die Zeit stark abweichen. Die 
meisten Unternehmen haben zu einem ge-
gebenen Zeitpunkt entweder zu viel oder 
zu wenig Maintenance-Personal oder ver-
fügen nicht über die benötigten Skills. Be-
sonders im Rahmen von ungeplanten 
Ausfällen sind dann die nötigen Qualifikati-
onen und Erfahrungen nicht sofort verfüg-
bar. Dies wirkt sich unmittelbar auf die 
Leistungsfähigkeit einer Verwaltung oder 
eines Unternehmens aus. Die Flexibilität, 
die es braucht, um der Nachfrage nach IT-
Services als Funktion der Zeit folgen zu 
können und dabei die stets steigende 
Komplexität des betrieblichen Ausnahme-
falles professionell zu beherrschen, stellt 
hohe Anforderungen an das Sourcingmo-
dell des Unternehmens und wird durch 
das klassische Outsourcing nicht abge-
deckt.

Die Basis: Manageable Services
Die Funktionalität betrieblicher Informati-
onssysteme wird zunehmend als eine 
Sammlung von Services beschrieben. Am 

Forschung / Analyse
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deutlichsten wird diese Betrachtungs- 
weise, wenn diese Systeme im Rahmen 
einer SOA (serviceorientierte Architektur) 
umgesetzt werden. SOA steht für eine 
ganzheitliche Betrachtung einer IT-Sys-
temlandschaft, die betriebliche Prozesse 
unterstützt. Entsprechende Funktionen, 
die durch einzelne Systeme abgedeckt 
werden, sind in einer standardisierten 
Form als Webservices unternehmensweit 
zugänglich. Anwendungen, die auf SOA 
basieren, sind eine Kombination aus Web-
services, die über ausführbare Prozesse 
und Geschäftsregeln gesteuert werden. 
Die Vorteile von SOA gründen nebst der 
Standardisierung auf Kostenersparnis und 
Flexibilität. Die Kostenersparnis wird durch 
die Weiterverwendung bestehender Sys-
teme, die Flexibilität durch die Trennung 
der statischen Funktionalität von den Ge-
schäftsprozessen und -regeln erreicht. 
Viele Unternehmen planen, auf SOA ba-
sierende Lösungen einzuführen oder ha-
ben bereits einzelne Services im Einsatz. 

Die technische Betrachtung betrieb-
licher Informationssysteme als Sammlung 
von Services wird durch IT Service Ma-
nagement (ITSM) erweitert. ITSM umfasst 
sämtliche Tätigkeiten, welche das Design 
und den Betrieb von IT-Services – auch ei-
ner SOA-basierten Lösung oder eines ent-
sprechenden IT-Service-Portfolios – be-
treffen. Unter einem auf ITIL basierenden 
IT Service Management versteht man im 
Grunde einen oder mehrere – auch modu-
lar aufgebaute – IT-Services als Dienstleis-
tung gegenüber der Kundschaft und/oder 
dem Business, welche sowohl die Bereit-
stellung als auch den Betrieb (Infrastruktur 
bestehend aus IT-Organisation, Software, 
Hardware, Netzwerk usw.) umfasst. 

Der Servicebegriff wird im modernen IT 
Service Management von zwei Seiten her 
betrachtet: Die eine Seite ist die Service-
orientierung gegenüber der Kundschaft. Sie 
bedeutet, dass die Kundschaft nur die be-
triebsunterstützende Funktionalität als de-
dizierte IT-Services einkauft. Die notwen-
digen technischen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen und Hilfsmittel sind 
integraler Bestandteil einer gesamten Ser-
viceleistung, welche einem geordneten 
und qualitätsgesicherten Lifecycle unter-
liegt. Die andere Seite des Servicebegriffs 
ist die Servicefähigkeit des IT-Services 
selbst. Sie bedeutet, den IT-Betrieb und 
somit auch jede einzelne IT-Service-Kom-
ponente des Betriebes so zu organisieren, 
dass vor allem eine transparente, kos-
teneffiziente, qualitativ hochstehende, mo-
dulare und somit auch skalierbare Liefer- 
und Wartungsfähigkeit (Maintainability) 
gegeben ist. Der Service wird durch die 
Serviceorientierung und die Servicefähig-
keit zum Manageable Service.

Die Umsetzung: Outtasking von 
Managed Services
Ein Manageable Service hat als gemein-
same Basis für die Kundschaft und für den 
Betrieb die Servicedefinition, welche die 
Serviceleistungen und die Servicekosten 
im Rahmen eines SLA (Service Level Ag-
reement) definieren. Basierend auf den 
SLR (Service Level Requirement) im SLA 
werden dann die entsprechenden IT-Ser-
vices (die Servicebäume bzw. Service-
graphen) entwickelt. Diese Services sind 
die ideale Grundlage für jede Art von 
Dienstleistungsbeziehung zwischen dem 
Service-Nehmer und dem Service-Geber 
und eignen sich daher hervorragend als 
Rahmen für Outtasking-Verträge. Der Ma-
nageable Service wird durch den Service-
Nehmer zum Managed Service.

Die Erweiterung: Flexible 
Managed Services
So wie sich die Just-in-time-Produktion 
(JIT) längst in der Industrie durchgesetzt 
hat, so werden in Zukunft auch Anstren-
gungen unternommen werden, IT-Infra-
strukturen als Flexible Managed Services 
bereitzustellen. Während die Hardwarein-
dustrie mit «OnDemand Computing» und 
«Utility Computing» bereits über entspre-
chende Modelle verfügt, sind die meisten 
Sourcingmodelle von IT-Services in dieser 
Hinsicht noch relativ unflexibel. Der Bedarf 
an IT-Services beziehungsweise an Mana-
ged IT-Services, die dem planbaren, aber 
auch dem nicht planbaren Bedarf an ope-
rativen Kapazitäten folgen können, wird 

klar steigen. Soll das Sourcing von IT-Ser-
vices optimal den Bedarf decken, so ist 
weit mehr als eine ITIL-basierende Pro-
zessorganisation mit definierten SLA er-
forderlich. Es sollte ein genügend grosser 
Pool aus flexiblen Ressourcen mit breitem 
und spezialisiertem Wissen, welches rasch 
verfügbar ist, vorhanden sein. Ausserdem 
ist die Nähe zur Kundschaft für die schnel-
le Reaktionszeit und das lösungsorien-
tierte Handeln, Mitarbeitende, die sich 
ständig weiterbilden und somit immer auf 
dem neuesten Wissensstand sind, und 
eine Organisation, die sowohl den Aufbau 
der Applikationen mit den darunterlie-
genden Komponenten (Datenbanken, 
Operating Systems, Netzwerke und Si-
cherheits-Problematiken) beherrscht und 
deren Komplexität im Umfeld des Kunden 
ganzheitlich versteht, erforderlich. Outtas-
king als Umsetzung von Managed Ser-
vices ist die ideale Basis dafür.

Abbildung 1: Sourcingmodelle

Resourcing: Die Mitarbeitenden arbeiten inner-
halb eines grösseren Kundenteams, um spezifische 
Kenntnisse einzubringen oder den allgemeinen 
Bedarf an Arbeitskräften zu decken.

Consulting: Das anbietende Unternehmen 
übernimmt Führungsverantwortung und stellt 
Mitarbeitende für ein bestimmtes Projekt zur 
Verfügung.

Co-Sourcing: Das anbietende Unternehmen 
bringt Mitarbeitende in Schlüsselpositionen und 
Managementfunktionen in die existierende 
Kundenorganisation ein.

Venture: Aufbau einer juristischen Entität, um 
marktorientiert und kommerziell zu agieren.

Outsourcing: Das anbietende Unternehmen ist 
verantwortlich für das Management und die 
Übernahme aller auszugliedernden Funktionen 
über einen längeren Zeithorizont.

Outtasking/Managed Services: Der Anbieter 
stellt eine Organisation mit einem flexiblen Pool 
von Mitarbeitenden zur Verfügung, die nach 
Bedarf (Kapazität und Know-how) zugezogen 
werden können. Die Kapazität und das notwendige 
Know-how werden durch den Anbieter garantiert 
(MTBF resp. Mean Time Between Failure als Basis).
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Chancen und Risiken beim Aufbau  
von Shared Service Centers in der Verwaltung
Pius Breu, Muriel Uebelhart

Das Eidgenössische Finanzdepartement 
(EFD) setzt den Shared-Services-Gedanken 
im Bereich Finanzen und Personal um. 
Dazu wurde im Jahre 2006 – nach Durch-
führung einer Machbarkeitsstudie – das 
Pilotprojekt Shared Service Center (SSC) 
EFD gestartet. Dabei geht es darum, die 
Finanz- und Personalprozesse in den 
verschiedenen Verwaltungseinheiten im 
EFD zu bündeln und zu standardisieren. 
Lanciert wurde das Projekt als Organisati-
onsentwicklungsprojekt, welches eine 
grosse Herausforderung insbesondere an 
die Begleitung des Veränderungspro-
zesses stellte.

Pius Breu
Generalsekretariat EFD, Projektleiter 
Shared Service Center Pilot EFD
pius.breu@gs-efd.admin.ch 

Aufgrund dieser Erkenntnisse und einer  
in den Jahren 2004/2005 durchgeführten 
internen Machbarkeitsstudie im EFD wurde 
im Jahr 2006 das Pilotprojekt Shared  
Service Center (SSC) EFD gestartet.  
Fokussiert wurden die Prozesse im Perso-
nal- und Finanzwesen.

Neue Aufgaben – neue Strukturen
Mit der Umsetzung eines Shared Service 
Centers verändern sich Abläufe und Zu-
ständigkeiten. Die betroffenen Mitarbei-
tenden arbeiten künftig in einem neuen 
Umfeld, zum Teil mit neuer IT-Infrastruktur. 
Eingespielte Prozesse in den Verwal-
tungseinheiten werden einheitlich konzi-
piert und bekannte Ansprechpersonen er-
halten neue Funktionen. Diese Umstände 
führen zu Unsicherheit, Angst und Wider-
ständen. Diese schwierige Ausgangslage 
kann nur durch ein professionelles Chan-
gemanagement und regelmässige Kom-
munikation begleitet werden (Abbildung 1).

Die Erkenntnis liegt deshalb nahe, dass 
der Aufbau eines Shared Service Centers 
in erster Linie ein Organisationsentwick-
lungsprojekt und nicht ein Prozess- oder 
IT-Projekt ist.
Im EFD wurde folgenden Chancen und  
Risiken Rechnung getragen:

Chancen
– �Harmonisierung durch einheitliche Füh-

rung, Steuerung und Koordination
– �Standardisierung durch einheitliche An-

forderungen, Abläufe, Systeme und Kon-
trollmechanismen

– �Kostensenkung durch effiziente Nutzung 
von Ressourcen, Realisierung von Skalen-
effekten durch gemeinsame Nutzung 
von Infrastruktur und einheitlichen Sys-
temen

– �Flexibilität durch prozessorientierte Or-
ganisationsstruktur, einheitliches Prozess-
management und einheitliche elektro- 
nische IT-Plattform

– �Umsetzung der Skaleneffekte

Risiken
– �Komplexität beim Aufbau von Shared 

Service Centers wird unterschätzt
– �Widerstände der betroffenen Organisa-

tionen führen zu Projektverzögerungen 
– �Widerstände der Mitarbeitenden aus Angst 

vor Monotonie und Routineaufgaben 

– �Fehlende Akzeptanz der internen Verän-
derungsnotwendigkeit

– �Mögliche schlechtere Dienstleistungs-
qualität in der Anfangsphase

– �Neue Schnittstellen müssen sich zuerst 
einspielen

Veränderungen gemeinsam tragen
Veränderungen müssen zwingend von  
gemeinsamen Grundannahmen getragen 
werden, welche von allen Beteiligten bei 
ihren Handlungen zu beachten sind. Beim 
Projekt Shared Service Center Pilot EFD 
handelte es sich um die folgenden vier 
Werte:
1. �Schnell und lösungsorientiert handeln.
2. �Unsicherheiten erkennen und Wider-

stände ernst nehmen.
3. �Rechtliche Rahmenbedingungen 

beachten.
4. �Fairness leben sowie offen und ehrlich 

kommunizieren.

Die Berücksichtigung dieser Werte schafft 
eine Vertrauensbasis, welche für den Pro-
jekterfolg entscheidend ist. Sie werden 
von allen involvierten Personengruppen 
(Projektgremien, Linienvorgesetzte, Mitar-
beitende, Sozialpartner und Projektteam) 
gemeinsam getragen (Abbildung 2).

Veränderungsarbeit ist Teamarbeit
Die Changeziele müssen vorgängig defi-
niert und regelmässig überprüft werden. 
Im Projekt Shared Service Center Pilot 
EFD wurde auf fünf Ziele fokussiert:

Ziel 1: 
Aufbau, Förderung und Erhalt einer produk-
tiven und angenehmen Kultur der Zusam-
menarbeit in den Projektgremien.
Das Ziel ist erreicht, wenn Konflikte offen 
ausgetragen, konstruktiv bewältigt und in 
Anzahl und Intensität minimiert werden. 
Der Projektfortschritt darf nicht durch per-
sonenbezogene Konflikte behindert wer-
den. Sachbezogene Aspekte stehen im 
Vordergrund. Die Zufriedenheit der am 
Projekt beteiligten Personen und der da-
von Betroffenen ist hoch.

Ziel 2:
Die Partizipation der betroffenen Mitarbei-
tenden ist sichergestellt, wird geschätzt 
und aktiv mobilisiert.

Shared-Services-Gedanke im EFD
Als kundenorientiertes Ressourcendepar-
tement erbringt das EFD Dienstleistungen 
für die ganze Bundesverwaltung. Das 
Spektrum reicht von Finanzwesen, Perso-
nalfragen, Informatikdienstleistungen über 
die Weiterbildung bis zur Bereitstellung 
von Arbeitsraum und Arbeitsmitteln. Das 
EFD setzt sich aus 13 Ämtern oder Ver-
waltungseinheiten (z.B. Steuerverwaltung, 
Zollverwaltung, Finanzverwaltung usw.) 
zusammen, welche alle über gleichartige 
Supportprozesse verfügen. Für eine Bün-
delung innerhalb eines Shared Service 
Centers eignen sich vor allem:
– �Aktivitäten mit hohem administrativem 

Anteil
– �Aktivitäten mit hohem Volumen
– �standardisierbare Aktivitäten 
– �wiederkehrende, regelmässige Aktivitäten.

lic. phil. I Muriel Uebelhart
Generalsekretariat EFD,  
Kommunikations- 
verantwortliche Shared Service Center 
Pilot EFD
muriel.uebelhart@gs-efd.admin.ch
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Abbildung 1: Konsequenzen von Changeprojekten

Das Ziel ist erreicht, wenn sich alle rele-
vanten Anspruchsgruppen rechtzeitig in 
das Projekt einbringen können und wenn 
sich abzeichnenden Widerständen antizi-
pativ begegnet wird.

Ziel 3:
Befähigt Mitarbeitende, in Zusammen- 
arbeit mit der Linie ihre Aufgabe im SSC 
kundenorientiert und professionell wahr-
zunehmen.
Das Ziel ist erreicht, wenn alle Mitarbei-
tenden des SSC den jeweiligen Soll-Anfor-
derungsprofilen entsprechende Kompe-
tenzen aufweisen. Dieser Sachverhalt lässt 
sich im Rahmen des Mitarbeitergesprächs 
überprüfen.

Ziel 4:
Die Projektleitung nimmt im Projekt darauf 
Einfluss, dass die Stellen im SSC inhaltlich 
attraktiv gestaltet und materiell fair ent-
schädigt werden.
Das Ziel ist erreicht, wenn die Mitarbei-
tenden bei den Personalbefragungen eine 
hohe Zufriedenheit mit dem Arbeitsinhalt 
sowie eine angemessene Zufriedenheit mit 
der Entlöhnung attestieren.

Ziel 5:
Alle Beteiligten und Betroffenen des Pro-
jektes SSC sind zeit- und adressatenge-
recht sowie offen und ehrlich informiert.
Das Ziel ist erreicht, wenn möglichst  
wenige aus mangelhafter Information  
resultierende Widerstände auftreten, Un-
sicherheiten abgebaut und Fragen recht-
zeitig beantwortet sind.

Ein mehrjähriges Projekt  
geht zu Ende
Seit Herbst 2007 sind die beiden Shared 
Service Centers Finanzen und Personal 
operativ tätig. Die Überführung der Mit- 
arbeitenden wird bis Ende 2008 abge-
schlossen sein und somit auch das Projekt 
(Abbildung 3).

Die Herausforderungen bleiben für die 
Linienvorgesetzten bestehen. Sie müssen 
für das EFD den Tatbeweis erbringen, 
dass die beiden Dienstleistungszentren 
hinsichtlich Qualität und Kosten überzeu-
gen können. Dazu werden zukünftig regel-
mässige Messungen der Zufriedenheit der 
Mitarbeitenden sowie der Kundschaft vor-
genommen. Somit bleiben die Dienstleis-
tungen überprüfbar und transparent. 

Für das Umfeld der Bundesverwaltung 
bedeutet dieses Veränderungsprojekt ei-
nen Quantensprung auch hinsichtlich der 
technisch unterstützten Neuerungen wie 
neue IT-Workflows (z.B. E-Recruiting und 
elektronisches Visum bei Bezahlung von 
Rechnungen).
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Abbildung 2: Changemethodik im Projekt Shared Service Center Pilot EFD

Abbildung 3: Projektplanung Shared Service Center Pilot EFD
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Aufbau der Shared Service Centers  
im Eidgenössischen Finanzdepartement  
aus Sicht des Umsetzungspartners
Robert P. Jaki

Die Entscheidung, bestimmte Dienste und 
Tätigkeiten an ein Shared Service Center 
(SSC) abzugeben, ist auf dem Papier relativ 
schnell gefällt. Die Herausforderung liegt 
in der Umsetzung und dem täglichen Betrieb 
eines solchen Dienstleistungszentrums für 
interne Kunden. Dieser Beitrag stellt den 
Aufbau von Shared Service Centers im Eid-
genössischen Finanzdepartement (EFD) 
aus Sicht des Umsetzungspartners vor. 
Im Rahmen des Projekts hat das EFD unter-
stützende, stark administrativ orientierte 
Prozesse aus dem Finanz- und Personal-
wesen ausgelagert. Der Artikel geht auf 
technische sowie organisatorische Voraus-
setzungen ein und beschreibt Erfahrungen 
aus dem Übergang von der Planung zum 
Pilotbetrieb. Ausserdem beschreibt er 
beispielhaft die neue Arbeitsteilung im 
täglichen Betrieb zwischen Amt und Shared 
Service Center.

Robert P. Jaki
Senior Managing Consultant,  
Human Capital Management (HCM),  
IBM Schweiz AG
robert.jaki@ch.ibm.com

IBM Global Business Services (GBS)  
wurde 2004 beauftragt, im Rahmen einer 
Machbarkeitsstudie zu prüfen, ob im EFD 
Prozesse im Finanz-, Rechnungs- sowie 
Personalwesen optimiert und Routine-
prozesse in so genannte Dienstleistungs-
zentren (Shared Service Centers) ausgela-
gert werden können. Die im April 2005 
abgeschlossene Studie zeigte auf, dass 
sich das SSC-Modell auch in der Verwal-
tung erfolgreich umsetzen lässt und sich 
auch rechnet. Die Studie bildete die fach-
liche Grundlage für die Detailkonzeption 
und für die Einführung von zwei Dienstleis-
tungszentren im EFD für das Personal- 
wesen und den Finanzbereich.

Eine wichtige technische Voraussetzung 
für die erfolgreiche Realisierung von 
Dienstleistungszentren im EFD war eine 
betriebsübergreifende Softwareplattform, 
auf der sich die einschlägigen Prozesse 
als aufeinanderfolgende Arbeitsschritte ab-
bilden lassen. Ist eine solche Enterprise-
Resource-Planning-Software vorhanden, 
lassen sich über ein SSC mit relativ gerin-
gem Aufwand hohe Rationalisierungsge-
winne erzielen.

Prozesssplitting
Ein SSC erledigt die Routineprozesse ver-
schiedener interner Kunden. Effizient ist 
dies nur möglich, wenn vorgängig eine 
Harmonisierung der Prozesse als organi-
satorische Voraussetzung erfolgt ist. Nur 
so kann die Dienstleistungserbringung auf 
Basis gleicher Prozesse und Standards für 
alle Leistungsbezüger erfolgen. 

Darüber hinaus ist auch das so genannte 
Prozesssplitting von zentraler Bedeutung. 
Dabei wird jeder Prozess (Aktivität) in 
Teilaktivitäten zerlegt (Vorgehen in Anleh-
nung an das CBM-Modell siehe Seite 62). 
Dann wird definiert, welcher Teilprozess 
zentral im SSC oder dezentral in den Äm-
tern erledigt wird und wie sich die einzel-
nen Schnittstellen darstellen (Abbildung 1).

Im Herbst 2007 nahm die Lösung im  
Bundesamt für Bauten und Logistik den 
Pilotbetrieb auf. Nach und nach werden 
jetzt die verbleibenden Ämter überführt. 
Das EFD ist mit dieser Initiative weg- 
weisend für viele andere Verwaltungsorga-
nisationen in der Schweiz und im Ausland 
und dürfte durch das Aufzeigen der all- 
gemeinen Realisierbarkeit von Shared  
Services im Verwaltungsbereich weitere  
Verwaltungsorganisationen in Zukunft er-
mutigen, diesen Schritt auch zu machen.

SSC bringen hohen Nutzen
Die Vorteile liegen auf der Hand: Ein SSC 
erledigt Standardprozesse. Es gewinnt Er-
fahrung darin und erreicht so eine höhere 
Verarbeitungsqualität. Gleichzeitig treten 
Skaleneffekte ein: Die steigende Routine 
der Mitarbeitenden führt zu einer langfris-
tig höheren Produktivität und das Zusam-
menbringen von Aufträgen gleicht Belas-
tungsschwankungen aus. Auf der 
Kundenseite zwingt das System zur Kos-
tendisziplin: Alles, was beim Dienstleis-
tungszentrum bestellt wird, muss bezahlt 
werden. Der Businessplan des EFD geht 
davon aus, dass der Gesamtaufwand  
für die Aktivitäten in den beiden Dienst-
leistungszentren mittelfristig um bis zu  
20 Prozent fallen wird (Aussage Projekt-
leitung EFD, IBM THINK! 04/2007).

Die folgenden Beispiele zeigen, wie «ge-
splittete» Gesamtprozesse abwechselnd 
vom SSC und von den Kunden in den 
operativen Einheiten bearbeitet werden. 

Beispiel Kreditorenmanagement
Künftig gehen alle Lieferantenrechnungen 
des EFD – mehrere hundert am Tag – zen-
tral beim Dienstleistungszentrum Finanzen 
ein. Dort werden sie eingescannt und den 
einzelnen Leistungsbezügern zugeordnet 
(kontiert). Der Entscheid darüber, ob die 
Forderung zu Recht eingegangen ist, so-
wie die Freigabe des Betrags erfolgen  
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im Amt. Das Dienstleistungszentrum über-
wacht danach den Zahlungsausgang und 
bearbeitet anfallende Mahnungen. 

Beispiel Personalrekrutierung 
In Zukunft übermittelt jedes Bundesamt 
des EFD seinen Personalbedarf ans Dienst-
leistungszentrum Personal. Dieses schal-
tet die Anzeigen in den einschlägigen  
Publikationen und nimmt die eingehenden 
Bewerbungen entgegen. Nach einer ersten 
Sichtung stellt das Dienstleistungszentrum 
eine Auswahl von Bewerbungen an das 
Bundesamt. Dort finden die Anstellungs-
gespräche und Lohnverhandlungen statt. 
Das Dienstleistungszentrum fertigt dann 
die Verträge aus, verschickt sie und legt sie 
ab. Die ganze Personalakte wird von da an 
im Dienstleistungszentrum geführt. 

Widerstände aus Personal  
und Kader 
Die Vorteile von Dienstleistungszentren 
sind aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
gross, doch ein Selbstläufer ist deren Auf-
bau und Inbetriebnahme nicht. Widerstän-
de aus Personal und Kader ergaben sich 
im EFD vor allem aus folgenden Gründen:
– �Bei der Prozessharmonisierung mussten 

sich zwölf historisch gewachsene Unter-
nehmen auf gemeinsame Vorgehen (Pro-
zesse) einigen. Das ging nicht ohne 
schmerzhafte Kompromisse für alle Be-
teiligten.

– �Gerade bei traditionsreichen Ämtern wie 
der Zollverwaltung identifizieren sich die 
Mitarbeitenden sehr stark mit ihrer Funk-
tion und ihren Aufgaben. Die Vorstellung, 
man könnte einzelne Prozesse der Buch-
haltung und der Personalführung einer 
Stelle ausserhalb des eigenen Amtes 
übergeben, stösst in diesem Umfeld 
häufig auf Ablehnung.

– �Ein Dienstleistungszentrum schafft Kos-
tentransparenz und damit Vergleichbar-
keit zwischen den Ämtern. Vor allem 
Ämter, die bisher hohe Kosten für ein-
schlägige Prozesse ausgewiesen und 
dies mit der Besonderheit ihrer Anforde-
rungen begründet hatten, gerieten unter 
Rechtfertigungsdruck.

– �Für viele Kaderleute bedeutet die Einfüh-
rung eines SSC, dass sich ihr Personal-
bestand verringert, weil Leute aus ihrer 
Organisation ins SSC integriert werden. 
Das weckt Statusängste.

– �An der Basis herrscht in der Bundes- 
verwaltung aufgrund der zahlreichen 
Umbauten in der Vergangenheit eine  
generelle Reformmüdigkeit.

 
Das Personal ist einer der wichtigsten Er-
folgsfaktoren für ein SSC-Projekt. Deshalb 
hiess es vom ersten Tag an auf allen Hier-
archiestufen Vertrauen schaffen, überzeu-
gen und die Bedenken ernst nehmen. Als 
gutes Mittel dazu hat sich ein Lenkungs-
ausschuss erwiesen, der regelmässig  
zusammentritt und die Bedenken und  
Einwände der Amtsleiter thematisiert.  
Eine andere Möglichkeit ist ein internes  
Change-Management-Team, das in die 
Projektorganisation eingebunden und für 
die professionelle Begleitung der Verände-
rungsprozesse verantwortlich ist.

Ein Blick in die Zukunft
Nach einem solchen Projekt lohnt sich ein 
Blick in die Zukunft. Was könnte nach der 
Piloteinführung im EFD als nächster Ent-
wicklungsschritt folgen? Eine Möglichkeit 
ist externes Sourcing, bei dem man exter-
ne Dienstleister für bestimmte Aktivitäten 
einkauft. Des Weiteren könnten sich  
weitere Departemente dafür entscheiden, 
SSC-Strukturen aufzubauen oder die  

Abbildung 1: Allgemeines Beispiel Personal-Aktivitätensplitting (Auszug)

Lösung des EFD mitzubenutzen. Die Moti-
vation zu konstantem Wandel kommt  
dabei aus der Mitte der Gesellschaft: Die 
Schweiz verfügt über einen hohen  
Lebensstandard dank der sehr hohen 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes im glo-
balen Umfeld. Einen Beitrag zur Erhaltung 
oder weiteren Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit sollten alle Wirtschafts- 
beteiligten leisten, auch die Ämter und 
Departemente in der Bundesverwaltung. 
Andere Länder, z.B. England, machen es 
bereits vor, indem sie sehr grosse An-
strengungen in die Modernisierung ihrer 
Verwaltungsorganisationen setzen und  
z.B. Shared Services in vielen Verwal-
tungsorganisationen einführen.
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Shared Service Center: Chance und Heraus-
forderung für die IT im Gesundheitssektor
Alexandra Collm, Jürg Lindenmann

Angesichts des Spannungsfeldes zwischen 
stetig steigenden Kosten und medizini-
schem und technologischem Fortschritt 
im Schweizer Gesundheitssystem rücken 
Effizienzverbesserungen vermehrt in den 
Vordergrund von Reformvorhaben. Die 
Spitalverbunde und die geriatrische Klinik 
St. Gallen streben daher die Einrichtung 
eines Shared Service Centers für Informa-
tik (SSC-IT) an. Die Realisierung des 
SSC-IT findet in einem sowohl organisa-
torisch als auch politisch komplexen Umfeld 
statt. Daher existieren bei der Einrichtung 
eines SSC-IT im Gesundheitssektor be-
sondere Herausforderungen, die hier im 
Rahmen des genannten Fallbeispiels 
beschrieben werden. Ziel ist es, Einfluss-
faktoren zu identifizieren, um konkrete 
Handlungsanforderungen zu ermöglichen 
und so die Herausforderungen handhab-
bar werden zu lassen.

Alexandra Collm
wissenschaftliche Mitarbeiterin,  
Institut für öffentliche Dienstleistungen 
und Tourismus der Universität St. Gallen
alexandra.collm@unisg.ch

als geeignetes Konzept im Rahmen der 
Erbringung von Gesundheitsleistungen ge-
sehen.1,2 Dem Konzept der Shared Service 
Center (SSC) liegt dieselbe Strategie wie 
der E-Collaboration zugrunde: Durch die 
gemeinsame Nutzung von Ressourcen 
einzelner Organisationen sollen Vorteile, 
wie z.B. eine Optimierung von Kosten, er-
reicht werden. Entsprechend kann durch 
die Realisierung eines SSC-IT die Inan-
spruchnahme gemeinsamer IT-Ressourcen 
effizient gestaltet werden: Die notwendigen 
IT-Ressourcen werden im SSC zusammen-
gelegt, gebündelt und zentral koordiniert. 
Ein SSC-IT entlastet daher dezentrale In-
stanzen und ermöglicht neue Leistungs-
potenziale sowie Synergieeffekte.

Im Schweizer Gesundheitssektor wird die 
Realisierung von gemeinsam nutzbaren 
Diensten durch die nationale E-Health-
Strategie nicht nur erwähnt, sondern ex-
plizit gefordert. Ähnliche Zielsetzungen 
sind vereinzelt auch auf kantonaler Ebene 
beschlossen worden, die für die Erbrin-
gung von Gesundheitsleistungen seitens 
der öffentlichen und privaten Spitäler ver-
antwortlich ist. Für das Schweizer Ge-
sundheitssystem birgt die Realisierung 
von SSC-IT ein hohes Potenzial, da hier-
mit ökonomische Skalierungseffekte, die 
Homogenisierung der zergliederten IT-Ap-
plikations- und -Infrastrukturen, die Schaf-
fung von Synergien und das Outsourcing 
von Risiken angegangen werden. In SSC-
IT wird eine Anzahl von existierenden 
Funktionen in einer neuen halbautonomen 
Einheit zusammengeschlossen. Die neue 
Organisationseinheit ist von einer Manage-
mentstruktur geprägt, deren oberste Ziele 
Effizienzsteigerung durch Unterstützung 
von Kollaboration und Prozessintegration, 
Wertgenerierung, Kosteneinsparungen sowie 
Leistungsverbesserungen für die Kund-
schaft des SSC-IT sind. 

Bei der Bündelung von Entwicklungs- 
und Wartungsaktivitäten sowie der Nut-
zung von Leistungen können die Kosten 
zwischen den verschiedenen Einheiten der 
Organisation geteilt werden. Innovationen, 
die für einzelne Verwaltungseinheiten auf-
grund ihrer zu geringen Grösse nicht reali-
sierbar sind, werden dadurch möglich, 
ohne dass die einzelnen Organisationen 
Autonomie und Kontrolle einbüssen.3

Für die Umsetzung von Shared Service 

Centers sind die folgenden fünf Dimensi-
onen zu beachten. Einerseits sind dies die 
drei organisationsspezifischen Integrations-
ebenen Strategie, Methoden und Prozesse 
sowie IT-Systeme. Eingefasst werden diese 
drei Integrationsebenen durch die Quer-
schnittsbereiche Changemanagement und 
Rahmenbedingungen. Das Changemana-
gement bereitet die Realisierung eines SSC 
vor und unterstützt und begleitet es auch 
über die Implementationsphase hinaus. 
Demgegenüber werden unter Rahmenbe-
dingungen relevante Voraussetzungen in 
Politik, Recht, Gesellschaft und Technik 
subsumiert, welche die Organisation be-
einflussen.

Die in der Literatur identifizierten Er-
folgsfaktoren für die Umsetzung von SSC 
betreffen vor allem Führungsaspekte und 
Rahmenbedingungen.6 Ein Beispiel ist die 
Etablierung einer kollaborativen Manage-
mentstruktur, die eine verteilte Führungs-
struktur sowie eine geeignete Verteilung von 
Aufgaben und Verantwortungsbereichen 
zwischen den beteiligten Organisationen 
gewährleistet. Weitere Erfolgsfaktoren sind 
eine gerechte Ressourcenverteilung, die 
Ermöglichung umfassender Kommunika-
tion sowie die Übernahme allgemeiner 
Standards. Entsprechend wird im weiteren 
Verlauf vor allem auf Führungsaspekte und 
umgebende Rahmenbedingungen Bezug 
genommen.

Neue Potenziale für den Kanton 
St. Gallen durch ein SSC-IT 
Die organisatorische Struktur der Akut-
spitäler ist im Kanton St. Gallen sehr hete-
rogen und besteht aus dem Kantonsspital 
sowie acht Regionalspitälern mit verschie-
denen Kliniken, Instituten, Fachbereichen 
und Abteilungen. Die einzelnen Einrich-
tungen sind im Rahmen der Spitalreform 
Quadriga I in vier Spitalverbunde als öffent-
lich-rechtliche, selbstständige Betriebs-
gesellschaften mit vier eigenständigen 
Verwaltungsräten organisiert worden. 
Gleichsam als fünfter Spitalverbund arbei-
tet die geriatrische Klinik der Ortsbürger-
gemeinde St. Gallen traditionell in vielen 
Bereichen eng mit dem Kantonsspital 
St. Gallen zusammen. Das Kantonsspital 
selbst gliedert sich in zwölf Kliniken, fünf 
Institute sowie mehrere Abteilungen und 
Fachbereiche. Nach politischem Be-

Shared Service Center für 
Informatik: neuer Gestaltungs-
raum für das Gesundheitssystem
Das Schweizer Gesundheitssystem befin-
det sich in einem umfassenden Verände-
rungsprozess. Die Veränderungen sind 
notwendig geworden, da sich die Schweiz 
ähnlich wie die meisten anderen OECD-
Länder mit Missständen wie kontinuierlich 
ansteigenden Kosten konfrontiert sieht. 

Angesichts der Notwendigkeit, sich  
stetig an veränderte Rahmenbedingungen 
anzupassen sowie vor dem Hintergrund 
der notwendigen Kostenoptimierung ohne 
Qualitätsabschläge innovations- und leis-
tungsfähig zu bleiben, wird Electronic Col-
laboration (E-Collaboration) heutzutage 

Jürg Lindenmann
Leiter Informatik Shared Service Center 
IT der Spitalverbunde und der 
geriatrischen Klinik St. Gallen, 
Kantonsspital St. Gallen
juerg.lindenmann@kssg.ch
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schluss soll keines der Spitäler im Kanton 
trotz der bestehenden Finanzierungs-
problematik geschlossen werden. Aller-
dings ist festgelegt worden, dass  
Einsparungspotenziale über Leistungszu-
sammenfassungen erlangt werden sollen.

Die im Rahmen der Spitalreform reali-
sierten Strukturen wiesen verschiedene 
Schwächen auf, darunter spitalverbunds-
spezifische Eigenoptimierungen sowie 
Strategien zur Spitalschliessung statt An-
sätze kantonsweiter Zusammenarbeit und 
Synergienutzung. Mit dem politischen Auf-
trag zur Korrektur der Schwächen im 
Konstrukt Quadriga I wurde 2004 unter 
dem Titel Quadriga II ein gemeinsamer 
Verwaltungsrat für alle Spitalverbunde ge-
schaffen, welcher von der Vorsteherin des 
Gesundheitsdepartementes präsidiert wird.

Der neue Verwaltungsrat erteilte, im Be-
wusstsein der wachsenden strategischen 
Bedeutung der Informatik zur Unterstüt-
zung der Prozessintegration in Medizin 
und Pflege sowie der besseren Nutzung 
von Synergien, den Auftrag an die Ge-
schäftsleitungen der Spitalverbunde, eine 
übergreifende zentrale IT-Organisation zu 
verwirklichen. Dem wurde entsprochen, 
indem ein Antrag zum Aufbau eines  
SSC-IT dem Verwaltungsrat zur Be-
schlussfassung vorgelegt und auch durch 
ihn genehmigt wurde.

Ein Grund für die Schaffung eines SSC-
IT, eines gemeinsamen Dienstleistungs-
zentrums für Informatik, für die vier Spital-
verbunde und die geriatrische Klinik ist, 
Einsparungen zu realisieren bzw. zusätz-
liche Kosten zu vermeiden. Dafür werden 
die bisher dezentral vorhandenen Mehr-
fachstrukturen im IT-Bereich zusammen-
gefasst. Im Mittelpunkt des SSC-IT steht 
die Bereitstellung übergreifender Lösun-
gen vor allem im Kerngeschäft der Medizin 
und Pflege für alle Spitäler. Im Kernge-
schäft wird auch der Schwerpunkt für  
kantonal übergreifende Lösungen zur  
Unterstützung medizinischer Kollaboration 
gesehen. Insbesondere betrifft dies durch 
das Zentrumsspital getragene medizini-
sche Netzwerke wie z.B. in der Onkologie, 
bei der Palliative Care oder der Behand-
lung von Schlaganfällen und Herzinfarkten 
sowie in der Radiologie. Die Umsetzung 
der durchgängig digitalen Patienten-Dos-
sierführung ist eine weitere Forderung des 
Verwaltungsrats zur Erhöhung des Poten-
zials für kollaborativen Nutzen. 

Als Konsequenz wurde die Realisierung 
der zentralen Dienste der Administrativ- 
lösung SAP, des gesamtkantonalen  
medizinisch/pflegerischen Patientenmana-
gementsystems (PMS) sowie des zentralen 
Verzeichnisdiensts zum IT-Ressourcen-
management beschlossen. Insbesondere 
mit der zentralen Bereitstellung der  

Administrativlösung SAP konnten in den 
letzten sechs Jahren bereits positive  
Erfahrungen gesammelt werden. 

Für die Umsetzung eines SSC-IT sind 
jedoch verschiedene Voraussetzungen, 
wie die Standardisierung aller vom SSC zu 
unterstützenden Prozesse, zu erfüllen. 
Ferner darf nicht verkannt werden, dass 
es sich bei der Einführung eines SSC-IT 
um eine weitreichende organisatorische 
Neugestaltung handelt, die nur durch die 
Akzeptanz der relevanten Akteure erfolg-
reich sein kann. Ein adäquates Change-
management ist somit notwendig, um die 
anstehenden Herausforderungen, die sich 
durch die Implementation eines Shared 
Service Centers ergeben, anzugehen.

Einflussfaktoren  
während der Planung
Grundlegend für die Bereitschaft zur orga-
nisationsübergreifenden Kooperation und 
Kommunikation war der Auftrag des Ver-
waltungsrates zur Zusammenarbeit der 
vier Spitalverbunde auf Grundlage einer 
gemeinsamen Organisation vom 7. Mai 
2007. Damit sollte eine notwendige kri-
tische Grösse durch die Kooperation aller 
Spitäler der Spitalregion erreicht werden. 
Das SSC-IT umfasst derzeit 46 Mitarbei-
tende, die neben den zentralen Diensten 
wie SAP, PMS und Verzeichnisdienst für 
das Zentrumsspital 2500 PC-Arbeitsplät-
ze, 800 Drucker und mehr als 400 Fach-
applikationen sowie 307 Server koordinie-
ren und ihre Dienste für 3800 Nutzende 
anbieten. Grundlegend für die Applikati-
onen, die PC-Infrastruktur und das Ange-
bot eines Helpdesks ist der Patienten- 
prozess, an dem sich diese Leistungen 
orientieren.

Mit der Planung des SSC-IT und der Re-
alisierung notwendiger Voraussetzungen 
wurde Mitte 2007 angefangen. Schon 
während des zentralen Einsatzes der Ad-
ministrativlösung SAP konnten entschei-

dende Einflussfaktoren identifiziert wer-
den. Dazu gehört unter anderem, dass 
das Gesundheitsdepartement und das 
Kantonsspital St. Gallen (KSSG) als Trei-
ber die Erreichung der Sondergenehmi-
gung zum gemeinsamen Betrieb am KSSG 
erlangten. Sowohl in der Vorbereitungs- 
als auch in der Umsetzungsphase waren 
insgesamt drei verschiedene elementare 
Rollen auszumachen. Es war zunächst 
wiederum die Rolle des Treibers, die für 
den Fortschritt der Aktivitäten bedeutsam 
war. Der Verwaltungsrat übernahm diese 
Rolle, wobei hier auch die Geschäftslei-
tungen der vier Spitalverbunde gefordert 
waren, die ihrerseits eine koordinierende 
Aufgabe übernahmen. Zusätzlich zu die-
sen beiden Funktionen war der stellvertre-
tende CEO des Kantonsspitals in der 
Funktion als Mittler notwendig, um mit der 
Kundschaft, den Spitälern, zu kommuni-
zieren und Akzeptanz für die Lösung zu 
schaffen (Abbildung 1). Die Vorbereitungs-
phase der Realisierung des SSC-IT war 
entsprechend von einer intensiven Kom-
munikation, der Vermittlung des Vorha-
bens und der Gewinnung von Akzeptanz 
und Unterstützung auf der Ebene aller vier 
Spitalverbunde gezeichnet. 

Insbesondere die Struktur der Füh-
rungsorganisation und die Zuweisung der 
Verantwortlichkeiten waren sensible The-
men, die einer intensiven Kommunikation 
bedurften. Die Besetzung der unterschied-
lichen Positionen des Steuerungsaus-
schusses und der operativen Leitung des 
SSC-IT war unternehmenspolitisch be-
trachtet eine komplexe Aufgabe. Kleinere 
Spitäler waren kritisch eingestellt, fühlten 
sich vom Kantonsspital durch dessen  
Organisationsgrösse überrollt und hatten 
Vorbehalte gegenüber einer Synergie- 
nutzung, in der sie eine Gefährdung ihrer 
Autonomie sahen. Ferner wurde ein aus-
geprägter Einfluss des Kantonsspitals, an 
dem auch das SSC-IT angesiedelt ist, als 

Abbildung 1: Identifikation der Einflussfaktoren
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schwierig und die fast durchgängige Be-
setzung der Schlüsselpositionen durch 
Mitarbeitende des Kantonsspitals als pro-
blematisch empfunden. Die Vertreter der 
Geschäftsleitungen der Spitalregionen ga-
ben im Steuerungsausschuss des SSC-IT 
wiederholt direkt oder indirekt ihren Be-
fürchtungen Ausdruck, die Zentralisierung 
der IT könnte der erste Schritt für eine voll-
ständige Zentralisierung der dezentral  
erbrachten Gesundheitsleistungen dar-
stellen. Es galt daher, durch intensive 
Kommunikation Vorbehalte im Steue-
rungsausschuss des SSC-IT auszuräumen 
und die Geschäftsleitungen der Spital- 
regionen für das Vorhaben zu gewinnen. 
Einen wichtigen Bestandteil der Vertrau-
ensbildung stellten dabei ein umfassender 
Leistungsbeschrieb sowie eine transpa-
rente und verursachergerechte Abrech-
nung der Kosten dar. Dadurch wurden die 
Servicekosten für die Spitalverbunde 
nachvollziehbar und akzeptierbar. Voraus-
setzungen dafür waren die Pflege von Ser-
vicekatalogen und eine serviceorientierte 
Vollkostenrechnung, welche die IT des 
KSSG als Kern der neuen Organisation 
mitbrachte. 

Mit der Gründung des SSC-IT wurden 
drei bisher getrennt voneinander arbeiten-
de IT-Einheiten mit unterschiedlichen Or-
ganisationskulturen zu einer Abteilung zu-
sammengeführt. Dementsprechend waren 
Unsicherheiten bei den Mitarbeitenden 
durch die damit verbundene strukturelle 
Reorganisation auszuräumen und eine 
stärkere Teamorientierung zu gewährleis-
ten. Als wichtigste Massnahme in diesem 
Prozess stellte sich die laufende Informati-
on der Mitarbeitenden des KSSG auf brei-
ter Front über das Vorhaben SSC-IT her-
aus. Dadurch konnte Ängsten hinsichtlich 
individueller Nachteile und anderen Vorbe-
halten gezielt entgegengewirkt werden, 
sodass auf der Sachebene schliesslich ein 
breiter Konsens erzielt wurde.

Die Umsetzung des SSC-IT seit Januar 
2008 zeichnet sich durch verschiedene 
Charakteristika aus. Die Kommunikation 
wird weiterhin als zentral angesehen.  
Zwischen und innerhalb verschiedener 
Gremien (Leitung, Service und Support-
meeting, Projektkoordination und Steue-
rung) sowie unter den Projekt- und Service-
verantwortlichen werden Informationen 
regelmässig bereichsübergreifend ausge-
tauscht. Darüber hinaus sollen die Pro-
zesse der Leistungserstellung zukünftig 
besser integriert werden. Ausserdem ist 
geplant, eine Strategie für das SSC-IT zu-
gunsten einer stärkeren Identifikation und 
der Vermittlung gemeinsamer Werte und 
Ziele zu erarbeiten. Zur Unterstützung der 
organisationsinternen und organisations-
übergreifenden Kommunikation und Iden-

tifikation wurde darüber hinaus ein Logo 
für das SSC-IT entworfen.

Während die Aufbauorganisation, die  
Finanzierung und die Geschäftsordnung 
des SSC-IT bereits realisiert worden sind, 
wird momentan der Fokus auf die Konkre-
tisierung der Ablauforganisation gerichtet. 
Als Grundlage wurde dazu eine optimierte, 
am System ITIL (IT Infrastructure Library) 
orientierte, prozessorientierte Aufbauorga-
nisation implementiert, welche sich noch 
stärker an den Spezifikationen der Kund-
schaft (Bereich Leistungsvereinbarung) 
und Nutzer (Bereich Service und Support) 
ausrichtet (Abbildung 2).

Einflussfaktoren und Gestal-
tungsanforderungen
Abschliessend ist hervorzuheben, dass 
die politischen Rahmenbedingungen, die 
den Gesundheitssektor des Kantons  
St. Gallen beeinflussen, wesentliche Grund-
satzentscheidungen (z.B. Quadriga II) er-
möglicht haben und innovative Projekte im 
Bereich E-Health nicht zuletzt durch die 
kantonale Strategie unterstützen. Das  
Gesundheitsdepartement ist neben den 
Spitalverbunden, den psychiatrischen Kli-
niken, Laboren und weiteren Beobachtern 
Träger des Vereins für Informatik im Ge-
sundheitswesen (VIG), der auf die IT-Ko-
operation der Spitäler strategisch bera-
tend wirkt. Darüber hinaus war ein klarer 
Auftrag des zentralen Aufsichtsorgans 
(Verwaltungsrat) notwendig, der nur auf-
grund der politischen Korrekturen im Rah-
men von Quadriga II möglich wurde. 

In Bezug auf die Führungsaspekte  
waren die Koordination und das beispiel-
hafte Vorangehen durch das Zentrums-
spital bei gleichzeitigem Einbezug aller 
Spitalverbunde grundlegend. Zudem wa-
ren der gemeinsame Wille zur Zusammen-
arbeit und die Überwindung kultureller  
Unterschiede massgeblich für die Ziel- 
erreichung. Die transparente Ausgestal-

tung der Aufbau- und Prozessorganisation 
des SSC-IT sowie die damit verbundene 
Nachvollziehbarkeit von Kosten und Leis-
tungen waren die Basis für die breite Ak-
zeptanz. Dreh- und Angelpunkt der Zu-
sammenarbeit war und ist die intensive 
Kommunikation zwischen und innerhalb 
der Gremien.

Anhand der hier beschriebenen Planung 
und Umsetzung eines SSC-IT wird nach-
vollziehbar, dass es sich um ein komplexes 
Organisationsprojekt handelt. Daher sind 
sowohl begünstigende Rahmenbedin-
gungen als auch ein adäquates Change-
management mit den jeweils entspre-
chenden Rollen im Realisierungsprozess 
massgeblich für die Zielerreichung. Ent-
sprechend ist für vergleichbare Projekte 
ein ähnlich umfassender Handlungsrah-
men anzunehmen und entsprechend zu 
berücksichtigen.
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Abbildung 2: SSC-IT-Organisation
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Kanton Solothurn: Archivierung 
und Verarbeitung von Dokumenten 
erfolgreich ausgelagert
Kurt Bader, Ulrich Heiniger

2003 hat sich der Kanton Solothurn dafür 
entschieden, die Archivierung von elek-
tronischen Dokumenten sowie die 
Verarbeitung von Papierakten an einen 
externen Dienstleistungsanbieter aus-
zulagern. Die Erfahrungen sind positiv: 
Der Kanton braucht keine technische 
Infrastruktur anzuschaffen und kann 
gleichzeitig die Kosten für die Verarbei-
tung und Archivierung von Dokumenten 
einfach kalkulieren.

Kurt Bader
Leiter Amt für Informatik und  
Organisation des Kantons Solothurn
kurt.bader@aio.so.ch

Ulrich Heiniger
Director Customer Services, 
RR Donnelley Document Solutions 
(Switzerland) GmbH
ulrich.heiniger@rrdgds.ch

Grundproblem
Das Scannen von Dokumenten jeglicher 
Art (inkl. Schrifterkennung) sowie die elek-
tronische Archivierung über mehrere Jahre 
ist ein Spezialgebiet. Ein effizientes Scan-
nen benötigt ein konstant hohes Volumen, 
geeignete Gerätschaften und eine grosse 
Erfahrung. Die elektronische Archivierung 
grosser Datenbestände über mehrere Jah-
re bedarf einer geeigneten technischen 
Infrastruktur und einer periodischen Kon-
vertierung der Archivdaten in weiterhin 
lesbare Formate. Zur Bewältigung dieser 
Aufgaben sind neben den jährlichen Be-
triebskosten auch periodisch grössere In-
vestitionen notwendig.

Voraussetzungen schaffen
Aufgrund der oben aufgeführten Erkennt-
nisse und zwecks Kostenminimierung 
ohne grössere Anfangsinvestitionen ent-
schied sich der Kanton Solothurn bereits 
im Jahr 2001, die Dienstleistungen nicht 
intern aufzubauen, sondern sie gesamt-
haft von einem externen, spezialisierten 
Dienstleistungsanbieter zu beziehen. Um 
mit den eigentlichen Projektarbeiten be-
ginnen zu können, mussten zuerst daten-
schutzrechtliche Fragestellungen mit der 
Datenschutzkommission geklärt werden. 
Anschliessend wurden in einem Regie-
rungsratsbeschluss die Rahmenbedin-
gungen für die externe Datenhaltung, das 
externe Scanning und den Datenzugriff 
auf diese Informationen festgelegt. Fol-
gende wesentliche Rahmenbedingungen 
sind einzuhalten: 

Die Mitarbeitenden des Dienstleis-
tungsanbieters müssen die Einhaltung  
der kantonalen Datenschutzbestimmungen 
schriftlich bestätigen und einer Personen- 
sicherheitsüberprüfung zustimmen. 

Die Datenübertragung zwischen dem 
externen Archiv und dem Kantonsnetz-
werk muss mit einer sicheren Verschlüsse-
lung erfolgen.

Aktuelle Kopien der Archivdaten (in- 
klusive Suchkriterien) auf Langzeitmedien 
müssen beim Kanton aufbewahrt werden.

Jeder neue Archivbereich benötigt eine 
zwingende Zustimmung des Regierungs-
rates.

Projektumsetzungen
Mit einer Ausschreibung wurde der exter-
ne Dienstleistungsanbieter im Jahr 2002 
ausgewählt, und die ersten Projekte  
(Kreditorenbelege, Zeiterfassungsbelege, 
Druckoutput-Daten im Steuerbereich) 
konnten erfolgreich umgesetzt werden. 
Der Betrieb der umgesetzten Anwen-
dungsbereiche bestätigte die getroffenen 
Annahmen in Bezug auf Kosten und Qua-
lität. Die Benutzererfahrungen waren 
durchwegs positiv und der administrative 
Aufwand (Vorbereitung und Versand der 
Dokumente, Helpdesk) seitens Kanton 
konnte sehr gering gehalten werden. Auf-
grund der positiven Erfahrungen wurden 
das Scanning und die Archivierung in den 
Folgejahren massiv ausgebaut (Steuern, 
Grundbuch, Vollzug Motorfahrzeuge).

Datenaufbereitung und  
-verarbeitung sowie Archivierung
Für die elektronische Archivierung von  
Papierdokumenten bedarf es verschie-
dener Schritte, bevor die Daten in elektro-
nischer Form zur Verfügung stehen (Abbil-
dung 1): Steuererklärungen, zum Beispiel, 
werden mittels eines Postroutings direkt 
vom Bürger oder via Staatschauffeur ins 
Dienstleistungszentrum zur Verarbeitung 
transportiert. Dort werden die Dokumente 
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zunächst registriert und anschliessend für 
die Digitalisierung vorbereitet (Öffnen der 
Couverts, Entfernen der Büro- und Heft-
klammern, Glätten der Faltstellen, Trennen 
der Scanstapel mit Barcode-Trennblättern, 
Bereitstellen der Scanstapel usw.).

In der Folge werden die Dokumente durch 
Fachpersonal mit Hochleistungsscannern 
digitalisiert, die elektronischen Daten indi-
ziert und anschliessend archiviert. 

Die Datenextraktion erfolgt mit hoch-
professionellen Softwaretools, die es er-
möglichen, Steuererklärungen mittels Hand-
schrift- und Barcodeerkennung auszulesen 
und die Daten dem nachgelagerten  
Steuersystem des Kantons Solothurn zur  
Weiterverarbeitung im Veranlagungspro-
zess zu übergeben.

PDF-Dateien, die in den einzelnen Amts-
stellen entweder über bestehende Multi-
funktionskopierer oder aus Open-Office-
Anwendungen heraus erstellt und 
anschliessend mittels JAVA-Applikation in-
diziert werden, sowie COLD-Daten aus den 
Rechenzentren des Kantons Solothurn  
können ohne weitere Aufbereitung über 
eine verschlüsselte Verbindung an das 
Dienstleistungszentrum übertragen werden. 

Zugriff auf die Dokumente  
und Daten
Die Mitarbeitenden des Kantons Solothurn 
haben einerseits die Möglichkeit, über eine 
geschützte Datenleitung mittels Internet-
technologie auf die Daten und Dokumente 
zuzugreifen (Abbildung 2).

Hierbei stellt das passwortgeschützte 
Login sicher, dass ausschliesslich befugte 
Personen auf diejenigen Informationen zu-
greifen können, für die sie autorisiert sind.

Andererseits besteht die Möglichkeit, 
die Dokumente direkt aus den Fachappli-
kationen heraus aufzurufen, wobei die Mit-
arbeitenden hierfür die Fachapplikation 
nicht verlassen müssen, sondern die rele-
vanten Daten direkt aufrufen können.

Fazit
Durch das Auslagern der Prozesse kön-
nen erhebliche Investitionen vermieden 
werden und die Kosten sind einfacher kal-
kulierbar. Das Fachwissen bleibt beim 
Kunden, lediglich das Know-how für Teil-
prozesse wird zum Dienstleistungsan- 
bieter ausgelagert. Die Dienstleistungen 
werden dabei durch Service Level Agree-
ments definiert.

Abbildung 1: Ablauf Verarbeitung

Abbildung 2: Sichere Verbindung
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Das österreichische Bundesrechenzentrum als 
Beispiel für eine erfolgreiche Implementierung 
eines Shared Service Centers 
Roland Jabkowski

Das Bundesrechenzentrum (BRZ) wurde 
bei seiner Ausgliederung aus der öster-
reichischen Bundesverwaltung bereits als 
eine Art Shared Service Center für 
Informations- und Kommunikationstech-
nologie gegründet, obwohl der Terminus 
der Querschnittsfunktion im Jahr 1997 in 
der öffentlichen Verwaltung noch nicht 
sehr verbreitet war. 
Als der IT-Dienstleister der österreichischen 
Bundesverwaltung stellt das BRZ ein 
Praxisbeispiel für die erfolgreiche Anwen-
dung des Shared-Service-Modells im 
Bereich der Informationstechnologie dar. 
Die konsequente Umsetzung des Shared-
Service-Konzepts trägt dazu bei, dass 
das BRZ die Kosten im Bereich Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) senken konnte. Dies bedeutet für die 
österreichische Bundesverwaltung eine 
nachhaltige Ersparnis von rund 13 Millio-
nen Euro für das Jahr 2008. 
Somit entstehen auch für die Zukunft 
finanzielle Spielräume, die umfang-
reicheren und qualitativ hochwertigen 
Verwaltungsdienstleistungen (z.B. 
Bürgerservice) – auch auf europäischer 
Ebene – zugute kommen.

Dipl.-Ing. Roland Jabkowski
Sprecher der Geschäftsführung,
BRZ GmbH
roland.jabkowski@brz.gv.at

BRZ – der Beginn einer  
Erfolgsgeschichte
Das BRZ ist heute als der IKT-Dienstleister 
der österreichischen Bundesverwaltung 
der marktführende E-Government-Partner 
in Österreich. Als erfolgreiches, privatwirt-
schaftlich geführtes Unternehmen stellt 
das BRZ einen wichtigen, aus der österrei-
chischen E-Government-Landschaft nicht 
mehr wegzudenkenden Partner für den 
Bund und bundesnahe Organisationen dar.

Die Geschichte des BRZ begann 1979 
mit der Einrichtung des Bundesrechen-
amtes, welches als Dienststelle für die 
operativen Arbeiten der Anwendungsent-
wicklung und den Betrieb von IT-Anwen-
dungen der IT-Sektion des Finanzministe-
riums zuständig war. 

Im Jahr 1997 wurde die Bundesrechen-
zentrum GmbH (BRZ) bei ihrer Ausgliede-
rung aus der Bundesverwaltung als eine 
Art Shared Service Center für Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) gegründet. Damals war das eine  
visionäre Entscheidung. Heute ist die Ein-
richtung einer IKT-Querschnittsfunktion 
(Shared Service Center) in Unternehmen 
und Konzernen selbstverständlich und 
auch in vielen Regierungsprogrammen be-
reits festgeschrieben. 

Die Gründe für die Ausgliederung des 
BRZ aus dem Bund lagen in dem Bestre-
ben, Ressourcen zu bündeln, Kompe-
tenzen zu konzentrieren, flexible Gehalts-
formen einzuführen und interne Prozesse 
zu modernisieren. Ein eigenes BRZ-Ge-
setz definiert den Markt, die Position und 
die Kernkompetenzen des Unternehmens 
– das sind jene Aufgaben, die dem BRZ 
durch öffentlichen Auftrag zugewiesen 
sind, also die Konzeption, die Implemen-
tierung und der Betrieb von IKT-Lösungen 
für die österreichische Bundesverwaltung. 
Oberste Ziele des BRZ sind die kosten-
günstige und umfassende Versorgung des 
öffentlichen Sektors mit IT-Dienstleistun-
gen, die Schaffung eines unbürokratischen 
Zugangs der Bürger zu den Behörden so-
wie die kontinuierliche Weiterentwicklung 
und Ausweitung des E-Governments.

Als der IKT-Dienstleister des Bundes 
und Betreiber eines der grössten Rechen-

zentren Österreichs versteht sich das BRZ 
als Integrator zwischen den Abläufen der 
öffentlichen Verwaltung, den Leistungen der 
IT-Wirtschaft und den Bedürfnissen der 
Anwender. Bundesministerien und deren 
nachgeordnete Stellen, Sozialversicherungs-
träger, Universitäten und staatsnahe Un-
ternehmen zählen zum Zielmarkt des BRZ.

Shared IT-Services:  
Optimum zwischen Outsourcing 
und Eigenerstellung 
Steigende Kundenanforderungen bei knap-
per werdenden Haushaltsmitteln, ohne 
Steuererhöhungen oder Leistungsstrei-
chungen zu erfüllen, ist der Anspruch an 
die öffentliche Verwaltung. Das Konzept 
der Shared Services kann einen entschei-
denden Beitrag leisten, ihn zu realisieren. 
Internationale Studien1 belegen, dass 
durch die Bündelung geeigneter Aufgaben 
in eigenständigen Dienstleistungsorgani-
sationen Kosten gesenkt werden können 
und gleichzeitig die Qualität der Leistun-
gen erheblich gesteigert werden kann. 

In den letzten beiden Jahren erfolgte 
eine Schärfung der Positionierung als 
Shared Service Center für Informations- 
und Kommunikationstechnologie der Bun-
desverwaltung. Der nun vom BRZ verfolgte 
Shared-Service-Ansatz basiert auf fol-
genden Grundsätzen:
– �Erhöhte Qualität der Serviceleistungen 

für die öffentliche Verwaltung, d.h. Ver-
fügbarkeit, Sicherheit, Stabilität und  
Performance u.a. durch interne und ex-
terne Qualitätssicherungsmassnahmen 
wie z.B. die ISO-27001-Zertifizierung.

– �Signifikante Reduktion der Kosten durch 
Bündelung standardisierbarer Services 
für unterschiedliche Behörden und damit 
Realisierung von Skaleneffekten durch 
«grössere Transaktionsvolumina», d.h., 
Investitionen im Bereich IT-Infrastruktur 
und Kosten für IT-Fachpersonal werden 
so auf eine grössere Anzahl von Nutzern 
verteilt.

– �Die BRZ-Kundschaft (Bundesbehörden) 
wird durch Auslagerung von IKT-Auf- 
gaben entlastet. Dies ermöglicht der  
jeweiligen Behörde, sich auf ihre Kern-
aufgaben zu konzentrieren. 
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Das Shared-Service-Konzept bildet somit 
ein Optimum zwischen den beiden Extre-
men Outsourcing und Eigenerstellung von 
IKT-Services durch die Behörde selbst. 
Die strategische Gesamtverantwortung 
bleibt bei der beauftragenden Behörde, 
die auch die Erbringung der Leistung an 
den Bürger, die Wirtschaft oder andere 
Institutionen weiterhin gewährleisten muss. 
Gebündelt werden daher im Shared- 
Service-Ansatz Unterstützungsleistungen 
und nicht Entscheidungskompetenzen. 
Durch den gewählten Shared-Service-An-
satz in Österreich ergeben sich zusätzliche 
Vorteile:
– �Das BRZ steht zu 100 Prozent im Eigen-

tum der Republik Österreich, das bedeutet:
– �Durchführung von Kernaufgaben der 

Hoheitsverwaltung ist gesichert.
– �Im Gegensatz zu von ihm beauftragten 

IT-Dienstleistern der Privatwirtschaft 
hat der Bund beim BRZ die Möglichkeit, 
die Geschäftsausrichtung mitzuge-
stalten.

– �Die Option der Inhouse-Vergabe 
ermöglicht eine Steigerung der Kosten-
effizienz für die Bundesverwaltung.

– �Vollkostendeckung ohne Gewinnerzielung 
ist für das BRZ bei gesetzlich oder durch 
Verordnung übertragenen Aufgaben 
durch das BRZ-Gesetz vorgegeben.

Die Erfolgsgeschichte in Zahlen
Die Positionierung des BRZ als Shared 
Service Center hat sich bis dato als rich-
tige Entscheidung erwiesen. Konsolidierung 
und Standardisierung schafften Synergien 
auf technischer und fachlicher Ebene und 
führten zu einer Steigerung der Produkti-
vität, insbesondere im Betriebsbereich 
(Rechenzentrum), sowie zu einer weiteren 
Reduktion der Verwaltungsgemeinkosten. 

Dies bedeutet für die österreichische  
Bundesverwaltung eine Ersparnis von 
rund 13 Millionen Euro im Jahr 2008.

Der Erfolg von Qualität und Kunden- 
orientierung zeigt sich auch in den Unter-
nehmenszahlen des BRZ. Der Umsatz ist 
von 85 Millionen Euro im Jahr 1997 auf 
rund 230 Millionen Euro im Jahr 2007 an-
gewachsen, die Mitarbeiterzahl stieg von 
500 auf über 1100 an. Mit einem Marktan-
teil von etwa 60 Prozent im Kernmarkt 
Bund ist das BRZ marktführender E-Go-
vernment-Partner in Österreich. Betreut 
werden bundesweit rund 30 000 IT-Ar-
beitsplätze und mehr als 300 IT-Verfahren. 
Im jährlichen branchenübergreifenden 
Ranking aller IT-Serviceprovider in Öster-
reich (IDC-Ranking2) nimmt das BRZ den 
dritten Platz ein.

Auch die Europäische Kommission an-
erkennt den österreichischen Weg. In einer 
regelmässig durchgeführten Benchmark-
Studie der EU wurde Österreichs Vorrei-
terrolle bei der Umsetzung von E-Govern-
ment-Lösungen 2006 und 2007 bestätigt.3

In den letzten Jahren hat das BRZ be-
deutende bundesweite Shared Services 
implementiert. Als herausragende Bei-
spiele sind die behördenübergreifenden 
Querschnittslösungen der Haushalts- und 
Personalverrechnung, basierend auf SAP, 
und des elektronischen Akts anzuführen. 
Im Folgenden wird anhand des Elektro-
nischen Aktes im Bund («ELAK im Bund») 
ein Beispiel für die erfolgreiche Umsetzung 
eines IKT-Shared Services skizziert.

Shared Service «ELAK 
im Bund» – «Good Practice»  
aus Österreich
Der ELAK im Bund stellt für die österrei-
chische Verwaltung eine Revolution dar. 

Durch die Ablösung des Papieraktes in al-
len Bundesministerien kommt es zu einer 
Vereinfachung und Beschleunigung der 
Verwaltungsabläufe, denn der ELAK gilt 
als das Original eines Aktes. Elektronisch 
erstellte Dokumente müssen nicht mehr 
zu Papier gebracht werden, sondern wer-
den auf elektronischem Weg weitergeleitet 
und bearbeitet. Somit bildet der elektro-
nische Akt die Grundlage für eine ein- 
heitliche Geschäftsfalldokumentation und 
weiterführend für die Realisierung eines 
One-Stop-Government. 

Mit der Umsetzung in allen zwölf Bun-
desministerien bei insgesamt über 9000 
Mitarbeitern können nun auf der gesamten 
Bundesebene verwaltungsübergreifende 
Verfahren ohne Medienbruch bearbeitet 
werden. Auch in fast allen Landesverwal-
tungen wird derzeit an einer flächende-
ckenden Einführung von ELAK-Systemen 
gearbeitet.

Der elektronische Akt stellt ein Kern- 
element der österreichischen E-Govern-
ment-Strategie dar und wurde in der ös-
terreichischen Bundesverwaltung innerhalb 
eines Jahres flächendeckend eingeführt. 
Damit wurden mit Ende 2004 alle Papier-
akte in den Ministerien abgeschafft, die 
Kommunikation erfolgt nur noch auf elek-
tronischem Wege.

Die Einführung des ELAK im Bund  
war mit einem Gesamtvolumen von rund 
40 Millionen Euro eines der grössten Pro-
jekte der österreichischen Verwaltungsre-
form. Umgesetzt wurde das Programm 
von der Arbeitsgemeinschaft Elektro-
nischer Akt (ARGE ELAK), bestehend aus 
der BRZ GmbH und dem Tochterunter-
nehmen BIT-S GmbH, mit den Subunter-
nehmen IBM und Fabasoft. 

Abbildung 1: Realisierung des ELAK
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Folgende Leistungen wurden von der 
ARGE ELAK erbracht:
– �Errichtung einer leistungsfähigen und 

hochverfügbaren (no single point of 
failure) IKT-Infrastruktur, verteilt auf drei 
Standorte: BRZ, Parallelrechenzentrum 
des BRZ und zentrales Ausweichsystem 
des Bundes.

– �Rollout für alle zwölf Bundesministerien  
innerhalb eines Jahres.

– �Aufbau der Applikationsfunktionalität 
nach dem Shared-Service-Ansatz in  
einer zentralen Installation mit Mandan-
tensystem.

– �Datenmigration von 1,8 TB aus Altsys-
temen. 

– �Errichtung einer Service-Level-Manage-
ment-Infrastruktur für die exakte Messung 
der vertraglich vereinbarten Servicelevels.

Das Programm ELAK im Bund wurde wie 
folgt realisiert (Abbildung 1):
Zur Steuerung des Programms wurde ein 
ELAK-Lenkungsausschuss (ELA) einge-
richtet, in dem alle Bundesministerien so-
wie die ARGE ELAK mit den Subunterneh-
mern IBM und Fabasoft vertreten sind. 
Damit wurde eine leistungsfähige und  
flexible Entscheidungsstruktur für die effi-
ziente Zusammenarbeit zwischen den 
Bundesministerien und den Auftragneh-
mervertretern geschaffen. Zusätzlich  
wurden Expertengruppen, die aus Auf-
traggeber- und Auftragnehmervertretern 
bestehen, zur Bearbeitung der Fachthemen 
wie Softwarefunktionalität, Betrieb, Schu-
lung und Organisation eingerichtet. Diese 
Expertengruppen berichten an den ELA.

Seit dem Abschluss des Projektes  
werden die Bearbeitungen von Eingaben 
von Bürgerinnen und Bürgern und verwal-
tungsinternen Angelegenheiten nur mehr 
elektronisch abgewickelt. Damit machte die 
Republik Österreich einen – im internatio-
nalen Vergleich gesehen – zukunftsweisen-
den Schritt im Bereich Shared Services. 

Künftige Herausforderungen für 
die österreichische Verwaltung 
und das BRZ
Die Informationstechnologie des öffent-
lichen Sektors stand und steht in Öster-
reich im klassischen Spannungsfeld zwi-
schen verschärften Rahmenbedingungen 
(z.B. im Bereich Budget und Stellenpläne) 
und steigenden Anforderungen wie bei-
spielsweise der Behörde als Dienstleister.

Erfolgreiche Verwaltungsmodernisierung 
bedingt Veränderungsprozesse innerhalb 
der betroffenen Organisationen. Der Auf-
bau eines integrativen Change Manage-
ment ist eine notwendige Voraussetzung, 
um die Akzeptanz der Mitarbeiter herbei-
zuführen und Ängsten und Widerständen 
entgegenzuwirken. Wenn es gelingt, die 

handelnden Personen mit ins Boot zu ho-
len, besteht für die öffentliche Verwaltung 
die grosse Chance, durch Shared Services 
ihre Effizienz und Leistungsfähigkeit ent-
scheidend zu steigern und Einsparungs-
potenziale zu nutzen. 

Für die österreichische Verwaltung be-
stehen in folgenden Bereichen weitere 
Möglichkeiten zur Umsetzung von IKT-
Shared-Services:
– �Verwaltungs- und Bürgerportale
– �Einheitlicher Arbeitsplatz für die öffent-

liche Verwaltung (Bundesclient)
– �Zentrale Archivierungslösungen
– �Duale elektronische Zustellung
– �Unified Communications (wie Verwaltungs-

Call-Center, VoIP, Mailingsysteme)
– �Shared Services im E-Health
– �Umsetzung der EU-Dienstleistungsricht-

linie

Daraus lassen sich für das BRZ neben 
künftigen technologischen Anforderungen 
unter anderem Herausforderungen im Be-
reich der Kunden- und Serviceorientierung 
und des Sourcings ableiten. Das BRZ setzt 
auf gute und intensive Kooperation mit 
seinen Partnern aus der IT-Wirtschaft. Dies 
bietet auch Klein- und Mittelbetrieben die 
Möglichkeit, an Projekten der öffentlichen 
Verwaltung mitzuwirken. Best Practices 
aus der Wirtschaft und aktuelle Trends im 
IT-Bereich werden laufend auf Anwend-
barkeit in der öffentlichen Verwaltung  
geprüft und damit wird auch die Standar-
disierung geeigneter Prozesse und Leis-
tungen gefördert.

Oberstes Ziel des BRZ war und ist dabei 
die optimale Erfüllung der Anforderungen 
seiner Kunden, d.h. wirtschaftliche Leis-
tungserbringung bei vereinbarter Service-
qualität mit höchstmöglichen Sicherheits-
standards. Dies kann aber nur dann 
erreicht werden, wenn die Kunden- und 
Serviceorientierung in den Unternehmens-
werten verankert ist und als Zeichen einer 
einheitlichen Unternehmenskultur von je-
dem Mitarbeiter gelebt wird – gemäss dem 
Motto des BRZ «Unser Business heisst 
Vertrauen». 

Europäische Perspektiven 
Auch in der länderübergreifenden Zusam-
menarbeit im Bereich Shared Services ist 
das BRZ an innovativen Initiativen und 
Projekten federführend beteiligt.

Das Projekt «Pan-European Public Pro-
curement Online (PEPPOL)» ist ein Beispiel 
europäischer Zusammenarbeit von acht 
Mitgliedsstaaten im Bereich Shared Ser-
vices, bei dem auch das BRZ beteiligt ist. 
Ziel des Projekts ist die Schaffung von  
gemeinsamen Standards, um paneuro-
päische Beschaffungsprozesse künftig 
vollelektronisch abwickeln zu können.

Ein weiteres Beispiel ist die «Allianz der 
europäischen Verwaltungs-IT-Dienstleis-
ter», die das BRZ 2007 initiierte und be-
reits zahlreiche Partner aus dem deutsch-
sprachigen Raum umfasst. Mittelfristig 
sollen alle europäischen Verwaltungs-IT-
Dienstleister angesprochen werden. Die 
Allianz diskutiert Herausforderungen im 
IKT-Bereich der Verwaltung, wie zum  
Beispiel den möglichen Einsatz von  
grenzüberschreitenden Shared Services  
in Europa.

Auch bei der Gestaltung eines zukünf-
tigen One-Stop-Government stehen die 
IT-Dienstleister des öffentlichen Sektors in 
besonderer Verantwortung. Eine flächen-
deckende Zusammenarbeit von IT-Dienst-
leistern stellt eine notwendige Vorausset-
zung für eine ebenso wirtschaftliche wie 
zukunftsfähige und bürgernahe Verwal-
tung dar. Gerade die Forderungen im Zuge 
von «better regulations» Verwaltungskos-
ten zu senken, unterstützen die Idee, den 
Shared-Service-Ansatz von der nationalen 
Bundesverwaltung über andere Gebiets-
körperschaften hinweg bzw. länderüber-
greifend anzudenken. 

Besonders die Umsetzung der euro- 
päischen Dienstleistungsrichtlinie bietet 
die Chance, behördenübergreifende Infra-
strukturen und Prozesse aufzusetzen, um 
den Kunden der Verwaltung – den Bürge-
rinnen, Bürgern und Unternehmen – leis-
tungsfähige sowie sichere Produkte und 
Services anbieten zu können. Durch den 
Shared-Service-Ansatz und die konse-
quente Umsetzung einheitlicher technolo-
gischer und organisatorischer Strategien 
kann hier ein besonders hoher Gesamt-
nutzen erzielt werden.

1 �Gartner, ID Number G00146142: Key Issues for 
Government, 9.2.2007

2 �IDC Market Analysis, Austria IT-Services, 2007–2011 
Forecast and 2006 Vender Share

3 �Capgemini: Online Availability of Public Services:  
«How is Europe Progressing? Web-based Survey  
on Electronic Public Services», 2006 & 2007
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Behördeninformationssystem (BayBIS)  
für alle kommunalen und staatlichen Behörden 
in Bayern
Günter Popp

Mit der Novellierung von melderechtlichen 
Regelungen durch den Bund und die 
Länder wie z.B. der Freistaat Bayern mit 
der Verordnung zur Übermittlung von Mel-
dedaten (MeldDV) wurden die Grund-
lagen geschaffen, um mit dem verstärkten 
Einsatz von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien einen Beitrag zu 
einem bürgerfreundlichen Meldewesen zu 
leisten. Zu den wesentlichen Regelungen 
der MeldDV zählen die Einführung eines 
Behördeninformationssystems (BayBIS) 
und der Betrieb eines Meldeportals für 
private Stellen (ZEMA).
BayBIS ermöglicht allen kommunalen und 
staatlichen Behörden in Bayern über ein 
Portal Auskünfte aus den Melderegistern 
aller bayerischen Kommunen einzuholen, 
wodurch erhebliche Rationalisierungspoten-
ziale ausgeschöpft wurden. Die anfra-
genden Behörden erhalten schnell und 
unkompliziert eine Auskunft im Umfang 
der Daten, die sie für die Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben brauchen. Die Melde-
behörden werden von den zahlreichen 
Behördenauskünften im Wege der Amts-
hilfe entlastet, für die sie keine Gebühren 
erheben dürfen.

Aufgaben und Struktur  
der AKDB im Überblick
Die im Jahre 1971 mit Sitz in der baye-
rischen Landeshauptstadt München ge-
gründete AKDB (www.akdb.de) ist eine An-
stalt des öffentlichen Rechts. Ihre Träger 
sind die kommunalen Spitzenverbände in 
Bayern. Die AKDB arbeitet mit ihren derzeit 
deutschlandweit ca. 4500 Kundinnen und 
Kunden – hauptsächlich Gemeinden, Städte, 
Landratsämter, sonstige öffentliche Institu-
tionen – im Rahmen privatwirtschaftlicher 
Verträge auf freiwilliger Basis zusammen. Es 
gibt keine Verpflichtung der Kommunen, 
sich der AKDB zu bedienen.

Die Struktur der AKDB ist durch pro-
duktspezifische Geschäftsfelder gekenn-
zeichnet (z.B. Finanzwesen, öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, Verkehrswesen, 
Sozialwesen, Bau- und Grundstückswe-
sen, Personalwirtschaft, E-Government 
usw.). Alle Aufgaben, die im Zusammen-
hang mit der Entwicklung, dem Kunden-
service und dem Marketing der jeweiligen 
Lösungen und Dienstleistungen der Ge-
schäftsfelder stehen, sind unter einer ge-
samtverantwortlichen Leitung zusammen-
gefasst. Eine grösstmögliche Kundennähe 
wird durch Geschäftsstellen in allen sieben 
bayerischen Regierungsbezirken sowie 
durch Tochterunternehmen und Partner in 
anderen Bundesländern gewährleistet.

Zu den primären Aufgaben der AKDB 
zählen die Entwicklung, die Pflege und der 
bundesweite Vertrieb kommunaler Bran-
chensoftware für nahezu alle Fachbereiche 
von Städten, Gemeinden und Landkrei-
sen. Eine weitere Kernaufgabe ist der Be-
trieb von Servicerechenzentren, wobei die 
AKDB der Kundschaft Rechenzentrums-
kapazitäten im Rahmen ihrer Outsourcing-
angebote zunehmend als Shared Service 
Center (SSC) zur Verfügung stellt. Die Lö-
sungsansätze sind je nach Aufgabenstel-
lung sehr unterschiedlich. In bestimmten 
Fachbereichen, etwa im Finanzwesen, 
kann ein Servicerechenzentrum genutzt 
werden, das zusätzlich zum reinen Re-
chenzentrumsbetrieb Aufgaben der fach-
lichen Produktionssteuerung und -über-
wachung übernimmt. Dabei wird auf Basis 
der Finanzverfahren der AKDB beispiels-
weise Unterstützung bei der Erstellung 
von Jahresabschlüssen geleistet. Im Ser-
vice Center Personal wird ein Komplett-

service für die Lohn- und Gehaltsabrech-
nung, die Gestaltung von dienst- bzw. 
arbeitsrechtlichen Massnahmen und der 
Vollzug sonstiger Massnahmen angebo-
ten. Neben der Personalabrechnung wer-
den auch Unterlagen für Controlling, Pla-
nung und Rechnungswesen bereitgestellt. 

Mit dem Behördeninformationssystem 
(BayBIS), das Gegenstand dieses Beitrages 
ist, erbringt die AKDB elektronische Ser-
vices im Meldewesen für alle bayerischen 
kommunalen und staatlichen Behörden. 

Melderechtliche Grundlagen
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein  
föderaler Bundesstaat mit 16 Bundeslän-
dern und ca. 5500 Meldebehörden. Das 
Melderechtsrahmengesetz (MRRG) des 
Bundes gibt die melderechtlichen Rah-
menbedingungen für die Bundesländer 
vor. Da es sich beim MRRG nur um ein 
Rahmenrecht handelt, gelten dessen Re-
gelungen nicht unmittelbar für die Melde-
behörden. Zu ihrer Rechtswirksamkeit 
wird das MRRG durch die Bundesländer in 
landesmelderechtliche Regelungen umge-
setzt. In einigen Bundesländern bestehen 
seit Jahren neben den lokalen Melderegis-
tern landesweite Meldedatenbestände, 
die – wie in Bayern – z.B. für Onlineaus-
künfte an die Polizei aufgebaut wurden. 
Weitere Bundesländer sind derzeit dabei, 
landesweite Meldedatenbestände einzu-
richten, weil sie deren Nutzen bzw. Not-
wendigkeit erkannt haben. Im Rahmen der 
Föderalismusreform wurde das Meldewe-
sen inzwischen in die ausschliessliche Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes über-
geführt. Auf Basis der zum 1.9.2006 
erfolgten Änderung des Grundgesetzes 
soll ein Bundesmeldegesetz erlassen wer-
den, das die geltenden bundes- und  
landesrechtlichen Regelungen im Melde-
wesen zusammenführt. Im Rahmen der 
derzeitigen Erarbeitung des Bundesmel-
degesetzes wird die Einführung eines 
Bundesmelderegisters diskutiert.

Wie stellt sich die Situation  
im Freistaat Bayern dar?
Mit Verabschiedung der Verordnung zur 
Übermittlung von Meldedaten (MeldDV) 
durch den bayerischen Ministerrat am 
27.2.2007 wurde der im Freistaat Bayern 
erfolgreich eingeschlagene Weg fortge-

Günter Popp
Diplom-Volkswirt, Produktmarketing, 
Anstalt für Kommunale  
Datenverarbeitung in Bayern (AKDB)
guenter.popp@akdb.de



«eGov Präsenz» 2/08

   83Praxis – International

Abbildung 1: Meldeportal für kommunale und staatliche Behörden in Bayern

setzt, durch den verstärkten Einsatz von 
Informations- und Kommunikationstech-
nologien einen Beitrag zu einem bürger-
freundlichen Meldewesen zu leisten.

Einer der wesentlichen Eckpunkte der 
MeldDV ist die Einführung eines  
landesweiten Behördeninformationssys-
tems. Denn wie sah die frühere Praxis bei 
der Einholung von Behördenauskünften 
aus? Zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben benötigen viele kommunale und 
staatliche Behörden Auskünfte aus dem 
Melderegister wie insbesondere die  
aktuelle Anschrift einer Person. Die her-
kömmliche Bearbeitung war zeit- und per-
sonalintensiv: Die Anfragen an die Melde-
behörden erfolgten in schriftlicher Form 
und wurden von den Meldebehörden 
schriftlich beantwortet. Eine Online-Be-
hördenauskunft bietet erhebliche Rationa-
lisierungspotenziale: Die anfragenden Be-
hörden erhalten schnell und unkompliziert 
eine Auskunft, die Meldebehörden werden 
von den zahlreichen Behördenauskünften 
im Wege der Amtshilfe entlastet, für die sie 
keine Gebühren erheben dürfen.

Landesweiter zentraler  
Einwohnerdatenbestand  
in Bayern
Die MeldDV hat die AKDB mit der Realisie-
rung und dem Betrieb eines Behördenin-
formationssystems beauftragt. Einer der 
Gründe war sicher die langjährige Erfah-
rung der AKDB beim Betrieb von Online-
Auskunftssystemen für die Polizei sowie 
für die einfache Melderegisterauskunft an 
private Stellen über das ZEMA-Portal  
(siehe nächste Seite).

Das Behördeninformationssystem (Bay-
BIS) befindet sich seit dem 1.7.2007 im 
erfolgreichen Echtbetrieb. Als Datenbasis 
fungiert der im Servicerechenzentrum der 
AKDB vorgehaltene zentrale Einwohner-
datenbestand mit über 12,4 Mio. Einwoh-
nern von allen 1381 bayerischen Meldebe-
hörden, die durch die tägliche elektronische 
Übermittlung ihrer Änderungsdaten einen 
tagesaktuellen zentralen Bestand für Aus-
künfte aus dem Behördeninformationssys-
tem gewährleisten.

Der zentrale Meldedatenbestand ist kei-
ne Spiegelung der lokalen Melderegister, 
da z.B. die lohnsteuerrechtlichen Daten 
nicht im zentralen Datenbestand vorgehal-
ten werden. Neben den über 12,4 Mio. 
aktuellen Einwohnern umfasst der zentrale 
Meldedatenbestand auch historische Da-
ten (von weggezogenen oder verstorbenen 
Einwohnern).

 
Leistungsumfang des Behörden-
informationssystems
Der Bedarf an der Nutzung eines Behör-
deninformationssystems besteht bei einer 

Vielzahl staatlicher und kommunaler Be-
hörden wie z.B. Polizei, Staatsanwalt-
schaften, Finanzämter, Vermessungsämter, 
Kreisverwaltungsbehörden (Katastrophen-
schutz, Jugend- und Sozialämter, Waffen-
erlaubnisbehörden, Zulassungs- und Füh-
rerscheinstellen); nicht zu vergessen sind 
sonstige öffentliche Stellen wie z.B. die 
deutschen Rentenversicherungen oder die 
Industrie- und Handelskammern.

Dieser Auszug an Nutzern eines Behör-
deninformationssystems macht deutlich, 
dass der von den einzelnen Behörden be-
nötigte Datenumfang aus dem Meldere-
gister sehr differenziert zu betrachten ist. 
Viele Behörden benötigen für die Erledi-
gung ihrer gesetzlichen Aufgaben nur die 
aktuelle Anschrift einer Person, evtl. zu-
sätzlich noch das Geburtsdatum. Andere 
Behörden wiederum, hierzu zählen insbe-
sondere die Strafverfolgungsbehörden, 
benötigen umfassendere Informationen 
aus den Melderegistern.

BayBIS stellt den anfragenden Behörden 
die für ihre Aufgaben benötigten Melde-
daten zur Verfügung. Dies geschieht durch 
die Bereitstellung eines allgemeinen und 
eines rollenbasierten Behördeninforma- 
tionssystems (Abbildung 1).

Allgemeines Behörden- 
informationssystem 
Im allgemeinen Behördeninformations-
system können alle Behörden des Frei-
staates Bayern, bayerische kommunale 
Gebietskörperschaften, sonstige der  
Aufsicht des Freistaates unterliegende 
Körperschaften und Anstalten des öffent-
lichen Rechts folgenden Datenumfang  
abfragen:
– �Familiennamen (jetziger Name mit  

Namensbestandteilen)
– �Vornamen
– �Doktorgrad
– �gegenwärtige Anschriften
– �Tag der Geburt

Sofern die angefragte Person (ggf. mehr-
fach) umgezogen ist, wird über eine 
Adresskettenverfolgung sofort die aktuelle 
Anschrift ermittelt und mitgeteilt. Selbst-
verständlich werden bei der Auskunfts- 
erteilung alle datenschutz- und melde-
rechtlichen Vorschriften beachtet (z.B. 
Auskunftssperren).

Rollenbasiertes Behörden-
informationssystem 
Wie bereits ausgeführt, benötigen eine 
Reihe von Behörden für die Erledigung  
ihrer Aufgaben umfassendere Daten aus 
dem Melderegister. Welche Behörden  
weitere Daten über den Datenumfang des 
allgemeinen Behördeninformationssys-
tems hinaus abrufen dürfen und um wel-
che Daten es sich handelt, wird konkret 
durch die MeldDV geregelt. Das rollenba-
sierte Behördeninformationssystem dürfen 
u.a. folgende Behörden nutzen:
– �Polizei, Gerichte und Staatsanwalt-

schaften
– �Landesamt für Verfassungsschutz
– �Ausländerbehörden
– �Katastrophenschutzbehörden
– �Waffenerlaubnis- und Sprengstoff-

behörden
– �KFZ-Zulassungs- und Führerscheinstellen
– �Agenturen für Arbeit, Arbeitsgemein-

schaften nach § 44b SGB II und 
zugelassene kommunale Träger

– �Vermessungsämter
– �Gewerbebehörden
– �Gewerbeaufsichtsämter

Bei einer Anfrage erhalten diese Behörden 
den Datenumfang ihrer jeweiligen Rolle 
übermittelt. Neben der aktuellen Anschrift 
und dem Geburtsdatum werden z.B.  
Daten zu früheren Namen und Vornamen, 
gesetzlichen Vertretern, Familienstand, Ehe-
gatten oder Lebenspartnern, minderjäh-
rigen Kindern, Sterbetag und Sterbeort 
beauskunftet. 



«eGov Präsenz» 2/08

84 Praxis – International

Zugang zum Behördeninforma-
tionssystem – Abruf der Daten
Die Kommunen können wahlweise über 
das bayerische Behördennetz oder über 
das Internet auf BayBIS zugreifen (da nicht 
alle Kommunen an das bayerische Behör-
dennetz angeschlossen sind). Für alle an-
deren Behörden ist der Zugang über das 
bayerische Behördennetz vorgesehen. 
Beim Zugang über das Internet ist neben 
der Authentifizierung der Benutzer durch 
User-ID und Passwort zusätzlich ein Client-
zertifikat erforderlich, um eine sichere  
Datenübermittlung über das Internet zu 
gewährleisten.

Der Abruf der Daten kann wahlweise via 
Webbrowser über einen Webdialog oder 
über eine Programmschnittstelle erfolgen. 
Beim Webdialog werden in eine Suchmaske 
die Anfragedaten (Suchkriterien) zur ge-
suchten Person eingegeben, das Ergebnis 
der Suchanfrage wird in einer Ergebnis-
übersicht am Bildschirm ausgegeben. Die 
Programmschnittstelle ermöglicht, direkt 
aus einer Fachanwendung eine Suchanfra-
ge zu starten und das Ergebnis der Such-
anfrage in die Anwendung zu übernehmen. 
Der grosse Vorteil der Programmschnittstel-
le besteht für den Anwender darin, dass ein 
Vorgang durchgängig und damit wesentlich 
schneller bearbeitet werden kann. Durch 
das direkte Einsteuern der Daten in das 
Fachverfahren entfällt die aufwendige ma-
nuelle Erfassung, womit auch Tippfehler 
vermieden werden.

Vorteile des 
Behördeninformationssystems
BayBIS bietet den bayerischen Behörden 
im Überblick insbesondere die folgenden 
Vorteile:
– �Flächendeckendes Informationssystem, 

über ein Portal können die Melderegister 
von allen bayerischen Meldebehörden 
abgefragt werden.

– �Hohe Verfügbarkeit des Systems  
(7 Tage, 24 Stunden).

– �Zeitliche Ungebundenheit bei der 
Einholung der Auskünfte.

– �Schnelle und unkomplizierte Einholung 
der Auskunft.

– �Durch eine Adresskettenverfolgung wird 
sofort die aktuelle Anschrift ermittelt 
und mitgeteilt.

– �Die erhebliche Beschleunigung und 
Vereinfachung der zahlreichen Geschäfts-
prozesse zwischen den Behörden führt 
zu deutlichen wirtschaftlichen Entlastun-
gen für alle Beteiligten.

– �Entlastung der Meldebehörden von den 
zahlreichen Behördenauskünften im 
Wege der Amtshilfe, für die sie keine 
Gebühren berechnen dürfen.

– �Die Auskünfte werden von der AKDB 
unentgeltlich erteilt, die Finanzierung 

des Behördeninformationssystems hat 
der Freistaat Bayern übernommen.

– �Unbürokratische, einfache Nutzung von 
BayBIS, da nur eine einmalige Registrie-
rung der Behörde bei der AKDB 
erforderlich ist.

Von Beginn des Echtbetriebes an war bei 
den bayerischen Behörden eine hohe Ak-
zeptanz von BayBIS festzustellen. Inzwi-
schen haben sich rund 1600 staatliche und 
kommunale Behörden für die Nutzung von 
BayBIS registrieren lassen. Die Anzahl der 
User beträgt derzeit ca. 41 000; darunter 
befinden sich rund 18 000 User aus der  
Finanzverwaltung (u.a. alle Finanzämter in 
Bayern). Die Anzahl der monatlichen Anfra-
gen beläuft sich derzeit auf ca. 200 000 
(ohne Auskünfte an die Polizei), mit stark  
ansteigender Tendenz (Stand: 30.5.2008).

ZEMA – zentrale Melderegister-
auskunft für private Stellen
Wie bereits erwähnt, betreibt die AKDB 
auch ein Portal für die Erteilung einfacher 
Melderegisterauskünfte an private Stellen. 
Denn bei der serviceorientierten Moder- 
nisierung des Meldewesens kam der  
Melderegisterauskunft unter wirtschaft-
lichen Aspekten von Anfang an eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Melderegister-
auskunft zählt zu den am stärksten 
nachgefragten Verwaltungsdienstleistun-
gen (unterschiedliche Schätzungen gehen 
von bis zu 40 Millionen Anfragen durch 
Unternehmen, Behörden und Bürger im 
Jahr aus). Neben Behörden ist auch für 
Poweruser, die regelmässig und in grös-
serem Umfang Melderegisterauskünfte 
einholen, der wirtschaftliche Vorteil einer 
schnellen, zeitnahen Auskunft kaum abzu-
schätzen, insbesondere dann, wenn die 
Melderegisterauskünfte online über ein 
Portal eingeholt werden können, das den 

Zugang zu vielen Melderegistern bündelt 
und den Abrechnungsvorgang organisiert.

Die AKDB hat daher mit ZEMA (zentrale 
einfache Melderegisterauskunft) bereits im 
August 2003 ein bayernweites Portal für 
einfache Melderegisterauskünfte zur Ver-
fügung gestellt. Um den Anforderungen 
der Poweruser nach länderübergreifenden 
Melderegisterauskünften Rechnung zu 
tragen, wurde ZEMA mit (zentralen) Mel-
dedatenbeständen anderer Bundesländer 
zu einem länderübergreifenden Portal ver-
linkt (Abbildung 2). Aktuell können über 
dieses Portal die Meldedaten von ca. 2160 
Meldebehörden mit rund 30 Mio. Einwoh-
nern aus den Bundesländern Bayern, Ba-
den-Württemberg, Hessen, Niedersach-
sen und dem Saarland abgefragt werden.

Das Geschäftsmodell sieht vor, dass 
kommunale IT-Dienstleister wie die AKDB 
die Poweruser akquirieren und mit diesen 
entsprechende Nutzungsvereinbarungen 
abschliessen. Den Powerusern wird je 
Auskunft ein privatrechtliches Entgelt be-
rechnet, aus dem ein Anteil an die Kom-
munen abgeführt wird. Seitens der Kom-
munen sind keine Investitionen in Hard-  
oder Softwareprodukte erforderlich. Durch 
die Einbindung eines E-Payment-Systems 
können zukünftig auch nicht bei der AKDB 
registrierte Private (z.B. Bürger) einfache 
Melderegisterauskünfte einholen.

Als Fazit kann festgehalten werden:
BayBIS und ZEMA tragen den von ver-
schiedenen Seiten vorgetragenen Anfor-
derungen an die Fortentwicklung des  
Meldewesens Rechnung. Sie ermöglichen 
eine erweiterte Nutzung der Melderegister, 
bieten eine wirtschaftliche Bereitstellung 
und Nutzung von Meldedaten und tragen 
zum Abbau von Bürokratie bei. BayBIS 
und ZEMA stellen damit gute Beispiele für 
«gelebtes» E-Government dar.

Abbildung 2: Ablauf einer Anfrage im länderübergreifenden ZEMA-Portal
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